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Vorwort

Im Jahre 1979 hat der Bundesminister für Wirtschaft das Institut für

Weltwirtschaft, zusammen mit vier anderen großen wirtschaftswissen-

schaftlichen Forschungsinstituten, mit einer regelmäßigen Strukturbe-

richterstattung beauftragt. Danach haben die Institute, neben Schwer-

punktstudien zu ausgewählten -Themen, in mehrjährigen Abständen einen

Hauptbericht (Kernbericht) zu erarbeiten, der die Grundlinien des

Strukturwandels beschreibt, seine Ursachen offenlegt und die Konse-

quenzen, die sich daraus für die Wirtschaftspolitik ergeben, aufzeigt.

Bis Ende 1987 haben drei Berichtsrunden stattgefunden.

Beginnend mit der vierten Berichtsrunde hat der Bundesminister für

Wirtschaft das Verfahren dahingehend geändert, daß die Institute den

Hauptbericht nicht mehr gleichzeitig, sondern nacheinander erstellen. Als

erstes wurde mit dem Schreiben vom 12.07.1988 das Institut für Weltwirt-

schaft beauftragt. Der vierte Hauptbericht wird hiermit vorgelegt.

Wegen der kurzen Zeitspanne, die seit der Übergabe des letzten Haupt -

berichts verstrichen ist, konzentriert sich dieser Bericht auf die Ent-

wicklung am "aktuellen Rand". Das zentrale Thema ist der internationale

Standortwettbewerb. Es wird untersucht, welche Veränderungen sich in

der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung (insbesondere als Folge des ra-

schen technologischen Wandels) abzeichnen und welche Konsequenzen

dies für die fortgeschrittenen Industrieländer und die Bundesrepublik

Deutschland hat. Dabei werden die Stärken und Schwächen der deut-

schen Unternehmen herausgearbeitet - beim internationalen Handel von

Gütern und Dienstleistungen und, was zunehmend wichtiger wird, beim

Austausch mobiler Produktionsfaktoren. Denn der internationale Wettbe-

werb gerät immer mehr zu einem Wettbewerb der Produktions- und Inve-

stitionsstandorte. Hierbei verfügen jene Länder über die besten Karten,

die dem mobilen Kapital die besseren Anlagemöglichkeiten bieten.

Die Strukturberichte haben eine wichtige Informationsfunktion. Sie sollen

nach den Vorstellungen des Auftraggebers Orientierungshilfe bei den
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Entscheidungen der staatlichen Stellen und der privaten Wirtschaft sein.

Der Bericht richtet sich deshalb nicht nur an die Adresse von Experten,

sondern auch an die breite Öffentlichkeit. Im Text wird aus diesem

Grunde auch auf eine ausführliche Darlegung statistisch-methodischer

Probleme verzichtet. Soweit für das Verständnis erforderlich, findet der

Leser die notwendigen Hinweise im Anhang.

Der Bericht ist eine Gemeinschaftsarbeit. Die Vielzahl der Themen kann

nur in Teamarbeit behandelt -werden. Im einzelnen haben daran mitge-

wirkt: Alfred Boss, Axel Busch, Henning Klodt, Astrid Rosenschon,

Klaus-Dieter Schmidt und Wolf gang Suhr.

Die Verfasser möchten allen Dank sagen, die die Arbeiten tatkräftig un-

terstützt haben. Hervorgehoben seien Regina Möckel und Jutta Stribny,

die sich um die Rechenarbeiten gekümmert haben, und Petra Walter, die

das Manuskript betreut hat.

Die Leitung der Arbeiten lag bei Juergen B. Donges und Klaus-Dieter

Schmidt. Beide tragen auch die Gesamtverantwortung für den Bericht.

Kiel, im Juni 1989 Prof. Dr. Horst Siebert

Präsident



A. Einleitung: Die Bundesrepublik Deutschland als Produktions-
standort

1. Die deutsche Wirtschaft befindet sich im konjunkturellen Aufwind. Sie

hat den Schwächeanfall, den sie im Herbst 1987 im Gefolge von Börsen-

krach und Dollarkursverfall erlitten hatte, rasch überwunden. Entgegen

allen Erwartungen war 1988 ein gutes Jahr, und das Jahr 1989 wird

nicht schlechter laufen. Doch Konjunktur ist nicht gleich Wachstum. Die

Frage lautet: Ist die deutsche Wirtschaft auf einen steileren Wachstums-

pfad eingeschwenkt? Hat sie wieder Anschluß an die Wachstumsdynamik

in anderen Ländern gefunden?

Einerseits: Es ist nicht zu übersehen, daß sich die Konstitution der

deutschen Wirtschaft verbessert hat. Vor wenigen Jahren hätten heftige

Turbulenzen an den Finanz- und Devisenmärkten, wie jene im Herbst

1987, vermutlich zu einem Einbruch bei den Investitionen geführt. Statt

dessen sind seitdem die Investitionen so kräftig ausgeweitet worden wie

schon lange nicht mehr. Dies ist ein hoffnungsvolles Zeichen. Denn die

Schwäche bei den Investitionen war für die deutsche Wirtschaft immer

mehr zur Achillesferse geworden. Sie bedrohte die internationale Wettbe-

werbsfähigkeit und engte den Wachstumsspielraum spürbar ein [Donges,

Schmidt et al. , 1988; Schmidt, Gundlach, 1988].

Andererseits: Die deutsche Wirtschaft wird dadurch begünstigt, daß sich

die wirtschaftliche Dynamik überall in der Welt wieder verstärkt hat. Der

Schwung bei den Investitionen rührt teilweise auch von der kräftigen

Zunahme des Exports her. Viele Unternehmen müssen inzwischen ver-

mehrt investieren, weil sie an der Kapazitätsgrenze produzieren.

Alles in allem erscheint es verfrüht, schon von einem Einschwenken auf

einen steileren Wachstumspfad zu sprechen. Ein Urteil über den länger-

fristigen Trend läßt sich ohnehin nicht an der konjunkturellen Entwick-

lung festmachen. Es muß sich auf die Einschätzung der grundlegenden

Wachstumsbedingungen stützen.

2. Verbesserung der Wachstumsbedingungen heißt, heute mehr denn je,

die relative Attraktivität eines Landes in den Augen der internationalen



Kapitalanleger zu erhöhen. Seit reichlich einem Jahr ist hierzulande eine

Kontroverse darüber im Gange, ob die deutsche Wirtschaft für den Wett-

bewerb um das mobile Kapital und um die Arbeitsplätze hinreichend ge-

rüstet und mithin ein guter Produktionsstandort ist. Es handelt sich

hierbei nicht um eine bloße Neuauflage jener Debatte aus den frühen

achtziger Jahren über die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen

auf den internationalen Industriegütermärkten, die durch die an der

Strukturberichterstattung beteiligten Institute ausgelöst worden war.

Damals hatte sich die Diskussion auf den internationalen Warenhandel im

Hochtechnologiebereich konzentriert, diesmal, ist sie wesentlich breiter

angelegt. Es geht jetzt um den Produktionsstandort Bundesrepublik im

ganzen - um die Investitionsbedingungen für in- und ausländische Un-

ternehmen und damit um die Realeinkommen in der Zukunft, und zwar

auch und gerade für die international weniger mobilen Produktionsfakto-

ren, das Gros der Arbeitnehmer.

Es ist sicherlich kein Zufall, daß das Standortthema zeitgleich mit einem

anderen Thema in die Schlagzeilen geraten ist: die Vollendung des euro-

päischen Binnenmarktes bis Ende 1992. Viele Unternehmen sind inzwi-

schen dabei, frühere Investitionsentscheidungen zu überprüfen und, wo

dies notwendig ist, zu korrigieren. Insofern muß der in Gang gekommene

Investitionsaufschwung nicht notwendigerweise ein Zeichen für Stärke im

internationalen Wettbewerb sein. Er kann auch die Anstrengungen der

Unternehmen widerspiegeln, Schwachstellen zu beseitigen. Gleichwohl do-

kumentiert sich darin die Bereitschaft, die neuen Herausforderungen an-

zunehmen. Die Wirtschaftspolitik sollte diese Bereitschaft mit einer weite-

ren Verbesserung des Investitionsklimas unterstützen.

3. Die Standortdebatte hat mittlerweile auch in zahlreichen wissenschaft-

lichen Publikationen ihren Niederschlag gefunden [ IW, 1988; SVR, 1988;

RWI, 1988]. Der deutschen Wirtschaft wird dort, wenngleich mit einigen

Abstrichen, im allgemeinen eine gute Konstitution bescheinigt. Danach

hält sie beträchtliche Trumpfkarten in der Hand. An vorderer Stelle

werden immer wieder genannt die im Vergleich zum Ausland hohen Auf-

1 DIW [1983]; Gerstenberger et al. [1983]; Hörn [1983]; Härtel, Langer
[1984]; Schmidt et al. [1984].



Wendungen für Forschung und Entwicklung, die große Anzahl der Pa-

tentanmeldungen, die gute Verkehrsinfrastruktur, der hohe Stand der

Aus- und Weiterbildung im bewährten und international vorbildlichen du-

alen System der Berufsausbildung und schließlich günstige wirtschaftli-

che und gesellschaftliche Rahmenbedingungen, wie eine niedrige Infla-

tionsrate oder das hohe Maß an sozialem Konsens. Dies mag alles richtig

sein. Zu fragen ist gleichwohl, ob die deutsche Wirtschaft diese Trumpf-

karten mit Erfolg auszuspielen versteht. Und hier, das zeigt die lebhafte

Diskussion, gibt es einige Zweifel.

4. Auf den ersten Blick mag es nicht einleuchten, der deutschen Wirt-

schaft in dieser Hinsicht Schwächen anzukreiden. Die Bundesrepublik

hält im internationalen Industriegüterhandel unangefochten die Spitzenpo-

sition, und sie erzielt dabei hohe Leistungsbilanzüberschüsse. Wer beim

Exportieren "Weltmeister" ist, so wird häufig argumentiert, kann so

schlecht nicht sein.

Hohe Exportüberschüsse sind freilich für eine Volkswirtschaft kein loh-

nendes Ziel, und sie sind auch kein Beleg für eine rundum gute Stand-

ortqualität. Hohe Exportüberschüsse können sogar ein Indiz für unzurei-

chende Attraktivität im Standortwettbewerb sein. Denn ein Land, das

mehr exportiert als importiert, legt einen Teil seiner Ersparnisse im Aus-

land an, statt sie im Inland zu investieren: Definitionsgemäß ist der

Überschuß in der Leistungsbilanz, der sich aus dem Überschuß in der

Waren- und Dienstleistungsbilanz (Außenbeitrag) und dem in der Bilanz

der unentgeltlichen Übertragungen zusammensetzt, gleich dem Defizit in

der Kapitalbilanz - von einer möglichen Veränderung der Währungsreser-

ven der Bundesbank einmal abgesehen. Seit Anfang der achtziger Jahre

hat die deutsche Wirtschaft nicht einmal 10 vH des Nettosozialprodukts

zu Marktpreisen zur Erweiterung und Verbesserung des heimischen Pro-

duktionspotentials aufgewendet, deutlich weniger als in den siebziger

Jahren (13 vH). Zugleich hat sie in einer Größenordnung von 4 vH des

Nettosozialprodukts mehr Waren und Dienstleistungen ins Ausland expor-

tiert als von dort importiert (Schaubild 1). Dauerhaft hohe Exportüber-

schüsse sind somit ein Zeichen dafür, daß Wachstumschancen im eigenen

Land nicht wahrgenommen werden. Ein Land ist nur dann ein guter Pro-

duktionsstandort, , wenn es zumindest die Ressourcen, über die es selbst



Schaubild 1 - Nettoinvestitionen und Außenbeitrag der Bundesrepublik
1973-1988 (a)

Mrd.DM(b)

4O-

i Notto-
v ^vostitionon

Außen
beitrag

(a) In jeweiligen Preisen. - (b) Veränderung gegenüber dem
Vorjahr. - (c) Anteil am Nettosozialprodukt zu Marktprei-
sen.

Quelle: Statistisches Bundesamt [d]; eigene Berechnungen.

verfügt, seine Ausstattung mit Sachkapital, seinen Bestand an Arbeits-

kräften und nicht zuletzt seinen Fundus an technischem Wissen, zur

Steigerung des Wohlstands seiner Bürger und zur Schaffung von Ar-

beitsplätzen voll nutzt. Das ist in den vergangenen fünfzehn Jahren in

der Bundesrepublik aber nur mit Einschränkungen der Fall gewesen.



5. Offene Volkswirtschaften unterliegen inzwischen in weit höherem Maße

außenwirtschaftlichen Anpassungszwängen als früher. Das hängt vor al-

lem damit zusammen, daß

- die Märkte immer globaler,

- die Konkurrenten immer zahlreicher und

- die Produktionsfaktoren immer mobiler werden.

Dabei verschieben sich die Gewichte im Standortwettbewerb zunehmend;

die Bedeutung der (vergleichsweise) immobilen Produktionsfaktoren nimmt

ab, diejenige der (vergleichsweise) mobilen Produktionsfaktoren nimmt

zu. Die Standortqualitäten eines Landes bemessen sich immer weniger

nach seiner Ausstattung mit Produktionsfaktoren, bei denen es kompara-

tive Kostenvorteile hat, wie z.B. billige Rohstoffe oder billige Arbeits-

kräfte. Die Standortqualitäten hängen immer mehr davon ab, ob es Pro-

duktionsfaktoren, die dort knapp sind, auf sich ziehen kann, genauer

gesagt davon, ob es genügend Kapital und technisches Wissen von an-

derswo importieren kann. Damit gewinnen die institutionellen Rahmenbe-

dingungen, die die Investoren in einem Land vorfinden, an Bedeutung.

Hierzu gehören insbesondere die Höhe der (effektiven) Steuersätze, das

Ausmaß staatlicher Regulierungen, die Stetigkeit und Verläßlichkeit der

Wirtschaftspolitik, aber auch alles andere, was das Investitionsklima be-

einflußt. Vor dem Hintergrund der Entwicklung in anderen Ländern gibt

es durchaus Grund, über die Qualität des Produktionsstandorts Bundes-

republik nachzudenken.

6. Ob ein Land ein guter oder schlechter Produktionsstandort ist, läßt

sich an seiner Wachstumsdynamik ablesen. Im Kreis der westlichen Indu-

strieländer hat die Bundesrepublik seit Mitte der siebziger Jahre keinen

Spitzenplatz mehr; in den achtziger Jahren findet sie sich im hinteren

Feld (Tabelle 1, Ziffern 12 ff. ). Sie wurde in letzter Zeit sogar vom

Vereinigten Königreich klar überholt, das lange Zeit zu den Schlußlich-

tern zählte.

7. Eine unzureichende Wachstumsdynamik ist meistens ein Zeichen dafür,

daß sich eine Volkswirtschaft schwer tut, mit dem Strukturwandel fertig

zu werden: Die bisherigen Märkte bieten nicht genügend Expansions-



Tabelle 1 - Entwicklung des Bruttosozialprodukts (a) in ausgewählten
Ländern 1970-1988 (vH) (b)

Bundesrepublik
Frankreich
Italien
Japan
Schweden
Schweiz
Spanien
Vereinigte Staaten
Vereinigtes Königreich

(a) In konstanten Preisen. - (
rungsraten.

1975-1980

3,4
3,1
3.8
5,0
1,3
1.7
1,8
3,4
1.8

1982-1988 1970-1988

2,5 2,3
1,9 2,7
2,8 2,7
4,3 4,4
2,4 1,9
2,4 1,5
3,3 3,2
4,0 2,8
3,5 2,2

b) Durchschnittliche jährliche Verände-

Quelle: OECD [ a].

Chancen. Sie sind entweder weitgehend gesättigt, oder die ausländische

Konkurrenz ist dort übermächtig. Die Umorientierung auf neue, zu-

kunftsträchtige Märkte kommt jedoch nicht rasch genug voran - es ent-

steht ein Anpassungsstau [Schmidt et al. , 1984; Donges, Schmidt et al. ,

1988].

8. Die Bedeutung des Strukturwandels für das wirtschaftliche Wachstum

wird mancherorts noch immer nicht hinreichend erkannt; mitunter werden

die Kausalketten sogar anders herum geknüpft - das langsame Tempo des

Strukturwandels wird mit der unzureichenden Wachstumsdynamik erklärt.

"Unternehmen mit neuen Produkten", so schrieb das Deutsche Institut

für Wirtschaftsforschung (DIW) in seinem letzten Strukturbericht, "haben

es in Zeiten ungenügender gesamtwirtschaftlicher Nachfrage schwer, sich

durchzusetzen . . . Es ist also durchaus erklärbar, daß in Zeiten ungenü-

gender gesamtwirtschaftlicher Nachfrage auch der Strukturwandel lang-

samer wird" [DIW, 1987, S. 4]. Das Rheinisch-Westfälische Institut für

Wirtschaftsforschung (RWI) vertritt eine ähnliche Auffassung. Struktur-

wandel wird dort als ein Prozeß verstanden, der

- "als Reflex auf gesamtwirtschaftliche Entwicklungen, veränderte Rah-

mendaten und singuläre Ereignisse aufzufassen ist,

- von einzelwirtschaftlichen Nachfrageentscheidungen in das ökonomische

System hineingetragen wird, . . .



- unternehmerische Anpassungsprozesse in Form veränderter Vorlei-

stungs- und Faktornachfrage auslöst..." [RWI, 1987, S. 2].

Mehr Wachstumsdynamik kommt jedoch nicht von allein. Sie muß aus dem

Strukturwandel resultieren - also daraus, daß Unternehmen im Vorgriff

auf künftige Nachfrage neue Produkte und Produktionsverfahren ent-

wickeln und daß sie in neue Kapazitäten investieren. Unternehmen, die

sich im Strukturwandel behaupten wollen, müssen mehr tun als nur rea-

gieren. Sie müssen selbst agieren, d.h. den Strukturwandel mitgestal-

ten, auch und gerade dann, wenn die gesamtwirtschaftliche Nachfrage

unzureichend erscheint.

9. Gegen das Argument vom Anpassungsstau wird mitunter eingewandt,

daß die deutsche Wirtschaft in den vergangenen Jahren bemerkenswerte

Anpassungsleistungen erbracht habe. So seien im großen Umfang unren-

table Produktionen aufgegeben und Kapazitäten stillgelegt worden. Im

Steinkohlenbergbau, in der Stahlindustrie, im Schiffbau, in der Textilin-

dustrie und im Bekleidungsgewerbe, die einstmals das industrielle Rück-

grat der deutschen Wirtschaft bildeten, seien bis zu zwei Drittel der Ar-

beitsplätze verschwunden. Und es seien anderswo viele neue, hochren-

table Arbeitsplätze entstanden, vor allem in modernen Dienstleistungs-

branchen.

Ob eine Volkswirtschaft Fortschritte im Anpassungsprozeß erzielt, hängt

jedoch nicht nur davon ab, welches Anpassungstempo sie selbst geht. Es

richtet sich auch nach dem Tempo, das andere Volkswirtschaften vorle-

gen. Selbst bei einem hohen Tempo des Strukturwandels kann ein Anpas-

sungsstau entstehen, falls nämlich der Strukturwandel in anderen Volks-

wirtschaften rascher vorankommt. Um die Qualität eines Produktions-

Standorts beurteilen zu können, ist es mithin notwendig, die strukturel-

len Veränderungen in anderen Ländern in den Blick zu nehmen.

10. In diesem Strukturbericht geht es darum herauszufinden, wie sich

die deutsche Wirtschaft im weltwirtschaftlichen Strukturwandel behauptet,

wo sie mithält und wo sie ins Hintertreffen gerät. Eine solche Standort-

bestimmung ist nicht einfach: Der Strukturwandel in der Welt hat viele

Gesichter, kein Land muß hier dem Muster eines anderen folgen. Hinzu



kommt, daß sich die Muster des Strukturwandels verändern - bisherige

verblassen und die neuen zeigen oftmals noch keine klaren Konturen.

Kurz: Es gibt beträchtliche Unsicherheit bei der Beurteilung von Ent-

wicklungen am "aktuellen Rand" [Schmidt, 1989].

Die neuen Entwicklungen sollen am Beispiel der weltweiten Veränderun-

gen in der Automobilproduktion deutlich gemacht werden. Die Automobil-

industrie war lange Zeit auf wenige Standorte konzentriert, auf die Ver-

einigten Staaten, auf einige große westeuropäische Länder (die Bundes-

republik, Frankreich, das Vereinigte Königreich, Italien und Spanien)

sowie auf Japan. Die Produzenten bauten vorzugsweise Automobile, die

auf die Bedürfnisse inländischer Käuferschichten zugeschnitten waren,

und sie bauten diese vorzugsweise im eigenen Land. Das alles hat sich

mittlerweile grundlegend geändert: Die Modelle gleichen sich, was Tech-

nik und Design anlangt, immer mehr an. Sie können deshalb auch in

Detroit, Turin oder Tokio entworfen, in Pamplona, Rüsselsheim oder Säo

Paulo produziert und in Rom, London oder San Francisco verkauft wer-

den. Dadurch sind neue Formen von internationaler Kooperation zwischen

nationalen Unternehmen entstanden.

11. Die Verschärfung des Standortwettbewerbs stellt somit auch die

Strukturforschung vor neue Aufgaben. Diese muß ihren räumlichen Hori-

zont erweitern. Sie muß mehr als bisher über den "nationalen Teller-

rand" hinausblicken, also die Entwicklungen in anderen Ländern stärker

berücksichtigen. Denn angesichts der fortschreitenden Internationalisie-

rung der Produktion, der Globalisierung der Märkte und der zunehmen-

den Zahl der Konkurrenten verlieren die herkömmlichen Beurteilungsmaß-

stäbe an Aussagekraft; was sagen z. B. die Exporte und Importe einer

Branche noch über die internationale Wettbewerbsfähigkeit eines Unter-

nehmens aus?

Wohlgemerkt: Es geht weniger darum zu untersuchen, wo die deutsche

Wirtschaft derzeit im internationalen Vergleich steht, sondern mehr

darum, wohin sie sich bewegt, ob sie mit der Dynamik der Weltwirtschaft

Schritt hält oder ob sie nachhinkt. Im internationalen Wettbewerb um die

Gunst der Investoren zählt nur, was morgen sein wird. Wenn bis Ende

1992 in der Europäischen Gemeinschaft der einheitliche Markt ohne Gren-



zen vollendet sein soll, dann müssen die heute noch bestehenden natio-

nalen Marktzugangsbarrieren beseitigt werden. Die Bundesrepublik hat

dabei auf vielen Feldern Nachholbedarf - bei der Deregulierung der

Dienstleistungsmärkte, bei der Auflockerung der korporativistischen

Strukturen auf dem Arbeitsmarkt, beim Abbau von Subventionen und

schließlich bei der Senkung von Steuern, vor allem von solchen, die auf

den Investitionen lasten.
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B. Referenzszenario: Herausforderungen von außen

1. Strukturwandel und Wachstum in der Weltwirtschaft: Anzeichen einer
neuen Dynamik

1. Positionsverschiebungen in der Wachstumshierarchie

12. Die konjunkturelle Aufwärtsentwicklung in der Bundesrepublik ist

vor dem Hintergrund ähnlicher Entwicklungen in anderen Ländern zu

sehen: Überall gibt es Anzeichen für eine neue Dynamik. Die Hauptauf-

gaben, mehr Arbeitsplätze für mehr Menschen zu schaffen und dabei den

Produktionsapparat zu erneuern und an die veränderten Bedingungen

der internationalen Arbeitsteilung anzupassen, sind zwar nirgendwo zu-

friedenstellend gelöst, aber ihre Last ist nicht mehr so drückend und

lähmend wie vor einigen Jahren. Es wächst im Gegenteil die Bereitschaft,

die Herausforderungen des Strukturwandels anzunehmen - in allen Län-

dern der Welt investieren die Unternehmen wie seit langem nicht mehr.

13. Die Weltwirtschaft ist aber nicht nur im Aufbruch, sondern sie be-

findet sich auch im Umbruch. Sichtbares Zeichen dafür sind die Posi-

tionsverschiebungen in der internationalen Wachstumshierarchie. Die

Schrittmacher des Aufschwungs waren in den letzten Jahren die Verei-

nigten Staaten und Japan. Beide Länder erreichten im Vergleich zu den

meisten anderen Industrieländern überdurchschnittliche Wachstumsraten,

die nur noch von einigen südostasiatischen Schwellenländern übertroffen

wurden. Die westeuropäischen Länder, die Bundesrepublik eingeschlos-

sen, belegten fast ausnahmslos Plätze im hinteren Feld. Die Ausnahmen

sind das Vereinigte Königreich und Spanien. Beide Länder sind nicht zu-

fällig weit nach vorn gerückt: Beim Vereinigten Königreich zeitigt offen-

bar der harte und konsequente Kurs einer internen Liberalisierung, bei

Spanien der einer externen Liberalisierung erste Erfolge (Schaubild 2).

14. Die Positionswechsel sind von grundsätzlicher Bedeutung. Sie zeigen,

daß sich die Wachstumszentren in der Welt verlagert haben: von den Re-

gionen beiderseits des Atlantiks zu den Regionen beiderseits des Pazi-

fiks, insbesondere von Westeuropa nach Südostasien. Dabei spielt Japan

die Vorreiterrolle längst nicht mehr allein; Länder wie Südkorea und
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Schaubild 2 - Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts und der Bruttoan-
lageinvestitionen (a) in ausgewählten Ländern (b) 1975-
1988 (c)

Bruttoinlandsprodukt
1982-1988

vH

Bruttoanlageinvestitionen
1982-1988

vH

-2 -1 4 5 6

1975-1980
-2 -1 0 4 5 . 6

1975-1980

(a) In konstanten Preisen. - (b) Zu den Ländern vgl . Verzeich-
nis der Abkürzungen für Länder, Organisationen und Systemati-
ken. - (c) Durchschnittliche jährl iche Veränderungsraten.

Quelle: OECD [a]; eigene Berechnungen.

Taiwan sind ihm schon dicht auf den Fersen. In deren Fußstapfen treten

mittlerweile einige jüngere Schwellenländer wie Thailand, Malaysia oder

Indonesien. Die bemerkenswerten wirtschaftlichen Erfolge dieser Länder

lassen sich damit erklären, daß dort eine größere Offenheit gegenüber

wirtschaftlichen und technischen Veränderungen herrscht als in den mei-

sten alten Industrieländern [Giersch, 1985; Göbel et al. , 1988].

15. Die Nachzüglerrolle der Bundesrepublik zeigt sich insbesondere bei

den Investitionen: Japan und die Vereinigten Staaten erzielten im Zeit-

raum 1982-1988 höhere Zuwachsraten als in der zweiten Hälfte der sieb-

ziger Jahre, und das Vereinigte Königreich und Spanien wiesen erstmals

seit langem wieder positive Zuwachsraten auf; in der Bundesrepublik

hingegen war die Investitionstätigkeit im Aufschwung der siebziger Jahre

lebhafter als in dem der achtziger Jahre. Der hintere Platz in der

Wachstumshierarchie kommt also nicht von ungefähr. Er rührt von der

langjährigen Investitionsschwäche her.
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Tabelle 2 - Arbeitslosenquoten für ausgewählte Länder 1978-1989 (vH)

Bundesrepublik
Frankreich
Italien
Japan
Vereinigte Staaten
Vereinigtes Königreich

1978

3,7
5,4
6,8
2,2
6,1
4,9

1982

6,7
8,2
8,5
2,3
9,7

10,4

1986

7,9
10,4
10,3
2,8
7,0

11,7

1987

7,9
10,1
11,0
2,5
5,5
8,2

1988

7,5
10,0
11,0
2,3
5,3
7,0

Quelle: OECD [a].

16. Einmal mehr hat sich gezeigt, daß Wirtschaftswachstum zwar keine

hinreichende, wohl aber eine notwendige Voraussetzung zur Überwindung

der Arbeitslosigkeit ist. Diejenigen Länder, die beim Wachstum vorn la-

gen, konnten die Arbeitslosenquote niedrig halten bzw. deutlich herab-

drücken, die anderen Länder vermochten das nicht. Überaus erfolgreich

bei der Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplätzen waren die Vereinigten

Staaten. Die Arbeitslosenquote liegt dort inzwischen wieder unter dem

Niveau vom Ende der siebziger Jahre (Tabelle 2) und dies trotz einer

überaus starken Zunahme der Zahl der Arbeitsuchenden. Von den euro-

päischen Ländern hat das Vereinigte Königreich die beste Bilanz aufzu-

weisen: Die Arbeitslosenquote ist mittlerweile sogar niedriger als in der

Bundesrepublik.

17. Worauf die Erfolge beim Abbau der Arbeitslosigkeit im Vereinigten

Königreich zurückzuführen sind, ist allerdings nicht unumstritten. Man-

che sehen darin nicht mehr als ein konjunkturelles Phänomen, das vor

allem auf einer expansiven Geldpolitik beruht [ Layard, Nickeil, 1989].

Falls die mittlerweile deutlich angestiegende Inflationsrate zu einem mone-

tären Restriktionskurs zwingt, könnten die Beschäftigungsgewinne der

letzten Jahre schnell wieder zerrinnen. Für andere kommt dagegen der

Angebotspolitik die Schlüsselrolle zu. Die Streichung von Erhaltungssub-

Das Vereinigte Königreich hat allerdings seit Ende der siebziger Jahre
die Arbeitslosenstatistik mehrmals "bereinigt". Die quantitativ gewich-
tigen Änderungen lagen in den Jahren 1982 und 1983. Insgesamt wur-
den dadurch die Zahl der registrierten Arbeitslosen um reichlich 400000
und die Arbeitslosenquote um 1,5 Prozentpunkte gedrückt [ Johnson,
1988].
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ventionen, die Privatisierung von Staatsunternehmen und die Deregulie-

rung mehrerer Dienstleistungsmärkte könnten die Wachstumskräfte im

Vereinigten Königreich derart gestärkt haben, daß die neugeschaffenen

Arbeitsplätze auch längerfristig Bestand haben [Matthews, Minford,

1987].

18. Besonders deutlich werden die Unterschiede zwischen der britischen

und der deutschen Wirtschaftspolitik anhand der Beschäftigungsentwick-

lung in einigen strukturschwachen Branchen des Verarbeitenden Gewer-

bes. Dazu zählen insbesondere der Kohlenbergbau, die Eisen- und Stahl-

industrie sowie der Schiffbau. In der Bundesrepublik werden diese

Branchen - wie in vielen anderen Industrieländern auch - durch massive

Subventionen gestützt.

In den siebziger Jahren verfolgte auch die britische Regierung eine

strukturkonservierende Industriepolitik, seit 1979 wurde jedoch die Pro-

tektion der Krisenbranchen drastisch reduziert. Bis zu diesem Zeitpunkt

war die Beschäftigungsentwicklung der drei Krisenbranchen im Vereinig-

ten Königreich und in der Bundesrepublik recht ähnlich verlaufen, in

den achtziger Jahren kam es dann im Vereinigten Königreich zu einem

stark beschleunigten Abbau von Arbeitsplätzen (Schaubild 3).

19. Festzuhalten bleibt: Die westlichen Industrieländer haben zwar ver-

eint den Weg aus der Wachstums Stockung gefunden, aber sie haben dabei

eine unterschiedliche Gangart eingeschlagen. Einigen Ländern kam zugu-

te, daß sie bessere Startbedingungen, d. h. weniger hausgemachte Pro-

bleme, als andere Länder hatten; das gilt insbesondere für die Vereinig-

ten Staaten und Japan. Die europäischen Länder mit ihrem großen struk-

turellen Anpassungsstau waren in einer vergleichsweise schlechten Posi-

tion. Gleichwohl kann auch in einer solchen Situation die Wirtschafts-

politik erstaunliches bewirken; das zeigt das Beispiel des Vereinigten

Königreichs.

20. Überall in der Welt steht die Wirtschaftspolitik seit längerem vor dem

gleichen Problem: Die Finanzpolitik muß gegen ein Anwachsen der Haus-

haltsdefizite ankämpfen, die Geldpolitik gegen ein Aufflackern der Infla-

tion. Durch Nachfragestimulierung läßt sich ohnehin kein dauerhaft
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Schaubild 3 - Beschäftigungsentwicklung in ausgewählten Industriebran-
chen in der Bundesrepublik und im Vereinigten Königreich
1973-1986 (a)

1973-1979

Bundesrepublik
Vereinigtes Königreich

Ll£

1979-1986

Kohlenbergbau

Stahlindustrie

Schiffbau

Kohlenbergbau

Stahlindustrie

Schiffbau

vH -10 -8 -6 -4 -2 0

(a) Durchschnittliche jährliche Veränderungsraten.

Quelle: Statistisches Bundesamt [d]; Department of Employment [lfd.
Jgg.]; eigene Berechnungen.

höheres Realeinkommen erzielen. Eine erfolgversprechende Wachstums pol i-

tik muß andere Ansatzpunkte suchen: Sie muß vor allem den Struktur-

wandel voranbringen - durch den Abbau von administrativen Marktzu-

gangsbarrieren, von wettbewerbsverzerrenden Subventionen und von

Steuern, die auf den Investitionen lasten. Hierbei sind andere Länder

der Bundesrepublik voraus.

2. Stagnation und Revitalisierung des Welthandels

21. Nicht nur bei der Produktion, auch beim internationalen Warenhandel

ist die Stagnation der frühen achtziger Jahre überwunden. Im Jahre 1988

war das Expansions tempo so hoch wie seit 1973 nicht mehr. Besonders

rasch nahm der Handel mit Industriewaren zu (Tabelle 3). Wenn sich die
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Tabelle 3 - Expansion des Welthandelsvolumens und der Weltproduktion
1960-1988 (vH) (a)

Warenexport
Agrarerzeugnisse
Mineralische Rohstoffe
Industriewaren

Warenproduktion
Agrarerzeugnisse
Mineralische Rohstoffe
Industriewaren

1960-
1970

8,5
4,0
7,0

10,5
6,0
2,5
5,5
7,5

1970-
1980

5,0
4.5
1.5
7,0
4,0
2,0
2,5
4.5

1980-
1985

2,8
1,6

-3,7
4,7
2,1
2,8
-2,5
2,5

(a) Durchschnittliche jährliche Veränderungsraten.

1986

4,0
-1.0
7,5
4.0
3,0
1.0
4,5
3,5

1987

5,5
6,0
2,0
6,5
3,0
0,0
1,0
4.5

1988

8,5
4,0
7,0

10,5
5,5

-2,0
6,5
7,0

Quelle: GATT [lfd. Jgg.].

optimistischen Erwartungen erfüllen sollten, die an die Vollendung des

europäischen Binnenmarktes, den Abschluß des nordamerikanischen Frei-

handelsabkommens und die Fortschritte bei den GATT-Verhandlungen im

Rahmen der Uruguay-Runde geknüpft worden sind, könnten die hohen

Zuwachsraten durchaus einen neuen Trend markieren.

22. Ein Vergleich der Zuwachsraten von Handel und Produktion macht

deutlich, daß sich die internationale Arbeitsteilung fortlaufend vertieft.

Der Welthandel expandiert nach wie vor rascher als die Weltproduktion,

d. h., die Spezialisierung zwischen den verschiedenen Ländern nimmt

tendenziell zu.

Auf den ersten Blick scheint ein Widerspruch zu bestehen zwischen der

in Tabelle 3 dokumentierten Handelsausweitung und dem Rückgang der

OECD-Exportquoten in den achtziger Jahren (Tabelle 4). In diesem Zeit-

raum hat sich die Exportquote für sieben der zwölf größten OECD-Län-

der rückentwickelt. Die Diskrepanz wird jedoch erklärlich, wenn das

Grundmuster des sektoralen Strukturwandels mit ins Bild genommen

wird. Da der internationale Handel im Dienstleistungssektor eine deutlich

geringere Rolle spielt als im industriellen Bereich, führt ein Struktur-

wandel zugunsten des Dienstleistungssektors tendenziell zu einem Rück-

gang der gesamtwirtschaftlichen Exportquote.
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Tabelle 4 - Exportquoten ausgewählter Länder 1960-1987 (vH) (a)

Bundesrepublik
Australien
Frankreich
Italien
Kanada
Japan
Niederlande
Österreich
Schweden
Spanien
Vereinigte Staaten
Vereinigtes Königreich

(a) Export von Waren und
produkt.

1960

19,0
14,6
15,0
12,2
17,5
10,8
47,7
24,3
22,9
10,2
5,2

21,1

Dienstleistungen

1970

21,2
14,8
16,3
15,4
22,7
10,8
44,8
31,1
24,1
13,3
5,9

23,2

als Anteil

1980

26,5
16,4
22,2
21,8
28,5
13,7
52,5
36,8
29,8
15,8
10,2
27,7

1987

28,7
16,7
20,8
19,7
26,5
11,2
52,5
35,5
32,4
19,7
7,4

26,4

am Bruttoinlands-

Quelle: OECD [c].

23. Die Exportquote sagt für sich genommen recht wenig aus über die

internationale Verflechtung einer Volkswirtschaft. Kleine Länder haben

erfahrungsgemäß höhere Exportquoten als große Länder. Ein Vergleich

der Exportquote der Bundesrepublik mit der der Vereinigten Staaten

wäre beispielsweise wenig sinnvoll; angemessener wäre ein Vergleich mit

den Neuengland-Staaten, wobei die Exporte dieser Region in andere Re-

gionen der Vereinigten Staaten mit zu berücksichtigen wären.

Der Einfluß der Ländergröße (gemessen an der Bevölkerung) auf die

Außenhandelsverflechtung (gemessen an der Exportquote) wurde für das

Jahr 1987 im Querschnitt aller OECD-Länder überprüft. Dabei zeigte sich

ein statistisch hochsignifikanter Zusammenhang zwischen diesen beiden

Variablen (Schaubild 4). Die Abweichung der tatsächlichen Exportquote

eines Landes vom regressionsanalytisch ermittelten Durchschnitt ist ein

besserer Indikator für die Verflechtung der Märkte als ein schlichter

Vergleich nationaler Exportquoten.

24. Nach diesem Kriterium sind sowohl die Bundesrepublik als auch'die

Niederlande und das Vereinigte Königreich überdurchschnittlich stark in-

tegrierte Volkswirtschaften, während beispielsweise die hohen Exportquo-
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Schaubild 4 - Exportquote und Bevölkerung der OECD-Länder 1987 (a)

Exportquote (XQ)
vH 6 0 T

50

XQ = 53.20 - 7,96 In B
(-4.06)

0.40; N = 24

20

10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 110 120 130 MM.

Bevölkerung (B)
(a) Zu den Ländern vgl. Verzeichnis der Abkürzungen für
Länder, Organisationen und Systematiken.

Quelle: OECD [bl; eigene Berechnungen.

ten für Österreich und Schweden eher mit der geringen Größe dieser

Länder zu erklären sind. Die Vereinigten Staaten, die aus Maßstabsgrün-

den nicht in das Schaubild aufgenommen wurden (aber natürlich bei der

Regressionsrechnung berücksichtigt sind), liegen mit ihrer Exportquote

von 7,4 vH bei einer Bevölkerung von 244 Millionen ebenfalls unter der

Regressionslinie.

3. Regionaler und sektoraler Strukturwandel im Warenhandel

25. Seit dem Jahre 1986 ist die Bundesrepublik der größte Exporteur der

Welt (Schaubild 5). Der tendenzielle Rückgang der deutschen Weltmarkt-

anteile bis zur Mitte der achtziger Jahre, der starke Zweifel an der

Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen geweckt hatte, wurde von

einem unerwartet kräftigen Anstieg in den Jahren 1984-1987 abgelöst.

Der leichte Rückgang des deutschen Weltmarktanteils im Jahre 1988 sig-
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Schaubild 5 - Weltmarktanteil (a) ausgewählter Länder 1970-1988

vH20-

15

10

, - - ' ' " - . , Vereinigte
,,- ' \ Staaten

- ' Bundesrepublik

S ~^~"^ Frankreich
*•••"••. • ^ s ""•— ^ ^ . . •

— ^ ' • • • . . . - • • • • • "

" • • - • • • • • ' • • • • • V e r e i n i g t e s

..—-"-^

^— ^ Italien

1 1 1 1 1 1 1 1 1 1—

• -<^

Königreich

—i 1 1 -

/

''Japan

^

—i 1 1—

, • 8.2
• • • • • • • • • • • • • • • 7 , 3

6,5

—1 1 1

1970 1975 1980

(a) Anteil am Export der OECD-Länder.

1985

Quelle: Statistisches Bundesamt [a]; eigene Berechnungen.

nalisiert keine Rückkehr zum niedrigen Niveau der frühen achtziger Jah-

re; denn die bislang vorliegenden Daten für 1989 deuten auf eine weiter-

hin ungebremste Exportdynamik hin.

26. Bemerkenswert erscheint freilich die jüngste Entwicklung des japani-

schen Exports. Über viele Jahre hinweg schien nichts so sicher wie das

ständige Vordringen japanischer Unternehmen auf den Weltmärkten. Von

dem ölpreis beding ten Einbruch in den Jahren 1979 und 1980 abgesehen,

waren die japanischen Weltmarktanteile nahezu kontinuierlich gestiegen.

Diese Entwicklung hat sich nicht fortgesetzt.

Dazu dürfte - außer den gegen Japan gerichteten Protektionsmaßnah-

men - die starke Aufwertung des Yen gegenüber dem US-Dollar seit dem

Frühjahr 1985 beigetragen haben. Der Handel mit den Vereinigten Staa-
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ten und mit den übrigen Ländern des Dollarraums hat für japanische Un-

ternehmen traditionell eine höhere Bedeutung als für westeuropäische

Unternehmen. Die reale Aufwertung gegenüber dem US-Dollar war zwar

ähnlich ausgeprägt wie für die am EWS beteiligten Währungen; doch die

aufwertungsbedingten Exporteinbußen der westeuropäischen Länder hiel-

ten sich in Grenzen, weil der innereuropäische Handel ein hohes Gewicht

hat und ein Großteil des Handels zwischen Europa und den Vereinigten

Staaten innerhalb multinationaler Konzerne abgewickelt wird [Donges,

Schmidt et al . , 1988].

27. Das starke Gewicht des innereuropäischen Handels, das die Auswir-

kungen der Wechselkursschwankungen für westeuropäische Unternehmen

gedämpft hat, brachte auf längere Sicht jedoch nicht nur Vorteile.

Chancen auf wachstumsstarken Drittmärkten konnten nur unzureichend

genutzt werden. In den achtziger Jahren sind die Exporte der OECD-

Länder nach Nordamerika weitaus rascher gestiegen als die Exporte nach

Westeuropa. Auch in Westeuropa war der Importsog aus Nordamerika

spürbar, aber bei weitem nicht so stark wie in anderen Regionen. Für

die Bundesrepublik beispielsweise stieg der Anteil des Exports nach

Nordamerika am Gesamtexport zwischen 1980 und 1987 um 3,6 Prozent-

punkte, für die OECD insgesamt dagegen um 6,1 Prozentpunkte (Tabel-

le 5).

Es kommt hinzu, daß deutsche Unternehmen auf den dynamischen Märk-

ten Südostasiens nur schwach vertreten sind. Die Exporte in den Fernen

Osten machen mittlerweile schon 9 vH der gesamten OECD-Exporte aus,

während bei den deutschen Exporten der entsprechende Anteil immer

noch unter 5 vH liegt. Überdurchschnittlich präsent ist die Bundesrepu-

blik dagegen beim Export in die RGW-Länder.

28. Vor diesem Hintergrund läßt sich der oben skizzierte Anstieg der

deutschen Weltmarktanteile in den achtziger Jahren nur erklären, wenn

auch die Güterstruktur der Exporte mit ins Bild genommen wird. Weltweit

expandierte vor allem die Nachfrage nach Investitionsgütern, und hier

liegt traditionell das Schwergewicht der deutschen Exportpalette. Der

Anteil der Investitionsgüter am Export beträgt für die Bundesrepublik

fast 50 vH, für die OECD-Länder insgesamt dagegen nur knapp 40 vH

(Tabelle 6).
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Tabelle 5 - Regionalstruktur der Exporte der
und der Bundesrepublik 1970-1987

OECD-Länder insgesamt

Importregion

Welt
Nordamerika
Westeuropa
Japan
Australien, Neuseeland
Lateinamerika
Osteuropa
Afrika
Mittlerer Osten
Ferner Osten
Sonstige

Welt
Nordamerika
Westeuropa
Japan
Australien, Neuseeland
Lateinamerika
Osteuropa
Afrika
Mittlerer Osten
Ferner Osten
Sonstige

Exporte

Mrd. US-$

1970 1980

215,3 1241,9
39,0 163,8

110,5 644,6
7,1 38,6
4,2 16,7

13,9 76,3
8,5 53,4

11,8 76,2
5,4 67,9

13,7 96,0
1,2 8,3

34,2 191,6
3,5 13,0

23,2 130,0
0,5 2,2
0,4 1,3
1,4 6,4
1,9 12,6
1,4 10,4
0,7 8,5
1,1 6,5
0,1 0,8

1987

vH

1970

OECD-Länder

1725,1
333,0
915,1
59,9
23,8
70,4
50,0
55,2
55,3

155,0
7,3

100
18,1
51,3
3,3
2,0
6,5
3,9
5,5
2,5
6,4
0,5

Bundesrepublik

293,8
30,5
206,8

5,9
2,3
6,2

13,6
7,8

7,1
13,1
0,6

100
10,2
67,9
1.4

1,1
4,2
5,6
4,2
2,1
3,2
0,1

1980

100
13,2
51,9
3,1
1,3
6,1
4,3
6,1
5,5
7,7
0,8

100
6,8

67,8

1,1
0,7
3,3
6,6
5,4
4,4
3,4
0,5

1987

100
19,3
53,0
3,5
1,4
4,1
2,9
3,2
3,2
9,0
0,4

100
10,4
70,4
2,0
0,8
2,1
4,6
2,7
2,4
4,5
0,1

Quelle: OECD [b]; eigene Berechnungen.

29. Das quantitative Gewicht der Regionalstruktur und der Güterstruktur

für die Exportentwicklung eines Landes läßt sich mit Hilfe der Constant-

market-share(CMS)-Analyse erfassen. Dabei wird die Veränderung des

Weltmarktanteils eines Landes in die folgenden drei Faktoren aufge-

spalten:

Zur Berechnungsmethode vgl. Anhang II.
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Tabelle 6 - Güterstruktur der Exporte der OECD-Länder insgesamt und
der Bundesrepublik 1970-1987

Gtltergruppe

Insgesamt
Nahrungs- und Genuß-
mittel
Nichtmineralische Roh-
stoffe
Mineralische Rohstoffe
Produktions- und Ver-
brauchsguter
Investitionsgüter

Insgesamt
Nahrungs- und Genuß-
mittel
Nichtmineralische Roh-
stoffe
Mineralische Rohstoffe
Produktions- und Ver-
brauchsguter
Investitionsgüter

Exporte

Mrd. US-!

1970

214,-6

22,9

18,7
7,4

88,9
76,6

34,1

1,1

1.0
1.0

15,2
15,8

1980

1196,4

121,0

79,1
86,5

490,2
419,6

191,6

9,4

4,8
7,3

84,8
85,3

1987

vH

1970

OECD-Länder

1744,2

141,2

87,4
75,2

762,4
678,0

100

10,7

8,7
3,5

41,4
35,7

Bundesrepublik

293,5

13,4

5,9
4,0

127,9
142,3

100

3,2

2,8
2,8

44,7
46,5

1980

100

10,1

6,6
7,2

41,0
35,1

100

4,9

2,5
3,8

44,0
44,8

1987

100

8,1

5.0
4.3

43,7
38,9

100

4,6

2,0
1.3

43,6
48,5

Quelle: OECD [b] ; eigene Berechnungen.

1) Der Regionalfaktor gibt an, wie sich der Weltmarktanteil eines Landes

insgesamt entwickelt hätte, wenn seine Marktanteile in den verschie-

denen Regionen der Welt jeweils konstant geblieben wären. Ist dieser

Faktor positiv, so ist das betreffende Land überdurchschnittlich stark

in expandierenden Regionen vertreten; ist der Faktor negativ, belie-

fert das Land vorwiegend stagnierende Regionen.

2) Analog dazu gibt der Strukturfaktor an, wie sich der Weltmarktanteil

eines Landes entwickelt hätte, wenn seine Marktanteile in den ver-

schiedenen Gütergruppen jeweils konstant geblieben wären. Wenn bei-

spielsweise der Welthandel mit Investitionsgütern rascher wächst als

der Welthandel insgesamt, wird für jene Länder ein positiver Struk-
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turfaktor ausgewiesen, in deren Exportsortiment die Investitionsgüter

ein überdurchschnittliches Gewicht haben.

3) Die Differenz zwischen dem Regional- und dem Strukturfaktor gegen-

über der tatsächlichen Veränderung des Weltmarktanteils eines Landes

ergibt einen Wettbewerbsfaktor, in dem sich vielfältige Einflüsse mi-

schen, die von der Wechselkursentwicklung über die Auswirkungen

wirtschaftspolitischer Maßnahmen bis zur Anpassungsflexibilität der

Exportunternehmen reichen.

Die Kritik an der CMS-Analyse hat sich immer wieder an diesem Wettbe-

werbsfaktor entzündet. Sie richtet sich vor allem dagegen, ihn als Indi-

kator für die "eigentliche" Wettbewerbsfähigkeit eines Landes zu inter-

pretieren. -- Wie wettbewerbsfähig die Unternehmen eines Landes auf den

Weltmärkten seien, hänge auch davon ab, ob sie rechtzeitig in expansi-

ven Regionen Fuß fassen und ob sie über ein attraktives Warensortiment

verfügen. Als Methode zur Ermittlung der internationalen Wettbewerbsfä-

higkeit eines Landes ist die CMS-Analyse also nur bedingt geeignet; ihre

Stärke liegt vielmehr bei der Verdichtung von Detailinformationen über

die Dynamik der regionalen und sektoralen Exportmärkte eines Landes.

30. Die Ergebnisse einer CMS-Analyse für die sechs größten Industrie-

länder machen deutlich, daß der Regionalfaktor für alle vier westeuropä-

ischen Länder in den achtziger Jahren negativ gewesen ist (Tabelle 7).

Dafür war vor allem die geringe Präsenz europäischer Unternehmen auf

dem amerikanischen Markt ausschlaggebend, denn die Veränderung der

regionalen Handelsströme zwischen 1980 und 1987 wurde in erster Linie

vom Importsog aus Nordamerika geprägt. Diese Verlagerung der Welthan-

delsströme kam vor allem japanischen Unternehmen zugute, die über we-

sentlich engere Handelsbeziehungen zu den Vereinigten Staaten verfügen

als europäische Unternehmen.

31. Auch die Güterstruktur der japanischen Exporte erwies sich in den

achtziger Jahren als vorteilhaft. Die Veränderung in der Güterstruktur

des Welthandels war vor allem vom wertmäßigen Anteilsverlust der mine-

ralischen Rohstoffe und vom starken Anteilsgewinn der Investitionsgüter

bestimmt. Von diesen StrukturverSchiebungen wurden vor allem die Net-

toimporteure von Rohstoffen und die Nettoexp'orteure von Investitionsgü-
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Tabelle 7 - Veränderung der Weltmarktanteile und ihre Komponenten für
ausgewählte Länder 1970-1987 (Prozentpunkte)

Bundesrepublik
1970-1980
1980-1987
Frankreich
1970-1980
1980-1987
Italien
1970-1980
1980-1987
Japan
1970-1980
1980-1987

Vereinigte Staaten
1970-1980
1980-1987

Vereinigtes Königreich
1970-1980
1980-1987

Veränderung der

insgesamt

-0,1
1,6

0,8
-0,7

1,1
0,5

1,6
3,0

-1,8
-3,1

0,5
-1,7

Regional-
faktor

0,2
-0,4

0,4
-0,6

0,2
-0,5

0,1
0,8

-0,3

0,1

0,2
-0,2

Weltmarktanteile

Struktur-
faktor

-0,3
0,7

-0,1
0,1

0,2
0,2

-0,2
0,8

-0,1
-0,2

0,0
0,0

Wettbe-
werbs-
faktor

0,0
1,3

0,5
-0,2

0,7
0,8

1,7
1,4

-1,4
-3,0

0,3
-1,5

Quelle: OECD [b]; eigene Berechnungen.

tern begünstigt. Eine entsprechende Außenhandelsstruktur weist auch

die Bundesrepublik auf, so daß der Strukturfaktor für die achtziger

Jahre einen ähnlich hohen Wert wie für Japan erreichte.

Für das Vereinigte Königreich dagegen, das sowohl Rohstoffe als auch

Investitionsgüter exportiert, war der Struktureffekt per saldo ausgegli-

chen. Bereits in den siebziger Jahren, als die mineralischen Rohstoffe

starke Anteilsgewinne am Wert des Welthandels erreichten und der Anteil

der Investitionsgüter zurückgedrängt wurde, war der Strukturfaktor für

das Vereinigte Königreich neutral, für die Bundesrepublik und Japan da-

gegen negativ.

32. Die Bedeutung regionaler und sektoraler Verlagerungen der Welthan-

delsströme für die Exportentwicklung eines Landes sollte allerdings nicht

überbewertet werden. Auch wenn es sicherlich leichter ist, mit dem
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Strom zu schwimmen, haben einzelne Unternehmen immer wieder die Mög-

lichkeit, selbst in schrumpfenden Märkten steigende Absatzzahlen zu rea-

lisieren. Inwieweit die Exporteure eines Landes es geschafft haben, sich

gegen den Strom durchzusetzen oder mit dem Strom rascher als die Kon-

kurrenz voranzukommen, wird deutlich an dem Wettbewerbsfaktor der

CMS-Analyse, der freilich auch von anderen Einflüssen geprägt ist.

Nach den in Tabelle 7 dargestellten Ergebnissen haben es die japanischen

Unternehmen am besten verstanden, ihre Positionen auf den Weltmärkten

zu verbessern. Den deutschen Unternehmen ist dies erst in den achtzi-

ger Jahren gelungen, während die Exportentwicklung in den siebziger

Jahren innerhalb der Bahnen geblieben ist, die von den Wachstumsraten

der regionalen und sektoralen Absatzmärkte abgesteckt waren. Die ameri-

kanischen Firmen dagegen haben ihre Expansionschancen auf den Welt-

märkten weder in den siebziger noch in den achtziger Jahren zu nutzen

gewußt.

4. Außenhandel und Strukturwandel

33. Der steigende Exportüberschuß der deutschen Wirtschaft in den

achtziger Jahren hat seinen Niederschlag auch im sektoralen Struktur-

wandel gefunden. Der Saldo der Handelsbilanz erreichte im Jahre 1988

einen historischen Höchststand von 6 vH des Bruttoinlandsprodukts,

während der entsprechende Anteil im Jahre 1980 gerade 0,6 vH betragen

hatte (Schaubild 6). Durch diese Entwicklung sind all jene Branchen

begünstigt worden, die überdurchschnittlich stark in die internationale

Arbeitsteilung eingebunden sind.

34. Der Außenhandel wird in der Bundesrepublik - wie in anderen Län-

dern auch - in erster Linie vom industriellen Sektor bestritten. Zwar

müssen auch die Dienstleistungen mittlerweile als international handelbar

Die Außenhandelsdaten des Jahres 1988 sind allerdings aufgrund der
Umstellung der Erhebung mit den Daten früherer Jahre nur bedingt
vergleichbar. Doch auch im Jahre 1987 machte der Handelsbilanzsaldo
5,9 vH des Inlandsprodukts aus. Zu den methodischen Änderungen in
der Außenhandelsstatistik vgl. Dorow [ 1989].
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Schaubild 6 - Nettoexportquote und Industrieanteil in der Bundesrepublik
1973-1988

3

Nettoexportquote (a) .

Industrieanteil (b)

39

37

36

34

33

1975 1980 1985
(a) Saldo der Handelsbilanz als Anteil am Bruttoinlandspro-
dukt (linke Skala). - (b) Anteil des Verarbeitenden Gewerbes
an der Bruttowertschöpfung aller Wirtschaftsbereiche (rechte
Skala).

Quelle: Deutsche Bundesbank [b]; Statistisches Bundesamt [dj; eigene
Berechnungen.

angesehen werden, doch gemessen am relativen Gewicht der Warenströme

ist der Dienstleistungssektor nach wie vor als überwiegend binnenmarkt-

orientiert einzustufen. Der Aufbau des Exportüberschusses in den acht-

ziger Jahren dürfte also tendenziell einem sektoralen Strukturwandel zu-

gunsten des industriellen Sektors Vorschub geleistet haben.

35. Tatsächlich ist der Anteil des industriellen Sektors an der Wert-

schöpfung aller Wirtschaftsbereiche, der bis in die frühen achtziger

Jahre hinein kontinuierlich gesunken war, nach 1984 wieder leicht ange-

stiegen (Schaubild 6). Der längerfristige Trend zum Dienstleistungssek-

tor ist zumindest vorübergehend durchbrochen. Von manchen Beobach-

tern ist diese Entwicklung sogar als Beginn einer Reindustrialisierung

gewertet worden, mit der vermeintliche strukturelle Fehlentwicklungen
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der siebziger Jahre nun endlich korrigiert würden [ Gerstenberger, 1986;

1988].

36. Es muß aber berücksichtigt werden, daß der Trend zur Dienstlei-

stungsgesellschaft immer wieder überlagert wird von außenwirtschaftli-

chen Einflüssen [Klodt, 1988]:

- In den siebziger Jahren war es vor allem die reale Aufwertung der

D-Mark, die für deutsche Unternehmen eine relative Verbilligung inter-

national gehandelter Güter und eine entsprechende Verteuerung nicht

gehandelter Güter mit sich brachte. Diese Änderung der relativen

Preise machte es für deutsche Unternehmen rentabel, verstärkt Güter

für den heimischen Markt zu produzieren und sich aus dem Bereich in-

ternational gehandelter Güter zurückzuziehen. Der säkulare Struktur-

wandel zugunsten des Dienstleistungssektors wurde dadurch noch ver-

stärkt, und der Industrieanteil ging rasch zurück.

- In den achtziger Jahren war es zunächst die drastische Abwertung der

D-Mark, insbesondere gegenüber dem US-Dollar, die die Produktion in-

ternational gehandelter Güter wieder attraktiver machte. In der zweiten

Hälfte der achtziger Jahre, als der Dollarkurs auf sein Ausgangsniveau

zu Beginn dieses Jahrzehnts zurückgefallen war, kamen die Impulse

für den internationalen Sektor vor allem von der kräftigen Expansion

der Weltnachfrage nach Investitionsgütern, die wiederum deutsche Ex-

porteure begünstigte. Infolgedessen wurde der Strukturwandel zu den

Dienstleistungen gestoppt, und der Industrieanteil nahm sogar leicht

37. Die Veränderungen der realen Wechselkurse und des Exportüber-

schusses geben jedoch nur Aufschluß darüber, wie sich die globale Wett-

bewerbsposition des industriellen Sektors gegenüber dem Dienstleistungs-

sektor entwickelt. Welche Veränderungen sich innerhalb des industriellen

Sektors abzeichnen, steht auf einem anderen Blatt. Offen ist vor allem

die Frage, ob und inwieweit die Verbreitung neuer Technologien zu einer

internationalen Verlagerung der Produktionsstandorte und einer zuneh-

menden Verflechtung der Weltwirtschaft beiträgt.
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II. Internationale Arbeitsteilung: Impulse durch neue Technologien

1. Interindustrieller Handel: Neue Konkurrenten

38. Die dominierende Technologie der siebziger und achtziger Jahre war

und ist die Mikroelektronik. Die rasch steigende Leistungsfähigkeit und

die rasch sinkenden Preise elektronischer Bauelemente haben dazu ge-

führt, daß mikroelektronische Geräte heute in nahezu sämtliche Wirt-

schaftsbereiche Eingang gefunden haben. Und die Forschungsarbeiten bei

den Speicher-Chips, die sich bereits auf den 16-Megabit- und den 64-

Megabit-Chip richten, machen deutlich, daß vermutlich auch die techno-

logische Entwicklung der neunziger Jahre von der Mikroelektronik ge-

prägt sein wird.

39. Begünstigt wird die branchenübergreifende Diffusion der Mikroelek-

tronik durch die Entwicklungsfortschritte einiger komplementärer Techno-

logien, etwa der Lasertechnik in der Materialbearbeitung, der Optronik

in der Meß- und Regeltechnik oder der Glasfasertechnik und der Satelli-

tentechnik in der Informationsübertragung. Gerade die Fortschritte in

der Informations- und Kommunikationstechnologie haben sich auf die Art

und die Intensität der internationalen Handelsbeziehungen ausgewirkt,

und zwar vor allem deshalb, weil sie den internationalen Technologie-

transfer erleichtern.

Weniger entwickelte Länder, die sich im industriellen und technologischen

Aufholprozeß befinden, können technisches Wissen aus den hochent-

wickelten Ländern oftmals unmittelbar auf dem Wege der Telekommunika-

tion importieren; auf diese Weise beseitigen sie Engpässe in ihren eige-

nen Forschungskapazitäten und bei der Ausstattung mit Humankapital.

Durch ein Öffnen gegenüber multinationalen Unternehmen und Joint ven-

tures kommt es dabei auch zu einem Einstieg in die High-tech-Produk-

tion. Die neuen Technologien führen somit zu veränderten Spezialisie-

rungsprofilen im interindustriellen Handel.

40. Diese Entwicklung, die schlagwortartig als zunehmende internationale

Mobilität technischen Wissens bezeichnet werden kann, bringt traditionel-

le Erklärungsmuster des internationalen Handels ins Wanken. Dies gilt
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insbesondere für die Produktzyklushypothese [ Vernon, 1966; Hirsch,

1974]. Sie besagt, daß sich hochentwickelte Länder auf die Produktion

forschungsintensiver Güter spezialisieren, während weniger entwickelte

Länder bei standardisierten Gütern ihre Wettbewerbsvorteile haben. Es

gehört zu den zentralen Annahmen dieser Hypothese, daß die Forschung

und die Produktion einer Branche am selben Ort stattfinden. Komparative

Vorteile bei der Forschung begründen damit zugleich komparative Vortei-

le bei der Produktion forschungsintensiver Güter.

41. Die Fortschritte bei den Informations- und Kommunikationstechnolo-

gien erleichtern die räumliche Abkoppelung der Forschung von der Pro-

duktion. Hochentwickelte Länder können somit selbst dann ihre kompara-

tiven Vorteile im High-tech-Bereich verlieren, wenn sie die Spitzenposi-

tion in der Forschung behaupten [Vernon, 1979]. Ein typisches Beispiel

dafür liefern EDV-Geräte, die nach wie vor überwiegend in den führen-

den Industrieländern entwickelt werden, deren Produktion aber oftmals

schon vom ersten Tag der Markteinführung an in den südostasiatischen

Schwellenländern erfolgt.

42. Von diesem neuen Trend sind freilich nicht alle forschungsintensiven

Branchen (die auch als Schumpeter-Industrien bezeichnet werden) glei-

chermaßen betroffen. Denn bei einigen von ihnen ist ein enger räumli-

cher Kontakt zwischen Forschung und Produktion nach wie vor unver-

zichtbar. Worauf es ankommt, ist die Organisationsstruktur der For-

schung oder, anders ausgedrückt, das Ausmaß der Komplementaritäten

zwischen Forschung und Produktion.

Zwei Extrembeispiele mögen die Unterschiede verdeutlichen:

- In der Chemischen Industrie ist die Forschungsarbeit in erster Linie

Laborarbeit. Hier werden die Konzepte entwickelt, die anschließend in

der Produktion umgesetzt werden. Aufgrund der geringen Rückkopp-

lung zwischen den beiden Sphären ist eine Auslagerung der Produktion

an kostengünstigere Standorte ohne größere Schwierigkeiten möglich.

Viele Unternehmen aus dieser Branche sind daher multinationale Unter-

nehmen, die Produktionsstätten im Ausland unterhalten. Die Chemische

1 Vgl. auch Giddy [1978]; Vernon [1982]; Helpman [1984].
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Industrie kann somit als mobile Schumpeter-Industrie bezeichnet wer-

den.

- Im Flugzeugbau hingegen ist eine strikte Trennung von Forschung und

Produktion schwer durchführbar. Die Forschungs- und Konstruktions-

arbeit geht Hand in Hand mit der Fertigung. Obwohl auch in dieser

Branche - ebenso wie in der Chemischen Industrie - Großunternehmen

dominieren, sind multinationale Unternehmen mit nennenswerten auslän-

dischen Produktionsanlagen praktisch nicht vertreten. Der Flugzeug-

bau zählt damit zu den immobilen Schumpeter-Industrien.

43. Die Grenzen zwischen diesen beiden Kategorien sind sicherlich

fließend, und sie können sich überdies im Zeitablauf ändern. Nach einer

empirischen Untersuchung des Instituts für Weltwirtschaft, die sich in

erster Linie auf Daten über die internationale Verflechtung von Groß-

unternehmen stützt [Klodt, 1987], läßt sich jedoch folgende grobe Zu-

ordnung vornehmen:

- Zu den mobilen Schumpeter-Industrien zählen neben der Chemischen

Industrie, der Mineralölverarbeitung und der Kunststoffverarbeitung

vor allem die Elektrotechnik und die Herstellung von Büromaschinen

und Datenverarbeitungsgeräten. In diesen Branchen dominiert die Se-

rienfertigung, und der Anteil der Wissenschaftler am Forschungsperso-

nal ist hoch.

- Als immobile Schumpeter-Industrien können der Luft- und Raumfahr-

zeugbau und der Maschinenbau, die Produktion mikroelektronischer

Bauelemente sowie - innerhalb der Feinmechanik und Optik - die Meß-

und Regeltechnik gelten. Typisch für die meisten dieser Branchen sind

kleine Losgrößen und ein hoher Anteil von Ingenieuren und Facharbei-

tern an den Beschäftigten.

44. Nicht leicht einzuordnen in dieses Raster ist der Straßenfahrzeug-

bau. Seine Wurzeln hat er eindeutig bei ingenieurwissenschaftlichen

Technologien, die von starken Komplementaritäten zwischen Forschung

und Produktion gekennzeichnet sind. Dementsprechend wird er hier

Eine Ausnahme macht lediglich die Airbus-Industrie. Doch hier wird
über Produktionsstandorte eher nach politischen als nach ökonomischen
Kriterien entschieden. Für eine ausführliche Analyse der Entschei-
dungsprozesse beim Airbus vgl. Berg, Tielke-Hosemann [1989].
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ebenfalls zu den immobilen Schumpeter-Industrien gerechnet. Das muß

aber nicht so bleiben. In die unteren Marktsegmente ist Bewegung ge-

kommen, die auch weniger entwickelten Ländern Imitationsspielräume er-

öffnet hat [Berg, 1988]. Bislang wurden diese Chancen vor allem von

Spanien, Südkorea und Brasilien genutzt, doch sicherlich werden andere

Länder folgen. Die Automobilindustrie ist derzeit offenbar in einem Um-

bruch, der durch den Übergang von einer immobilen Schumpeter-Indu-

strie zu einer Industrie mit weitgehend standardisierter Technologie

(Heckscher-Ohlin-Industrie) gekennzeichnet ist.

45. Aufgrund dieser Überlegungen müßten die technologisch führenden

Industrieländer unverändert über komparative Vorteile in den immobilen

Schumpeter-Industrien verfügen. Ihre Wettbewerbsvorteile in den mobilen

Schumpeter-Industrien müßten dagegen im Zeitablauf geschrumpft sein.

Bei Heckscher-Ohlin-Industrien schließlich könnten sich die komparativen

Nachteile gegenüber weniger entwickelten Ländern sogar verringert ha-

ben, da diese Länder sich zunehmend auf mobile Schumpeter-Industrien

spezialisieren.

46. Zur Überprüfung dieser Hypothese wurden Kennziffern zur interna-

tionalen Wettbewerbsfähigkeit in den verschiedenen Industriebereichen
2

für sieben Länder berechnet. Dafür mußten die Warenpositionen der

Außenhandelsstatistik den Kategorien der mobilen und immobilen Schum-

peter-Industrien sowie der Heckscher-Ohlin-Industrien zugeordnet wer-

den (Tabelle A12). Diese Zuordnung stützt sich zum einen auf die zahl-

reichen Vorarbeiten verschiedener Autoren zur Unterscheidung von for-

schungsintensiven und standardisierten Gütern, zum anderen auf die

Eine formale Darstellung der hier skizzierten Auswirkungen eines ver-
änderten Technologietransfers auf die komparativen Wettbewerbs vorteile
eines Landes gibt Klodt [1990].

2
Dabei wurde - wie in vorangegangenen Strukturberichten auch - auf
das RCA-Konzept zurückgegriffen, bei dem die Exporte und Importe
einzelner Branchen (x., m.) mit den gesamten Industriewarenexporten
und -importen eines Landes (X, M) normiert werden:

RCA£ = In (x i/m i : X/M) • 100.

Für einen Überblick über diese Arbeiten vgl. Donges [1985].
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Tabelle 8 - Kennziffern zur internationalen Wettbewerbsfähigkeit für aus-
gewählte Länder 1961-1986 (a)

Bundesrepublik
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Frankreich
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Italien
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Japan
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Schweden
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Vereinigte Staaten
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Vereinigtes Königreich
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

(a) RCA-Koeffizienten; zur Berechnung

1961

-46,4
18,7
71,5

15,4
-27,8
-13,9

10,7
-34,9
1.9

.

10,6
-39,5

2,9

-83,1
70,2
104,6

-43,1
-1,8
75,7

vgl. Ziffer

1970

-45,3
5,0
65,1

- 3,8
-15,2
14,7

3,5
-24,0
10,0

19,6
-17,8
-25,1

-0,9
-22,5
15,8

-64,9
53,4
37,2

-29,9
-20,7
67,2

46.

1980

-41,0
- 2,4
56,3

-11,8
-13,1
25,5

25,2
-52,5
- 5,4

-35,4
- 2,6
54,8

- 3.3
-30,7
21,9

-54,0
33,0
27,8

-22,1
6,4
25,7

1986

-35,7
-15,4
50,2

-11,5
- 4,0
17,9

34,5
-63,4
- 5,7

-67,2
14,9
59,2

- 0,1
-35,2
20,6

-71,7
35,3
21,9

-17,6
0,7
19,2

Quelle: OECD [f]; eigene Berechnungen.

oben erwähnten Analysen zum Ausmaß der internationalen Produktions-

und Handelsverflechtung innerhalb der forschungs intens iven Bereiche.

47. Die Berechnungsergebnisse zeigen, daß die Bundesrepublik mittler-

weile nicht nur bei Heckscher-Ohlin-Industrien, sondern auch bei mobi-

len Schumpeter-Industrien ausgeprägte Wettbewerbsnachteile hat (Tabel-

le 8). Auch in den meisten anderen Industrieländern ist die Wettbe-

werbsfähigkeit bei mobilen Schumpeter-Industrien geringer als bei immo-

bilen Schumpeter-Industrien. Eine Ausnahme machen hier nur die Verei-
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nigten Staaten, die nicht nur in der Forschung, sondern auch in der

Produktion ihre Spezialisierungsvorteile bei den mobilen Schumpeter-In-

dustrien behaupten konnten. Doch im Vergleich zu früheren Jahren zei-

gen sich dort ebenfalls rückläufige RCA-Werte.

48. Die RCA-Werte dokumentieren auch den raschen technologischen Auf-

holprozeß der japanischen Wirtschaft. Im Jahre 1970 war sie noch Netto-

exporteur von Hecksche:—Ohlin-Gütern, heute weist ihre Exportstruktur

dagegen eine ausgeprägte Spezialisierung bei Produkten immobiler Schum-

peter-Industrien auf. Einen ähnlichen Wandel hat Frankreich in den

sechziger Jahren durchgemacht, auch wenn die Veränderung der RCA-

Werte insgesamt weniger ausgeprägt war als für Japan in den siebziger

Jahren.

49. Verglichen mit den europäischen Nachbarländern hat sich die Bun-

desrepublik offenbar erfolgreich auf immobile Schumpeter-Industrien spe-

zialisiert. Dabei fällt insbesondere die starke internationale Wettbewerbs-

Position des deutschen Maschinenbaus ins Gewicht, worauf bereits im

dritten Strukturbericht hingewiesen wurde [Donges, Schmidt et al. ,

1988]. Bei den mobilen Schumpeter-Industrien dagegen wird das Bild von

den hohen Nettoimporten bei Gütern der Elektrotechnik und vor allem

der Informations- und Kommunikationstechnik geprägt.

50. Nutznießer des internationalen Technologietransfers bei mobilen

Schumpeter-Industrien waren in erster Linie die Schwellenländer, allen

voran Südkorea und Taiwan sowie Hongkong und Singapur. Bis in die

siebziger Jahre hinein wurden aus diesen Ländern fast ausschließlich

Heckscher-Ohlin-Güter in die Industrieländer exportiert (Textilien,

Schiffe, Massenstahl, Spielwaren), während heute die Erzeugnisse der

mobilen Schumpeter-Industrien schon ein Fünftel bis ein Drittel ihrer Ex-

porte ausmachen (Tabelle 9). Auch bei den immobilen Schumpeter-Indu-

strien zeigen sich erste Anzeichen eines Aufholprozesses, aber der ent-

sprechende Exportanteil ist nach wie vor gering.

51. Insgesamt weisen diese Analysen darauf hin, daß der Strukturwandel

im Außenhandel immer mehr vom internationalen Technologietransfer ge-

prägt ist. Dabei entstehen neue Spezialisierungsmuster. Für die Bundes-
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Tabelle 9 - Zur Struktur der Importe aus Südostasien für ausgewählte
Länder 1961-1986 (vH) (a)

Importland

Bundesrepublik
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Frankreich
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien
Italien
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Japan
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien
Schweden
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Vereinigte Staaten
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Vereinigtes Königreich
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

1961

99,1
0,6
0,3

96,5
3,4
0,1

90,5
9,0
0,5

.

99,6
0,3
0,1

95,6
3,1
1,3

95,4
3,2
1,4

1970

92,3
6,7
1,0

89,3
10,0
0,7

80,5
18,8
0,7

85,4
13,6

1,1

97,1
2,8
0,1

79,1
20,3
0,6

91,0
7,7
1,4

(a) Anteil der Importe in den jeweiligen Branchen an
dustriewarenimporten aus Hongkong, Singapur, Südkorea

1980

78,4
19,6
2,0

71,4
25,6
3,0

69,4
27,5
3,1

72,9
20,7
6,5

82,3
15,5
2,3

69,8
25,7
4,5

80,2
17,1
2,7

1986

64,8
30,7
4,5

58,3
37,8
3,9

56,6
38,8
4,6

73,0
20,7
6,2

70,3
25,5

4,2

62,0
29,8
8,2

64,5
30,6
4,9

den gesamten In-
und Taiwan.

Quelle: OECD [f]; eigene Berechnungen.

republik, die eine Spitzenposition in der Forschung einnimmt, bedeutet

internationaler Technologietransfer in erster Linie einen Verlust an inter-

nationaler Wettbewerbsfähigkeit bei den Produkten mobiler Schumpeter-

Industrien.

52. Ausschlaggebend für die raschen Aufholerfolge der Schwellenländer

ist, daß diese Länder nicht mehr in jedem Fall darauf angewiesen sind,

alle Phasen der technologischen Entwicklung, die in den Industrieländern

abgelaufen sind, selbst zu durchlaufen. Oftmals können sich Unterneh-



34

men aus Schwellenländern - wie erwähnt - einen unmittelbaren Zugriff zu

modernen Technologien verschaffen, indem sie mit multinationalen Unter-

nehmen aus den hochentwickelten Ländern kooperieren. Eine derartige

Strategie, die im Kern auf einer räumlichen Abkoppelung der Produk-

tionsstätten von den Forschungszentren der Industrieländer beruht,

steht allerdings nicht allen High-tech-Branchen offen. Denn wo For-

schung und Fertigung eng miteinander verzahnt sind, ist bei einer

Standortverlagerung ins Ausland mit Produktivitätseinbußen zu rechnen.

Der Lohnkostenvorteil der weniger entwickelten Länder schlägt dann

nicht mehr voll zu Buche, der komparative Vorteil der Industrieländer

bei High-tech-Gütern bleibt insoweit erhalten.

53. Auf längere Sicht werden die Schwellenländer jedoch auch den Um-

gang mit immobilen Technologien lernen. Wie das Beispiel Japans zeigt,

das diesen Weg schon rund zwei Jahrzehnte früher eingeschlagen hat,

werden sie dann allerdings auch ihren Lohnkostenvorteil gegenüber den

alten Industrieländern verlieren. Sie werden damit selbst zur Gruppe der

Technologieproduzenten vorstoßen, die sich gegen die Imitationskonkur-

renz aus anderen nachrückenden Ländern behaupten müssen.

2. Intraindustrieller Handel: Neue Märkte

54. Je rascher sich technische Neuerungen über nationale Grenzen hin-

weg verbreiten, desto mehr gleichen sich die Produktionsbedingungen in

den verschiedenen Ländern an. Die Konvergenz der Entwicklungsni-

veaus, die sich zumindest für die Gruppe der Industrie- und Schwellen-

länder in den vergangenen Jahrzehnten nachweisen läßt, dürfte nicht

zuletzt auf einer Verringerung der produktionstechnischen Unterschiede

durch verstärkten Technologietransfer beruhen. Hinzu kommt, daß die

erhöhte internationale Mobilität des Produktionsfaktors Kapital die Unter-

schiede in der relativen Faktorausstattung der einzelnen Länder redu-

ziert. Aufgrund dieser Entwicklung nehmen nicht nur - wie oben be-

Für einen empirischen Test der Konvergenzhypothese aus längerfristi-
ger und regional differenzierter Sicht vgl. Baumol [1986]. Für eine
sektoral disaggregierte Analyse der Konvergenz der Arbeitsproduktivi-
täten vgl. Dollar, Wolff [1988].
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Tabelle 10 - Handelsvolumen der Bundesrepublik nach Warengruppen
1961-1986 (a)

Industriewaren insgesamt (Mrd. DM)
Erzeugnisse der
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobilen Schumpeter-Industrien
Immobilen Schumpeter-Industrien

Industriewaren insgesamt (1961=100)
Erzeugnisse der
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobilen Schumpeter-Industrien
Immobilen Schumpeter-Industrien

1961

15,9

7,6
2,8
5,5

100

100
100
100

1970

48,0

21,5
9,7

16,8

302

283
346
305

(a) Summe aus Exporten und Importen; zur Erläuterung
grenzung vgl. Tabelle A12.

1980

268,6

113,8
58,7
96,1

1689

1497
2096
1747

1986

343,2

129,1
82,7

131,4

2158

1699
2954
2389

der Branchenab-

Quelle: OECD [f]; eigene Berechnungen.

schrieben - die Wettbewerbsvorteile hochentwickelter Länder im High-

tech-Bereich ab, auch die sektoralen Spezialisierungsmuster nähern sich

55. Damit verringern sich die Möglichkeiten, durch eine interindustrielle

Arbeitsteilung Handelsgewinne zu erzielen. Dies führt allerdings nicht,

wie mancherorts befürchtet wird, zu einem Rückgang der internationalen

Handels Verflechtung; die interindustrielle Spezialisierung wird vielmehr

durch eine nicht minder vorteilhafte intraindustrielle ersetzt. Es ist eine

vielfach bestätigte empirische Beobachtung, daß der Handel zwischen

einzelnen Ländern um so intensiver ist, je ähnlicher ihr technologisches

Entwicklungsniveau und ihre relative Faktorausstattung sind.

56. Auch für die Bundesrepublik zeigt sich, daß die Außenhandelsströme

vor allem bei den Gütern zugenommen haben, die durch einen besonders

intensiven internationalen Technologietransfer gekennzeichnet sind, also

bei den Gütern der mobilen Schumpeter-Industrien (Tabelle 10). Die An-

gleichung der internationalen Produktivitätsniveaus hat offenbar Spiel-

räume eröffnet für eine zunehmende Produktdifferenzierung und eine
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verstärkte Ausnutzung von Skalenerträgen innerhalb der einzelnen

Marktsegmente.

57. Wie stark die internationale Arbeitsteilung innerhalb einzelner Bran-

chen gegenüber der Arbeitsteilung durch sektorale Spezialisierung vor-

angekommen ist, läßt sich anhand von Kennziffern ermitteln, die den

prozentualen Anteil des Intra-Handels am gesamten Außenhandel messen.

Um eine Verzerrung der Berechnungsergebnisse durch globale Handelsbi-

lanzüberschüsse oder -defizite zu vermeiden, wird das relative Gewicht

des Intra-Handels (IIT) hier nicht nach der weitverbreiteten Formel von

Grubel und Lloyd [1971] ermittelt, sondern nach einer modifizierten Ver-
2

sion, die Aquino [1978] vorgeschlagen hat:

ir

Dabei bezeichnen x. und m. die Exporte und Importe in den einzelnen

Warengruppen. Für die Berechnung des Intra-Handels in den zusammen-

gefaßten Untergruppen (u) wurde das Meßkonzept wie folgt modifiziert:

IIT =
u 2

j

2
ix j 2

j

m i

x i
+ m. -

i 1

i

2
Aj 2

i n . )

m i

x i
- m .

ioo.

Dabei bezeichnen x. und m. die Exporte und Importe von Waren in den

zusammengefaßten Untergruppen.

Für eine grundlegende Darstellung der Bedeutung von Produktdiffe-
renzierung und Skalenerträgen für den intraindustriellen Handel vgl.
Helpman, Krugman [1985].

2
Die unterschiedlichen Konzepte zur Erfassung des intraindustriellen
Handels wurden im vorangegangenen Strukturbericht ausführlich dis-
kutiert [Donges, Schmidt et al. , 1988, S. 199-202]. Dort werden auch
die Vorzüge der Aquino-Formel gegenüber der Formel von Grubel und
Lloyd erläutert.
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58. Ein Vergleich der Aquino-Koeffizienten für verschiedene Länder

zeigt, daß die Bedeutung des intraindustriellen Handels vor allem in den

sechziger und siebziger Jahren rasch zugenommen hat (Tabelle 11). Für

die Bundesrepublik zeigt sich dies auch an der Entwicklung bis 1986.

Für die anderen Länder ist dagegen zwischen 1980 und 1986 eine nur

noch geringe Zunahme bzw. eine leichte Abnahme des Intra-Handels aus-

gewiesen. Daraus sollte jedoch nicht geschlossen werden, daß das Poten-

tial der intraindustriellen Arbeitsteilung bereits erschöpft ist.

59. Bei den mobilen Schumpeter-Industrien ist der Intra-Handel beson-

ders ausgeprägt. Das stützt die Vermutung, daß Produktdifferenzierung

und Skalenerträge um so wichtiger werden, je ähnlicher die Produktions-

technologien der Handelspartner sind. So bleiben auch Unternehmen aus

den mobilen Schumpeter-Industrien, die einen Teil ihrer komparativen

Wettbewerbsvorteile gegenüber der ausländischen Konkurrenz verloren

haben, intensiv in den Welthandel eingebunden. Die zunehmende Export-

diversifizierung geht jedoch, das macht der oben skizzierte Rückgang

der RCA-Werte deutlich, mit einer verschärften Importkonkurrenz auf

den Inlandsmärkten einher.

60. Eine regionale Untergliederung des Intra-Handels zeigt, daß der ge-

genseitige Warenaustausch innerhalb einzelner Branchen vor allem zwi-

schen Ländern mit vergleichbarem Entwicklungsniveau eine Rolle spielt

(Tabelle 12). Darüber hinaus fällt offenbar die räumliche Nähe ins Ge-

wicht, denn der Intra-Handel der Bundesrepublik konzentriert sich vor

allem auf die westeuropäischen Länder, während er im Handel mit den

Vereinigten Staaten und mit Japan eine deutlich geringere Rolle spielt.

Beim Handel mit den südostasiatischen Schwellenländern, die sowohl

räumlich als auch im Entwicklungsniveau weiter von der Bundesrepublik

entfernt sind, überwiegt nach wie vor der interindustrielle Warenaus-

tausch.

61. Alles in allem wird deutlich, daß die Konvergenz des wirtschaftlichen

Entwicklungsniveaus der verschiedenen Länder, die in erster Linie auf

einen verstärkten Technologietransfer zurückzuführen ist, keine Abnah-

Die Berechnungen wurden auf dem in Tabelle AI ausgewiesenen Aggre-
gationsniveau von 31 Warengruppen durchgeführt.
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Tabelle 11 - Kennziffern zum intraindustriellen Handel für ausgewählte
Länder 1961-1986 (a)

Bundesrepublik
Industrie insgesamt
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Frankreich
Industrie insgesamt
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Italien
Industrie insgesamt
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Japan
Industrie insgesamt
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien
Schweden
Industrie insgesamt
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Vereinigte Staaten
Industrie insgesamt
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Vereinigtes Königreich
Industrie insgesamt
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

(a) Aquino-Koeffizienten; zur Erläuterung
der Branchenabgrenzung vgl. Ziffer 57 und

1961

64,8
61,5
82,8
60,7

73,7
75,6
85,2
64,2

59,6
45,2
72,9
76,2

.

64,6
51,7
72,7
82,4

57,0
57,3
66,3
52,0

61,1
58,2
73,9
59,6

1970

72,8
71,2
89,5
64,8

83,8
82,9
90,9
80,7

70,2
53,7
83,8
86,4

52,2
51,5
56,4
50,1

68,8
57,9
76,0
82,3

62,5
66,6
61,8
58,9

75,1
76,4
83,2
67,5

1980

76,1
74,1
91,9
68,4

85,8
83,1
90,9
85,9

69,7
62,8
74,4
77,2

50,5
49,8
58,9
44,7

73,0
62,6
75,4
85,1

64,7
67,6
68,9
60,0

83,8
81,6
91,1
82,6

1986

78,3
77,8
90,3
70,7

86,4
81,9
91,4
88,2

68,4
64,4
69,3
73,7

49,5
52,1
53,8
42,9

73,9
61,3
77,6
85,6

63,3
60,2
67,3
62,8

81,3
83,2
87,0
74,8

der Berechnungsmethode und
Tabelle A12.

Quelle: OECD [f]; eigene Berechnungen.

me der internationalen Handelsverflechtung impliziert. Neue Handelsströ-

me entstehen im intraindustriellen Handel vor allem dadurch, daß die

Wahlmöglichkeiten der Konsumenten durch eine erhöhte Produkt Vielfalt

steigen und daß die Ausnutzung von Skalenerträgen durch die räumliche

Ausweitung der Absatzmärkte erleichtert wird.
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Tabelle 12 - Kennziffern zum intraindustriellen Handel der Bundesrepu-
blik nach Regionen 1961-1986 (a)

Westeuropa
Industrie insgesamt
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Nordamerika
Industrie insgesamt
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

Japan
Industrie insgesamt
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien
SUdostasien(b)
Industrie insgesamt
Heckscher-Ohlin-Industrien
Mobile Schumpeter-Industrien
Immobile Schumpeter-Industrien

1961

67,5
65,3
78,1
65,8

45,9
47,5
53,7
40,2

28,8
23,8
63,5
16,7

17,1
22,3
4,6
2,1

1970

77,2
73,9
87,5
76,0

47,9
63,3
43,4
38,7

47,9
42,7
65,5
40,6

18,8
20,3
34,3
4,2

(a) Aquino-Koeffizienten; zur Branchenabgrenzung vgl.
(b) Hongkong, Singapur, Südkorea, Taiwan.

1980

82,6
81,4
92,1
77,9

50,3
57,5
52,0
45,2

55,7
65,9
35,8
62,2

31,9
28,8
61,0
8,6

Tabelle

1986

82,9
81,3
91,9
78,5

48,4
72,0
47,3
39,7

59,3
63,0
31,1
78,7

35,9
33,5
52,1
19,5

A12. -

Quelle: OECD [f]; eigene Berechnungen.

62. Damit in diesem Bereich Chancen genutzt werden können, müssen

allerdings auch die Unternehmensstrategien an das veränderte wirtschaft-

liche Umfeld angepaßt werden. Wer den verstärkten grenzüberschreiten-

den Technologietransfer nutzen will, muß bereit sein, Produktionsprozes-

se international zu organisieren. Die Gründung von ausländischen Toch-

tergesellschaften und die Zusammenarbeit in Joint ventures dürften daher

für deutsche Unternehmen zunehmend wichtiger werden. Auch die Stra-

tegie der Produktdifferenzierung dürfte gegenüber einer rein kosten-

orientierten Strategie der Serienfertigung an Bedeutung gewinnen.

63. Kräftige Impulse sind in dieser Hinsicht von der Vollendung des eu-

ropäischen Binnenmarktes zu erwarten, weil die noch bestehenden Grenz-

barrieren im Industriewarenhandel bis Ende 1992 weitgehend beseitigt

werden. Nun ist es Aufgabe der Wirtschaftspolitik, dafür zu sorgen, daß

die Handelsgewinne aus der europäischen Integration nicht durch Erhal-
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tungssubventionen zugunsten schrumpfender Industriebranchen und

durch eine Erhöhung des gemeinsamen Außenhandelsschutzes gegenüber

Drittländern geschmälert werden.

3. Integration oder Desintegration der Weltwirtschaft?

64. Vor allem in Nordamerika und Fernost, aber auch in der Dritten Welt

wird derzeit befürchtet, daß mit der Vollendung des Binnenmarktes eine

"Festung Europa" entsteht und damit eine _Desintegration der Weltwirt-

schaft eingeleitet wird [Curzon, 1989; Sapir, 1989; Langhammer, 1989].

Die Bundesregierung und andere europäische Regierungen haben wieder-

holt erklärt, daß eine solche Entwicklung nicht eintreten werde [Bundes -

ministerium für Wirtschaft, 1989]. Im übrigen wird darauf verwiesen,

daß sich Japan und einige Schwellenländer selbst schwer tun, ihre Märk-

te zu öffnen, und daß die Vereinigten Staaten sich gerade erst ein

schlagkräftiges Protektionsinstrument in Form des neuen Handelsgesetzes

geschaffen haben.

65. Im Mittelpunkt der Diskussion um die Segmentierung der Weltmärkte

steht der Handel in der sogenannten Triade, zu der die drei Handels -

blocke Nordamerika, Westeuropa und Japan mit den asiatischen Schwel-

lenländern gezählt werden. Tatsächlich hat der Handel innerhalb der

Blöcke ein merklich größeres Gewicht als der Handel zwischen den

Blöcken (Schaubild 7). Vor allem der innereuropäische Handel, aber auch

der Handel zwischen den Vereinigten Staaten und Kanada sowie der der

asiatischen Länder untereinander ist größer als die meisten Handels-

ströme zwischen den Blöcken der Triade. Das hohe Niveau der intrare-

gionalen Handelsbeziehungen läßt sich in erster Linie mit der räumlichen

Nähe der Absatzmärkte erklären (Ziffer 60).

66. Von einer Zunahme der Blockbildung im Zeitablauf kann bislang je-

doch keine Rede sein. Lediglich für Nordamerika ist der Anteil des in-

traregionalen Handels am Gesamthandel in den achtziger Jahren spürbar

gestiegen. In Westeuropa wurde die intraregionale Arbeitsteilung vor

allem in den sechziger Jahren im Zuge der EG-Integration vertieft, wäh-

rend der Anteil des intraregionalen Handels in den siebziger und acht-
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Schaubild 7 - Handelsströme in der Triade 1987 (Mrd. US-S)

802

128

Quelle: GATT [1988]; eigene Berechnungen.

139

ziger Jahren weitgehend konstant geblieben ist. Für die süd- und ost-

asiatischen Länder schließlich hat der intraregionale Handel sogar kon-

tinuierlich an Bedeutung verloren (Tabelle 13).

67. Für eine Intensivierung des Warenaustausches innerhalb dieser

Blöcke könnte sprechen:

- der Abschluß des Freihandelsabkommens zwischen den Vereinigten

Staaten und Kanada, das im Januar 1989 in Kraft getreten ist;

- die Vollendung des EG-Binnenmarktes, die auch den EFTA-Ländern im

Rahmen ihres Freihandelsabkommens von 1973 zugute kommen könnte;

- die verstärkte Zusammenarbeit zwischen Japan und den Schwellenlän-

dern, die sich vor allem in Form von japanischen Direktinvestitionen

und Joint ventures vollzieht.

Zu einer Desintegration zwischen diesen drei Blöcken könnte es vor allem

aufgrund einer Erhöhung der protektionistischen Außenmauern kommen,

aber auch aufgrund einer Handelsumlenkung, die bei einem Abbau der

Binnenzölle selbst bei unveränderten Außenzöllen der Blöcke zu einer

Verdrängung der Importe aus Drittländern führen könnte.



42

Tabelle 13 - Anteil des intraregionalen Handels am Gesamthandel der
Triade 1963-1987 (vH)

Nordamerika
Westeuropa
Süd- und Ostasien

1963 1973 1980 1987

26,6 34,2 27,6 38,0
63,7 69,2 68,1 70,7
34,2 33,0 32,8 29,0

Quelle: GATT [lfd. Jgg.]; eigene Berechnungen.

68. Gegen eine Segmentierung spricht freilich, daß es immer schwieriger

wird, mit gezielten Protektionsmaßnahmen gegen einzelne Länder die ge-

wünschte Wirkung zu erzielen. Die Marktkräfte sind häufig stärker.

Weltweit ist eine zunehmende Internationalisierung der Produktion fest-

stellbar (Ziffern 90 ff. ). Vor allem von Anbietern aus Fernost werden

die Möglichkeiten zur räumlichen Entkopplung verschiedener Phasen des

Produktionsprozesses genutzt, um Handelsbarrieren für Endprodukte

durch eine Verlagerung von Montagewerken in die Absatzregion hinein

oder in Drittländer zu unterlaufen.

69. Da Importrestriktionen an der Grenze immer weniger greifen, wird in

manchen Ländern versucht, durch Mindestanforderungen für den Einsatz

inländischer Vorleistungen (local content) den Kostenvorteil ausländischer

Anbieter zu verringern oder ihren Markteintritt im Inland ganz zu ver-

hindern. Schlagzeilen haben in diesem Zusammenhang die "Schraubenzie-

her-Verordnung" der EG-Kommission und vor allem der von Nissan im

Vereinigten Königreich produzierte "Bluebird" gemacht, dessen Absatz

von Frankreich auf die japanische Importquote angerechnet wurde. Auch

die Erfahrungen in anderen Bereichen - etwa bei Kopierern, Schreibma-

schinen oder Halbleitern - zeigen, daß "local content"-Vorschriften of-

fenbar nicht geeignet sind, heimische Unternehmen auf Dauer vor der

Auslandskonkurrenz zu schützen. Im übrigen machen Vorschriften über

lokale Fertigungsanteile in einem Umfeld, das zunehmend durch eine Glo-

balisierung der Märkte geprägt wird, ohnehin keinen Sinn.

Daß derartige Protektionsmaßnahmen den vermeintlich begünstigten In-
landsunternehmen sogar zum Nachteil gereichen können, zeigt
Grossman [1981].
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70. Mit Blick auf die weitere Vertiefung der internationalen Arbeitstei-

lung bleibt die Handelspolitik gefordert. Für die EG bedeutet das, alle

Hemmnisse im grenzüberschreitenden Austausch von Waren und Dienstlei-

stungen zu beseitigen. Im weltweiten Rahmen geht es darum, die bei den

GATT-Verhandlungen der Uruguay-Runde verfolgten Ziele tatsächlich zu

verwirklichen. Für eine euphorische Hoffnung besteht kein Grund, doch

es ist positiv zu werten, daß nach langen Jahren der Stagnation wieder

Bewegung in die internationalen Handelsgespräche gekommen ist.

III. Exportstärke und Investitionsschwäche: Zwei Seiten einer Medaille

71. Insgesamt läßt sich die Situation der Bundesrepublik im Vergleich zu

anderen Ländern wie folgt skizzieren:

- Die deutsche Wirtschaft befindet sich inzwischen zwar in einem kräfti-

gen konjunkturellen Aufwind, aber die Folgen der langjährigen Wachs-

tumsschwäche bleiben spürbar. Das Produktionspotential wächst immer

noch recht langsam; damit bleibt - nachdem die Sachkapazitäten wieder

weitgehend ausgelastet sind - der künftige Wachstumsspielraum eng be-

grenzt. Der Grund dafür ist die schwache Investitionstätigkeit in den

ersten Jahren des Aufschwungs. Hier ist die deutsche Wirtschaft im

internationalen Vergleich deutlich in Rückstand geraten.

- Auf den Weltmärkten konnte dagegen die deutsche Wirtschaft ihre star-

ke Stellung nicht nur behaupten, sondern sogar noch ausbauen. Dabei

kam ihr insbesondere die Spezialisierung auf Produkte immobiler

Schumpeter-Industrien zugute. Zum einen wurden diese Bereiche von

der expandierenden Weltnachfrage begünstigt, zum anderen ist dort

der Konkurrenzdruck aus weniger entwickelten Ländern noch ver-

gleichsweise gering.

72. Der scheinbare Widerspruch zwischen der Wachstumsschwäche auf der

einen und der Exportstärke auf der anderen Seite wird erklärlich, wenn

der internationale Kapitalverkehr mit ins Bild genommen wird. Das Ge-

genstück zum hohen Überschuß in der Leistungsbilanz der Bundesrepu-

Zur Interpretation von Leistungsbilanzsalden vgl. auch Siebert [ 1989]
und Issing, Masuch [1989].
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blik ist das Defizit in der Kapitalverkehrsbilanz, d. h. , es wird mehr Ka-

pital exportiert als importiert. Ein Nettokapitalexport ist gleichbedeutend

mit einer Abwanderung von Produktionsfaktoren ins Ausland.

73. Wie die Qualität des Unternehmensstandorts Bundesrepublik bewertet

wird, zeigt sich nicht zuletzt an jenen internationalen Kapitalbewegun-

gen, die unmittelbar mit der Errichtung von Produktionsstätten ver-

knüpft sind - den Direktinvestitionen. Während die deutschen Investi-

tionen im Ausland seit 1984 kräftig angestiegen sind, haben sich auslän-

dische Investoren in der Bundesrepublik merklich zurückgehalten

(Schaubild 8).

74. Dabei mangelt es sicherlich nicht an sinnvollen Investitionsmöglich-

keiten in der Bundesrepublik, etwa im Umweltbereich, in zukunftsträch-

tigen Investitionsgüterbranchen oder im Dienstleistungssektor. Auch die

Ertragslage der Unternehmen hat sich seit 1983 spürbar verbessert. Es

muß also andere Ursachen haben, daß neue Arbeitsplätze heute eher im

Ausland als im Inland geschaffen werden. Offenbar liegt es an den Rah-

menbedingungen für unternehmerische Aktivitäten. Sie sind in anderen

Ländern stärker verbessert worden als in der Bundesrepublik.

75. Vieles von dem, was die Standortentscheidungen von Unternehmen

beeinflußt, ist empirisch nicht meßbar und entzieht sich damit einer

quantitativen Bewertung. Doch es gibt Indizien. Eine nicht zu unter-

schätzende Rolle spielt sicherlich die Besteuerung der Unternehmensge-

winne, die in der Bundesrepublik eher zögernd, in einigen anderen Län-

dern dagegen recht spürbar reduziert worden ist (Ziffern 213 ff. ). Aber

auch beim Aufbrechen verkrusteter Marktstrukturen haben andere Län-

der deutlich größere Fortschritte erzielt, insbesondere bei der Deregulie-

rung im Dienstleistungssektor (Ziffern 147 ff. ).

76. Die Exportstärke der deutschen Wirtschaft und der Anstieg der Ge-

winne signalisieren also in erster Linie die gute Verfassung der im Markt

etablierten Unternehmen. Diese haben sich auch unter schwierigen Be-

Zum Zusammenhang zwischen steigendem Exportüberschuß und verrin-
gerter inländischer Absorption von Investivkapital vgl. Ziffer 4.
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Schaubild 8 - Ausländische Direktinvestitionen in der Bundesrepublik
und deutsche Direktinvestitionen im Ausland 1970-1988

Mrd.DM
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1970 1975

Quelle: Deutsche Bundesbank [ b ] .

1980 1985

dingungen (Aufwertungen der D-Mark, Protektionismus, neue Konkur-

renten) auf den Weltmärkten behaupten können. Bei funktionierendem

Wettbewerb wäre zu erwarten, daß die erhöhte Rentabilität verstärkt zu

Kapazitätserweiterungen genutzt wird und Neugründungen von Unterneh-

men anregt. Dazu ist es jedoch nicht in ausreichendem Maße gekommen

- ein Indiz dafür, daß es nicht genügend Wettbewerb gibt. ,
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C. Standortbestimmung: Fortschritte und Defizite im Anpassungs-
prozeß

I. Wandel der Produktionsstruktur: Neue Muster

77. Der rasche weltwirtschaftliche Strukturwandel bereitet der deutschen

Wirtschaft nach wie vor die meisten Probleme. In der internationalen Ar-

beitsteilung sind gravierende Veränderungen im Gange, die den Unter-

nehmen in den fortgeschrittenen Industrieländern ein hohes Maß an An-

passungsbereitschaft und Anpassungsfähigkeit abverlangen. Ein wichtiger

Grund dafür ist, daß immer mehr Schwellenländer den Übergang von ei-

ner komplementären zu einer substitutiven Arbeitsteilung schaffen und

damit zunehmend den Industrieländern dort Konkurrenz machen, wo diese

bislang ihre Stärken wähnten, insbesondere im Bereich der mobilen

Schumpeter-Industrien.

78. Der wachsende Wettbewerbsdruck von außen hat in der Branchen-

landschaft tiefe Spuren hinterlassen. Er hat vor allem den industriellen

Sektor getroffen; seine relative Einkommensposition gegenüber dem

Dienstleistungssektor hat sich in den siebziger Jahren deutlich ver-

schlechtert (Schaubild 9). Das hat viele Arbeitsplätze gekostet. Im Zeit-

raum von 1973 bis 1984 sind im Verarbeitenden Gewerbe rund 1,7 Mill.

Arbeitsplätze verlorengegangen, weitaus mehr als im privaten Dienstlei-

stungssektor und beim Staat an zusätzlichen Arbeitsplätzen geschaffen

werden konnte [Statistisches Bundesamt, d].

Auffällig ist freilich, daß sich die interne Position des industriellen Sek-

tors in den letzten Jahren wieder deutlich verbessert hat. Zwischenzeit-

lich, in den Jahren 1985 und 1986, ist die Beschäftigung sogar ausgewei-

tet worden, und ähnliches wiederholt sich offenbar im Jahre 1989. Diese

Entwicklung hat Spekulationen Vorschub geleistet, die deutsche Wirt-

schaft sei wieder mitten in einer Phase der Reindustrialisierung - als

Korrektur einer zu weitgehenden Deindustrialisierung in den siebziger

und frühen achtziger Jahren. Es spricht jedoch vieles dafür, die Erklä-

rung bei temporären Einflüssen zu suchen, insbesondere bei der wech-

selnden Bewertung der D-Mark durch die Devisenmärkte (Ziffer 36) und

dem Auf und Ab der weltweiten Investitionskonjunktur.



47

Schaubild 9 - Entwicklung der relativen Einkommensposition zwischen dem
Verarbeitenden Gewerbe und dem Dienstleistungssektor so-
wie der Arbeitsplätze in beiden Sektoren in der Bundesre-
publik 1973-1988

1980=100

110

100

Relative Einkommensposition (a)

(b)

Arbeitsplatze (c)

ienstleistungssektor

,30

^Verarbeitendes Gewerbe

1975 1980 1985

(a) Nettowertschöpfung zu Faktorkosten je Arbeitsstunde
im Verarbeitenden Gewerbe zu Nettowertschöpfung zu Fak-
torkosten je Arbeitsstunde im Dienstleistungssektor (ohne
Wohnungsvennietung). - (b) Gleitender 3-Jahresdurch-
schn i t t . - (c) Erwerbstätige (Inlandskonzept). - (d) Ver-
änderung gegenüber dem Vorjahr.

Quelle: Statistisches Bundesamt [d]; eigene Berechnungen.

79. Längere Zeit konnte man sagen, daß das strukturelle Entwicklungs-

muster einer Volkswirtschaft vom Strukturwandel zwischen den einzelnen

Branchen bestimmt wird - vor allem von den Verschiebungen zwischen

Industriebranchen und Dienstleistungsbranchen. In jüngerer Zeit gewin-

nen jedoch der Strukturwandel innerhalb der Branchen sowie der bran-

chen- und länderübergreifende Strukturwandel immer mehr an Gewicht.

Es ist daher zu fragen, inwieweit die bisherigen Muster noch ein brauch-
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barer Kompaß bei der Deutung des Strukturwandels sind. Es ist nicht zu

übersehen, daß alte Muster teilweise verblassen und sich dafür neue

herausbilden.

80. Es sind vor allem vier Entwicklungen, die derzeit den Strukturwan-

del in den Industrieländern prägen, nämlich

- die Hinwendung zu neuen Formen des Produzierens (Tertiarisierung,

Ziffern 81 ff. ),

- die geographische Ausweitung der Absatz- und Beschaffungsmärkte

(Globalisierung und Internationalisierung, Ziffern 90 ff. ),

- die Verlagerung der Aktivitäten auf branchenfremde Felder (Diversifi-

zierung, Ziffern 105 ff. ) sowie

- die Herausbildung neuer Formen der Arbeitsteilung zwischen Unterneh-

men (Dezentralisierung, Ziffern 115 ff. ).

1. Tertiarisierung: Produktion von Dienstleistungen und Dienstleistungen

in der Produktion

81. Der Wandel von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft ist

schon oft untersucht worden. Die Diskussion darüber hält jedoch unver-

mindert an. Sie ist nicht frei von Mißverständnissen. Der wichtigste

Grund dafür sind die Unscharfen bei der Begriffsbildung: Die Grenzen

zwischen Waren- und Dienstleistungsproduktion sind fließend, für unter-

schiedliche Interpretationen bleibt somit ein weites Feld. Es kommt hinzu,

daß die Dienstleistungsproduktion unzureichend statistisch dokumentiert

ist, nämlich fast ausschließlich als Leistung jener Wirtschafts- und Pro-

duktionsbereiche, die schwerpunktmäßig Dienstleistungen für Dritte er-

bringen. Nicht oder nur teilweise nachgewiesen wird hingegen jener Teil

der Dienstleistungsproduktion, der in Unternehmen mit Schwerpunkt in

der Warenproduktion stattfindet [Lützel, 1987; Reim, 1988]. Ein wesentli-

ches Merkmal des Strukturwandels, die fortschreitende Tertiarisierung

der industriellen Produktion, bleibt also ausgeblendet.
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a. Dienstleistungen als Funktion

82. Ein erster Anknüpfungspunkt zur Erfassung der Dienstleistungspro-

duktion ist die Klassifizierung der Arbeitsplätze nach funktionalen Krite-

rien. Im Jahre 1987 nahmen von den Erwerbstätigen im Unternehmenssek-

tor reichlich drei Viertel vorwiegend tertiäre Funktionen wahr - in der

Forschung und Entwicklung, im Management und in der Organisation, bei

der Wartung und Reparatur, im Handel und Vertrieb, in der Verwaltung

und in anderen Dienstleistungsbereichen (Tabelle 14). Anders gewendet:

Tabelle 14 - Erwerbstätige in der Dienstleistungsproduktion (a) nach
Wirtschaftsbereichen im Unternehmenssektor in der Bundes-
republik 1973, 1980 und 1987 (b)

Land- und Forstwirt-
schaft, Fischerei
Energie- und Wasser-
versorgung, Bergbau
Verarbeitendes
Gewerbe
Baugewerbe
Handel
Verkehr und Nach-
richtenübermittlung
Kreditinstitute und
VerSicherungsunter-
nehmen
Dienstleistungen von
Unternehmen und
Freien Berufen
Nachrichtlich:
Warenproduzierende
Bereiche(c)
Dienstieistungs-
bereiche
Insgesamt

1973

1000 vH

182 9,4

324 60,0

5628 54,6
735 35,0

3139 94,9

1493 96,0

758 98,7

3535 95,1

6869 46,1

8925 95,5
15794 65,1

1980

1000

138

338

5643
784

3047

1449

856

4244

6903

9596
16499

vH

9,6

63,8

58,3
39,8
95,1

95,6

99,4

95,1

50,7

93,3
69,8

(a) Überwiegend ausgeübte Tätigkeiten (alle Tätigkeiten
len"); Anteile beziehen

1987

1000 vH

101 8,5

363 69,9

6004 68,3
920 51,9
3167 94,4

1485 96,4

973 99,4

5378 93,9

7388 60,2

11003 94,8
18391 77,1

außer "Herstel-
sich auf alle Erwerbstätigen im gleichen Wirt-

Schaftsbereich. - (b) Ergebnisse des Mikrozensus
Energie- und Wasserversorgung, Bergbau
werbe.

!. - (c)
Verarbeitendes

Landwirtschaft,
Gewerbe, Bauge-

Quelle: Statistisches Bundesamt [g] ; eigene Berechnungen.
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Nur noch ein knappes Viertel der Arbeitsplätze findet sich im engeren

Bereich der Warenproduktion. Selbst im Verarbeitenden Gewerbe sind

mittlerweile zweimal so viele Menschen mit Dienstleistungsfunktionen wie

mit der Herstellung von Sachgütern betraut.

Im Vergleich zu den siebziger Jahren hat sich der Tertiarisierungsprozeß

in den warenproduzierenden Bereichen stark beschleunigt. Das gilt so-

wohl für das Verarbeitende Gewerbe wie auch für das Baugewerbe. Von

1973 bis 1980 erhöhte sich der Anteil der Erwerbstätigen mit Dienstlei-

stungsfunktionen an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen in beiden Berei-

chen um jeweils 5 Prozentpunkte, von 1980 bis 1987 sogar um 10 Pro-

zentpunkte. In den Dienstleistungsbereichen hat sich der hohe Tertiari-

sierungsgrad nur wenig verändert. Die fortschreitende "Industrialisie-

rung" erstreckt sich also auf die Veränderung der Leistungserstellung

(Maschinenarbeit statt Handarbeit) und nicht auf eine Veränderung des

Leistungsangebots (Waren statt Dienstleistungen).

83. Eine tiefere Analyse der Veränderung der Tätigkeitsschwerpunkte

zeigt, daß die Entwicklung im Warenproduzierenden Gewerbe und im

Dienstleistungssektor nicht einheitlich verläuft. In beiden Sektoren ist

die Zahl der Arbeitsplätze in den Funktionsbereichen Leitung und Ma-

nagement, Forschung und Planung deutlich gestiegen. Im Bereich War-

tung und Reparatur hat sie in beiden Sektoren in den siebziger Jahren

leicht abgenommen und in den achtziger Jahren zugenommen. In den Be-

reichen Produktion, Vertrieb sowie Verwaltung sind aber Unterschiede zu

beobachten: Das Warenproduzierende Gewerbe hat die Zahl der Arbeits-

plätze in der Produktion sowie in der Verwaltung abgebaut, und im Ver-

trieb hat es sie leicht aufgestockt; im Dienstleistungssektor ist es umge-

kehrt gewesen (Schaubild 10).

b. Dienstleistungen als Output und Input

84. Die Gründe für die fortschreitende Tertiarisierung der Arbeitsplätze

sind häufig untersucht worden [Bell, 1973; Gershuny, Miles, 1983;

Buttler, Simon, 1987; Donges, Schmidt et al., 1988; Giersch, 1989]. Sie

liegen in der steigenden Nachfrage nach Dienstleistungen - der Nachfra-
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Schaubild 10 - Veränderung der Erwerbstätigen nach dem überwiegenden
Tätigkeitsbereich in der Bundesrepublik 1973-1987 (vH)

Leitung,
Management

Forschung und
Planung

Wartung, Reparatur

Produktion

Vertrieb

Verwaltung

Sonstige Bereiche

1973-1980

Dienstlei-
Waren- stungs-
produzie- sektor
rendes
Gewerbe

1982-1987

Quelle: Statistisches Bundesamt [g]; eigene Berechnungen.

ge der Verbraucher, die mit wachsendem Wohlstand einen steigenden Teil

ihres Budgets für Dienstleistungen ausgeben, und der Nachfrage der

Unternehmen, die als Folge des wirtschaftlichen und technischen Wandels

immer mehr Dienstleistungen im Produktionsprozeß einsetzen. Zum Teil

ist also die fortschreitende Tertiarisierung die Folge der expandierenden

Produktion, zum Teil ist sie deren Voraussetzung [Einem, 1986].
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85. Die wissenschaftliche Literatur hat sich bislang vorzugsweise mit

denjenigen Dienstleistungsmärkten beschäftigt, auf denen die privaten

Haushalte als Nachfrager auftreten (konsumentenbezogene Dienstleistun-

gen). Sie wird damit der Bedeutung jener Märkte, auf denen Unterneh-

men die Nachfrager sind, nicht gerecht. In quantitativer Hinsicht sind

diese Märkte gewichtiger, und ihre Wachstumsdynamik ist größer. Nach

den Ergebnissen der Input-Output-Rechnung des Statistischen Bundes-

amtes wurde im Jahre 1986 rund die Hälfte aller (statistisch nachgewiese-

nen) Dienstleistungskäufe bei Unternehmen von anderen Unternehmen ge-

tätigt, waren also Vorleistungen für die Waren- und Dienstleistungspro-

duktion (Tabelle 15). Dabei handelt es sich, wohlgemerkt, nur um die

Tabelle 15 - Aufkommen und Verwendung externer markt bestimmter
Dienstleistungen in der Bundesrepublik 1970 und 1986 (vH)
(a)

Lieferungen der
Produktionsbe-
reiche

Dienstleistungen
des Handels, Ver-
kehrs und Post-
dienstes
Übrige marktbe-
stimmte Dienst-
leistungen
Insgesamt
Nachrichtlich:
Nicht marktbe-
stimmte Dienst-
leistungen

Käufe der Verwendungsbereiche(b)

Produktionsbereiche

insgesamt

1970 1986

darunter

Verarbei-
tendes
Gewerbe

1970 1986

marktbe-
stimmte
Dienst-
leistungs-
bereiche

1970 1986

42,9 43,6 22,9 21,0 10,8 13,2

48,0 57,7 13,1 13,6 23,8 32,0
45,7 57,5 17,6 16,3 17,9 25,1

10,6 96,1 1,2 1,8 1,5 3,1

(a) Anteil an der gesamten Dienstleistungsproduktion;
und Einfuhr in der Abgrenzung der Input-Output-Rechnung

Private
Haushalte
und Staat
(c)

1970 1986

42,3 41,1

48,1 38,8
45,5 39,6

89,4 83,8

inländische
. - (b) Ohne

Ausland

1970 1986

9,2 10,9

1,7 1,6
5,1 5,2

0,1

Produktion
Käufe, die

als Investitionen und Vorratsveränderungen gebucht werden. - (c) Letzte inlän-
dische Verwendung.

Quelle: Statistisches Bundesamt [e ] ; eigene Berechnungen.
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Transaktionen zwischen rechtlich selbständigen Unternehmen (externe

Dienstleistungen). Ausgeklammert bleibt dabei jener Teil der Dienstlei-

stungsproduktion, der nicht über den Markt abgesetzt, sondern als Vor-

leistung im eigenen Unternehmen eingesetzt wird (interne Dienstleistun-

gen)

Im einzelnen zeigt sich,
- daß im Zeitraum von 1970 bis 1986 die Verkäufe von marktbestimmten

Dienstleistungen an Unternehmen rascher gestiegen sind als die Ver-

käufe an private Haushalte und

- daß es vor allem die Dienstleistungsunternehmen selbst gewesen sind,

die einen steigenden Teil der Käufe von Dienstleistungen getätigt

haben.

86. Die zunehmende Bedeutung von Dienstleistungen bei der Produktion

spiegelt sich auch in den Vorleistungsquoten wider. Der Anteil (markt-

bestimmter) externer Dienstleistungen am Produktionswert ist im Zeitraum

von 1970 bis 1986 in allen Produktionsbereichen kräftig gestiegen, am

stärksten wiederum bei den Dienstleistungsproduzenten selbst (Ta-

belle 16). In den Bereichen Handel, Verkehr, Postdienste und übrige

Tabelle 16 - Einsatz externer marktbestimmter Dienstleistungen in der
Produktion, Bundesrepublik 1970 und 1986 (vH) (a)

Produkte der Land- und Forstwirtschaft,
Fischerei
Energie, Wasser, Bergbauerzeugnisse
Erzeugnisse des Verarbeitenden Gewerbes
darunter:
Grundstoffe und Produktionsguter
Investitionsgüter
Gebrauchs- und Verbrauchsguter
Bauleistungen
Dienstleistungen des Handels, Verkehrs
und Postdienstes
Übrige marktbestimmte Dienstleistungen

(a) Anteil am Produktionswert; in der
Rechnung.

1970

6,0
4,8
9,2

8,3
9,4

11,3
8,2

13,8
22,3

Abgrenzung der

1986

9,6
8,9

12,4

10,5
13,5
14,0
14,9

20,2
35,4

Input-Output-

Quelle: Statistisches Bundesamt [e ] ; eigene Berechnungen.
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marktbestimmte Dienstleistungen zusammen waren im Jahre 1986 schon

fast ein Drittel der Gesamtleistungen "zugekaufte" Dienstleistungen, im

Jahre 1970 waren es erst ein Sechstel.

Diese Entwicklung zeigt zweierlei:

1) Mit steigender Produktion steigt der Bedarf an komplementären

Dienstleistungen - bei der Wartung von Maschinen und Geräten, beim

Vermarkten von Gütern oder bei der Finanzierung von Investitionen.

Die Zunahme des Dienstleistungsanteils am Produktionswert ist somit

ein Indikator für den fortschreitenden Tertiarisierungsgrad bei der

Produktion.

2) Unternehmen nehmen immer mehr Dienstleistungen anderer Unterneh-

men in Anspruch, statt sie selbst bereitzustellen (Externalisierung

von internen Dienstleistungen). Der Grund dafür liegt in den Vortei-

len der Arbeitsteilung. Der Spezialist kann häufig effizienter produ-

zieren als der Generalist. Insofern ist die Veränderung des Dienstlei-

stungsanteils am Produktionswert auch ein Indikator für die Verände-

rung im Organisationsgrad der Unternehmen.

c. Externe und interne Dienstleistungen im Bereich der industriellen

Produktion

87. Dienstleistungen als Input und Output bestimmen zunehmend den Be-

reich der industriellen Produktion. Nach einer neuen Erhebung des Sta-

tistischen Bundesamtes erbringen im Produzierenden Gewerbe knapp die

Hälfte aller Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten Dienstleistungen,

sei es für den Eigenbedarf, sei es für den Markt. Das Spektrum umfaßt

unter anderem Leistungen in den Bereichen Forschung und Entwicklung,

technische Planung und Beratung, Wartung und Inspektion, Dokumenta-

tion, Datenverarbeitung, Transport, Lagerhaltung und Entsorgung. Bei

den meisten Unternehmen mit Dienstleistungsproduktion erstreckt sich die

Leistungserstellung auf mehrere Bereiche: Jedes sechste Unternehmen,

Es handelt sich um eine Testerhebung bei den an der Kostenstruktur-
Statistik beteiligten Unternehmen. Die Erhebung kann nach Einschät-
zung des Statistischen Bundesamtes als repräsentativ für das Verar-
beitende Gewerbe gelten [Mai, 1989].
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das Dienstleistungen für andere erbringt, offeriert mindestens fünf ver-

schiedene Leistungsarten.

88. Die Ergebnisse der Erhebung unterstreichen einmal mehr, daß es in-

nerhalb des Produzierenden Gewerbes mittlerweile zu einer deutlichen

Verschiebung von der Waren- zur Dienstleistungsproduktion gekommen

ist. Ein erheblicher Teil der Unternehmen produziert heute Dienstleistun-

gen für den Markt, und zwar als wesentlichen Teil seiner wirtschaftli-

chen Aktivitäten und nicht nur als Nebentätigkeit: So führen 47 vH der

Unternehmen, die Dienstleistungen erbringen, für andere Unternehmen

Planungs- und Beratungsaufgaben aus, 37 vH schulen fremdes Kunden-

personal, 29 vH vermieten Anlagegüter. Weitere bedeutende Felder sind

die Wartung und Inspektion von Maschinen, die Verarbeitung von Daten

und die Dokumentation (Tabelle A13).

Unter den Unternehmen, die Dienstleistungen vermarkten, halten Produ-

zenten von Investitionsgütern den Spitzenplatz. An erster Stelle steht

die Büro- und Datentechnik, gefolgt vom Maschinenbau, dem Schiffbau,

der Elektrotechnik und dem Luft- und Raumfahrzeugbau (Schaubild 11).

Am unteren Ende rangieren ausschließlich Produzenten von Konsumgü-

tern; es sind dies (in absteigender Folge) die Bereiche Herstellung von

Musikinstrumenten und Spielwaren, Holzbearbeitung, Bekleidungsgewer-

be, Textilgewerbe sowie Ledergewerbe.

In den meisten Fällen steht das Dienstleistungsangebot in engem Zusam-

menhang mit der Warenproduktion. Bei den Investitionsgüterherstellern

gehören vor allem technische Planung und Beratung, Wartung und In-

spektion sowie Schulung von Kundenpersonal zur Angebotspalette, bei

den Konsumgüterherstellern sind es das Leasing, Transportleistungen

und Datendienste. Bei den Herstellern von Grundstoffen und Produk-

tionsgütern spielt zusätzlich die Lagerhaltung für Dritte eine Rolle.

89. Ob Dienstleistungen in Eigenproduktion erbracht oder ob sie zuge-

kauft werden, hängt von vielen Faktoren ab, so von der Größe des Un-

ternehmens, dem Grad der Verflechtung mit anderen Unternehmen, der

Branche, zu der das Unternehmen gehört, oder der Art der Dienstlei-

stungen: Kleine und mittlere Unternehmen beziehen häufiger Dienstlei-
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Schaubild 11 - Wirtschaftsbereiche des Produzierenden Gewerbes (a) mit
über- und mit unterdurchschnittlich hohem Dienstlei-
stungsangebot in der Bundesrepublik 1988 (b)

Herstellung v. Büromaschi-
nen, ADV-GerOten und -Ein-
richtungen

Maschinenbau

Schiffbau

Elektrotechnik

Luft- u. Raumfahrzeugbau

Herstellung v. Musikinstru-
menten, Spielwaren, Füll-
haltern usw.

Holzbearbeitung

Bekleidungsgewerbe '

Textilgewerbe

Ledergewerbe
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Alle Wirtschafts-
bereiche

10 20 30 40 50 60 70 80 vH

(a) Unternehmen mit im allgemeinen 20 Beschäftigten und
mehr. - (b) Anteil derjenigen Unternehmen, die Dienst le i -
stungen für fremde Unternehmen erbringen, an a l len Unter-
nehmen; e rs te und l e t z t e fünf Bereiche.

Quelle: Mai [1989]; Tabelle A13; eigene Berechnungen.

stungen von Dritten als große Unternehmen, unverflochtene Unternehmen

häufiger " als verflochtene und Unternehmen der Konsumgüterbranchen

häufiger als die der Investitionsgüterbranchen [Mai, 1989]. Entsorgungs-

leistungen und Transportleistungen werden öfter von fremden Unterneh-

men erbracht als Forschung und Entwicklung oder technische Planung

und Beratung (Schaubild 12).
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Schaubild 12 - Eigenproduktion (a) und Fremdbezug von Dienstleistungen
für Produktionszwecke im Produzierenden Gewerbe der
Bundesrepublik (b) 1988 (Anteil an den gesamten Dienst-
leistungen für Produktionszwecke in vH)

Eigenproduktion und Fremdbezug

50 •^—Design von Gebrauchs-
gütern

- - - Technische Planung,
Beratung u.a.

- —Forschung und Ent-
"50 wicklung

Eigenproduktion und Fremdbezug

50 Wartung, Inspektion
Datenverarbeitung

• —Dokumenta t ion

Fremdbezug

Eigenproduktion und Fremdbezug

Entsorgungsleistungen
" • • Transport le istungen
• ""Leistungen der Werbung ,

Eigenprodukt ion

(a) Einschließlich Bezüge von Mutter- bzw. Tochtergesell-
schaften. - (b) Unternehmen mit im allgemeinen 20 Beschäf-
tigten und mehr.

Quelle: Mai [1989]; eigene Berechnungen.



58

2. Globalisierung und Internationalisierung: Geographische Ausweitung
der Absatz- und Beschaffungsmärkte

90. Die fortschreitende Tertiarisierung ist auch das Ergebnis einer immer

engeren Arbeitsteilung über die nationalen Grenzen hinweg - der Globali-

sierung der Märkte und der Internationalisierung der Produktion. Unter-

nehmen, die ihren räumlichen Aktionsradius ausweiten, brauchen mehr

Marketingaktivitäten, Transportkapazitäten, Versicherungsschutz, und

vor allem brauchen sie mehr Informationen [Dunning, 1989].

Ebenso wie die Tertiarisierung sind freilich Globalisierung und Interna-

tionalisierung keine neuen Entwicklungen. Viele Unternehmen operieren

seit langem auf internationalen Märkten. Im Ausland liegt seit jeher ein

Teil ihrer Absatzmärkte und ein Teil ihrer Produktionsstätten. Neu sind

allerdings Globalisierung und Internationalisierung als strategische Kon-

zepte. Die regionalen Märkte werden immer mehr als Einheit gesehen, auf

denen Unternehmen aus allen möglichen Ländern gegeneinander konkur-

rieren, aber auch zunehmend miteinander kooperieren.

a. Exporte und Auslandsproduktion

91. Für die Intensivierung der internationalen Arbeitsteilung gab es bis-

her schon einen eindrucksvollen Beleg: Die Exporte und Importe von Wa-

ren und Dienstleistungen stiegen deutlich rascher als die heimische Pro-

duktion (Ziffer 22) [Donges, Schmidt et al., 1988]. Der internationale

Handel ist freilich nur ein Teil der internationalen Produktions- und Ab-

satzverflechtungen. Der andere Teil vollzieht sich über den Austausch

von Produktionsfaktoren - von Kapital, Arbeitskräften sowie technischem

und organisatorischem Wissen. Ob Güter und Dienstleistungen oder ob

Produktionsfaktoren gehandelt werden, hängt von den Unterschieden in

den Transaktionskosten ab oder, anders ausgedrückt, davon, wie mobil

Güter und Dienstleistungen auf der einen und Produktionsfaktoren auf

der anderen Seite sind [ Rugman, 1980].

92. Nach wie vor ist der Austausch von Gütern und Dienstleistungen be-

deutender als der von Produktionsfaktoren. Dafür gibt es mehrere Grün-
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de: So ist ein Teil der Produktionsfaktoren immobil oder aufgrund von

Marktregulierungen in seiner Mobilität behindert; im Warenhandel sind

zudem die Liberalisierungsfortschritte größer gewesen als beispielsweise

im Kapital verkehr. Allerdings verschieben sich, wie mehrfach erwähnt,

die Gewichte zunehmend. Immer mehr Unternehmen errichten Produk-

tions- und Vertriebsstätten im Ausland, um insbesondere die dortigen

Märkte zu bedienen. Im Zeitraum von 1980 bis 1987 stiegen die Umsätze

deutscher Industrieunternehmen auf den ausländischen Märkten (in jewei-

ligen Preisen und zu jeweiligen Wechselkursen) dreimal so stark wie die

Umsätze auf den Inlandsmärkten. Noch stärker expandierten die Umsätze

ausländischer Töchter deutscher Unternehmen (Schaubild 13). Auch wenn

eingeräumt werden muß, daß diese Entwicklung zeitweise durch Wechsel-

kursveränderungen beeinflußt wurde, insbesondere durch den hohen

Dollarkurs in den Jahren 1982-1985, so ist sie doch ein eindrucksvoller

Beleg für die raschen Fortschritte deutscher Unternehmen bei der geo-

graphischen Diversifizierung der Absatzmärkte und der Produktions-

Standorte.

93. Warum es Unternehmen lohnend finden, im Ausland zu produzieren,

statt nach dort zu exportieren, ist oft untersucht worden [Dunning,

1981; 1986; Jahrreiß, 1984]. Neben Kosten vor teilen bei der Produktion,

bei der Forschung und beim Vertrieb - und hierzu zählen nicht nur nie-

drigere Lohn- und Materialkosten, sondern auch niedrige Kommunika-

tionskosten im Vergleich zu den Transportkosten - werden vor allem die

Vorteile eines ungehinderten Marktzutritts genannt. Die Produktion vor

Ort stellt den Absatz auch dann sicher, wenn Regierungen zu Importbe-

schränkungen greifen; außerdem sind die Chancen größer, bei der Ver-

gabe von öffentlichen Aufträgen berücksichtigt zu werden.

Bei den Investitionen deutscher Unternehmen im Ausland scheinen nach

wie vor jene Investitionen zu dominieren, die komplementär zur heimi-

schen Produktion sind, die also der Sicherung der ausländischen Absatz-

und Beschaffungsmärkte dienen. Ähnlich lautete schon der Befund für

die siebziger Jahre [Fels, Schmidt et al. , 1981]:

- Mehr als vier Fünftel aller unmittelbaren und mittelbaren Direktinvesti-

tionen deutscher Unternehmen werden nach wie vor in den westlichen

Industrieländern getätigt, davon wiederum ein Drittel in den Vereinig-
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Schaubild 13 - Umsatzentwicklung beim Verarbeitenden Gewerbe der Bun-
desrepublik 1980-1987 (a)

1980=100
log. Maßstab

160

150-

140-

130-

120-

110-

100

Nachrichtlich: Umsatz auslän-/'
discher Töchter deutscher /
Unternehmen (b)

Auslandsumsatz

1980 1985

(a) Umsatz aus eigener inländischer Erzeugung; Unter-
nehmen mit im allgemeinen 20 Beschäftigten und mehr,
einschließlich Handwerk. - (b) Einschließlich Handels-
umsatz.

Quelle: Statistisches Bundesamt [b]; Deutsche Bundesbank [b]; eigene
Berechnungen.

ten Staaten (Tabelle 17). Zwar dürften bei Investitionen in diesen Län-

dern auch andere als absatz- und beschaffungsstrategische Motive mit

eine Rolle spielen - bei der Chemischen Industrie resultiert das über-

aus starke Engagement in den Vereinigten Staaten unter anderem aus

dem engen Forschungsverbund mit amerikanischen Unternehmen und

Universitäten - , aber ins Gewicht fallen sie insgesamt vermutlich nicht.

- Nur reichlich zwei Fünftel aller Direktinvestitionen werden im Verarbei-

tenden Gewerbe vorgenommen, weit weniger, als deutsche Firmen des

Verarbeitenden Gewerbes im Ausland investieren (drei Fünftel). Somit

wird nicht einmal die Hälfte aller Auslandsinvestitionen in Fertigungs-

stätten investiert, die in direkter Konkurrenz zu den heimischen Ferti-
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Tabelle 17 - Unmittelbare und mittelbare Direktinvestitionen deutscher
Unternehmen im Ausland nach Ländern 1987 (Mrd. DM) (a)

Alle Länder
darunter:
Westliche
Industrielander
Frankreich
Italien
Japan
Niederlande
Österreich
Schweiz
Spanien
Vereinigte
Staaten
Vereinigtes
Königreich
Entwicklungslän-
der (ohne OPEC)
Brasilien
Hongkong
Mexiko

Nachrichtlich:
EG
Entwicklungs-
länder in
Lateinamerika
Entwicklungs-
länder in Asien
und Ozeanien

Ins-

gesamt

157,9

131,8
12,8
7.1
3,3

10,0
5,7
8,1
6,8

43,1

8,6

17,7
8,5
0,7
1,2

61,6

13,3

3,2

(a) Bestand am Jahresende

darunter

Verarbei-
tendes
Gewerbe
insge-
samt

69,1

56,2
5,6
2,9
1,5
2,1
3,0
2,1
5,2

21,9

2,4

12,1
7,8
0,0

1.1

23,6

10,6

1,2

Chemi-
sche
Indu-
strie

26,4

22,8
2,0
1,0

1.1
1,1
0,4
0,2
1.9

10,8

1.0

3,4
1,6
,

0,7

9,3

3,0

0,3

Maschi-
nenbau

5,8

4,6
0,6
0,2

0,1
0,1
0.3
0,3
0,2

1,9

0,3

1.1
0,9

0,1

1.9

1.0

0,1

Straßen-
fahr-
zeugbau

10,9

6,8
0,5
0,2
0,1
.

0,5
0,1
1.4

2,2

0,0

3,7
2,9
-

0,2

2,9

3,5

•

Elektro-
technik

11,9

9,9
0,6
0,9
0,1
0,3
0,7
0,7
0,8

3,8

0,4

2,0
1,2
0,0
0,1

3,7

1,6

0,3

Quelle: Deutsche Bundesbank [a]; eigene Berechnungen.

gungsstätten stehen (Tabelle 18), der Schwerpunkt liegt vor allem

beim Auf- und Ausbau von Vertriebssystemen und Servicenetzen, die

auch und gerade den Absatz heimischer Waren im Ausland fördern

sollen.
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Tabelle 18 - Unmittelbare und mittelbare Direktinvestitionen deutscher
Unternehmen im Ausland nach Wirtschaftsbereichen 1980 und
1987 (Mrd. DM) (a)

Insgesamt
darunter:
Bergbau(c)
Verarbeitendes
Gewerbe
Chemische Industrie
Eisenschaffende
Industrie(d)
Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau
Elektrotechnik

Handel
Kreditinstitute und
Versicherungsunter-
nehmen

Wirtschaftsbereich

deutschen
Investors

1980

84,5

3.2

50,7
16,5

2,3
5,3
8,3
8,8
3,8

6,0

1987

157,9

3,7

95,4
32,0

2,1
9,2

19,6
16,4
5,9

10,9

des

ausländis chen
Investitions-
objekt!

1980

84,5

3,3

40,2
14,9

0,7
3,7
5,9
6,0

16,8

5,7

1987

157,9

4,7

69,1
26,4

1,6
5,8
10,9
11,0
29,8

10,3

Saldo(b)

1980

_

- 0,1

10,5
1,6

1,6
1,6
2,4
2,8

-13,0

0,7

1987

_

- 1,0

26,3
5.4

0,5
3,4
8.7
5.4

-23,9

0,6

(a) Bestand am Jahresende. - (b) Positiver Saldo: Überschuß der Inve-
stitionen in fremden Branchen. -
- (d) Einschließlich Ziehereien

(c) Einschließlich Mineralölgewinnung.
Kaltwalzwerke, StahlVerformung

Quelle: Deutsche Bundesbank [a]; eigene Berechnungen.

94. Auffällig ist, daß gerade diejenigen Branchen im Ausland investie-

ren, die im internationalen Wettbewerb weit oben stehen - die Chemische

Industrie, der Maschinenbau, der Straßenfahrzeugbau und die Elektro-

technik. Diese Branchen haben bei der Internationalisierung ihrer Pro-

duktion auch einen höheren Grad erreicht als die international im unte-

ren Feld rangierenden Branchen wie etwa die Eisenschaffende Industrie

oder das Textil- und das Bekleidungsgewerbe (Schaubild 14).

95. Soweit in den letzten Jahren Auslandsinvestitionen vornehmlich aus

Kostengründen getätigt wurden, blieben diese auf einige wenige Länder

konzentriert (Tabelle 17). So ist Brasilien weiterhin mit großem Abstand

die Nummer Eins unter den Schwellen- und Entwicklungsländern; ein



63

Schaubild 14 - Veränderung im Umsatz multinationaler deutscher Unter-
nehmen (a) und im Internationalisierungsgrad (b) in aus-
gewählten Bereichen des Verarbeitenden Gewerbes
1980-1987

vH

12O--

i
I
I

(a) Umsatz von Produktionsstätten im Inland und Aus-
land; Unternehmen mit im allgemeinen 20 Beschäftigten
und mehr, einschließlich Handwerk. - (b) Anteil des
Umsatzes aus ausländischen Produktionsstätten (ein-
schließlich Handelsumsatz) am Gesamtumsatz.

Quelle: Statistisches Bundesamt [f] ; Deutsche Bundesbank [a ] ; eigene
Berechnungen.

Viertel aller Auslandsinvestitionen deutscher Unternehmen wurde dort im

Straßenfahrzeugbau vorgenommen. In Südeuropa hat Spanien seine Posi-

tion weiter ausgebaut: Es ist seit längerem ein gefragter Produktions-
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Standort für die deutsche Chemische Industrie und neuerdings auch für

den deutschen Straßenfahrzeugbau.

96. Das Engagement deutscher Unternehmen im südostasiatischen Raum

ist nach wie vor gering. In Japan sind gewichtige Bereiche wie der

Straßenfahrzeugbau, der Maschinenbau und die Elektrotechnik so gut wie

nicht präsent, und auch in den Schwellen- und Entwicklungsländern ist

die Situation kaum anders: Mitte der achtziger Jahre betrug der Anteil

deutscher Investitionen an den gesamten (kumulierten) ausländischen Di-

rektinvestitionen im asiatisch-pazifischen Raum nur 4,4 vH; Mitte der

siebziger Jahre lag er noch bei 4,9 vH [Göbel et al . , 1988, S. 53].

97. Relativ gering ist bislang das Investitionsengagement deutscher Un-

ternehmen auf den ausländischen Märkten für Dienstleistungen. Das

hängt vermutlich damit zusammen, daß in vielen Ländern, die Bundesre-

publik eingeschlossen, der Zugang zu den Dienstleistungsmärkten regle-

mentiert ist, insbesondere für ausländische Unternehmen. Eine Ausnahme

machen hier nur die Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen, die

allerdings ihre Aktivitäten, den Salden nach zu schließen, bisher ganz

überwiegend auf den Erwerb von und die Beteiligung an ausländischen

Finanzierungsinstituten konzentrieren (Tabelle 18).

98. Es ist nicht leicht, ein Urteil darüber zu fällen, wo die deutsche

Wirtschaft bei der Internationalisierung im Vergleich zu anderen steht.

Der Grund dafür ist, daß die statistischen Informationen über Direktin-

vestitionen im Ausland lückenhaft und auch nicht voll kompatibel sind.

Soviel läßt sich aber sagen:

- In sektoraler Hinsicht sind die deutschen Auslandsinvestitionen - aus

dem Blickwinkel des Investors - stark auf den industriellen Sektor

konzentriert. Die Auslandsinvestitionen anderer großer Industrieländer

(wie die Vereinigten Staaten, das Vereinigte Königreich oder Japan)

sind dagegen stärker diversifiziert. So hat sich das Vereinigte König-

reich vergleichsweise stark in der Rohstoffgewinnung (inbesondere in

der Ölförderung) engagiert. Japan wiederum hat einen großen Teil

seiner Auslandsinvestitionen im Dienstleistungssektor getätigt (Tabel-

le 19).



Tabelle 19 - Struktur der Auslandsinvestitionen
ausgewählter Länder 1981-1987 (vH)

65

(a) von Unternehmen

Nach Sektoren
Primärer Sektor
Sekundärer Sektor
Chemische Industrie
Metallerzeugung
Maschinen- und
Straßenfahrzeugbau,
Elektrotechnik
Tertiärer Sektor

Nach Regionen
Industrieländer
EG-Länder(b)
Nordamerika
Schwellen- und Ent-
wicklungsländer (c)
Asien
Lateinamerika

Bundes-
republik

1983

5.9
59,6
16,3
3,2

28,1
34,5

83,6
30,9
32,1

16,3
2,4
9,3

1987

. 4,1
60,4
20,9
2,4

27,0
35,5

87,8
40,1
31,3

12,1
2,3
7,6

(a) Unmittelbare Direktinvestitioner
- (c) Einschließlich OPEC.

Vereinigte
Staaten

1983

20,7
49,6
8,9
2,7

15,0
29,7

74,9
34,6
20,9

22,7
5,9
13,0

. - (b) Ohne

Vereinigtes
Königreich

1981

Japan

1984

30,6 17,3
44,7 31,9
12,0 5,4
0,9 6,7

7,0 10,6
24,7 50,9

78,2 47,7
19,2 15,8
34,6 21,0

21,8 52,3
8,3 25,5
6,0 18,2

Spanien und Portugal.

Quelle: Cantwell, Dunning [1987]; Deutsche Bundesbank [a].

- In geographischer Hinsicht konzentrieren sich die deutschen Auslands -

investitionen hauptsächlich auf Industrieländer. Die Entwicklungs- und

Schwellenländer spielen als Investitionsstandort für deutsche Unterneh-

men eine geringere Rolle als beispielsweise für amerikanische, britische

oder japanische. Die japanischen Unternehmen engagieren sich mittler-

weile in Lateinamerika sogar relativ stärker, als es die Unternehmen

aus den Vereinigten Staaten tun.

- Gemessen an ihrer wirtschaftlichen Leistungskraft hat die Bundesrepu-

blik bei Auslandsinvestitionen einen Spitzenplatz, aber bei der Zu-

wachsrate liegen andere Länder vorn, insbesondere Japan, das sich

noch im Aufholprozeß befindet [Cantwell, Dunning, 1987].

99. Ähnlich wie in der Bundesrepublik spielen offensichtlich auch in an-

deren Industrieländern Standortverlagerungen aus Kostengründen noch
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eine untergeordnete Rolle, jedenfalls soweit sie durch den Aufbau oder

Erwerb von Produktionsstätten im Ausland vorgenommen werden. Stand-

ortverlagerungen finden jedoch häufig auch in anderen Formen statt,

etwa durch die Vergabe von Lizenzen oder von Lohnaufträgen an auslän-

dische Unternehmen. So haben die Textil- und die Bekleidungsindustrie

es vorgezogen, die Lohnveredelung in Niedriglohnländern auszubauen,

statt dort eigene Produktionsstätten zu errichten.

100. Standortverlagerungen dienen jedoch auch der Absicherung auslän-

discher Binnenmärkte. Die Sorge vor protektionistischen Maßnahmen, die

den Marktzugang erschweren oder gar versperren, veranlaßt die Unter-

nehmen, vermehrt im Ausland zu produzieren; das um sich greifende

"local content"-Denken hat diese Entwicklung zweifellos verstärkt. Stand-

ortverlagerungen, die nur deshalb vorgenommen werden, um Handelsbar-

rieren zu umgehen, mögen aus der Sicht einzelner Unternehmen sinnvoll

sein, der internationalen Arbeitsteilung sind sie aber nicht unbedingt

dienlich. Sie können einer Desintegration der Weltwirtschaft Vorschub

leisten.

b. Arbeitsplätze im Wettbewerb

101. Die Globalisierung der Märkte durch die Intensivierung des Waren-

handels und die Internationalisierung der Produktion durch Standortver-

lagerungen werden vielerorts mit Sorge betrachtet, weil sie als eine Ge-

fahr für die heimischen Arbeitsplätze erscheinen. Solche Sorgen sind

auch meistens der Anlaß für die Abschottung einzelner Märkte gegenüber

der ausländischen Konkurrenz. Nicht zufällig sind, wie Untersuchungen

zur Struktur der außenwirtschaftlichen Protektion in der Bundesrepublik

gezeigt haben, diejenigen Branchen, die unter starkem außenwirtschaftli-

chen Anpassungsdruck stehen, vergleichsweise hoch geschützt. Dort

sind entweder die effektive Zollprotektion (einschließlich der Zolläquiva-

lente nichttarifärer Handelshemmnisse) oder der Subventionsgrad, mitun-

ter auch beides, überdurchschnittlich hoch [Donges, Schmidt et al. ,

1988; Weiss et al., 1988].



67

Arbeitsplätze, die geschützt werden müssen, sind jedoch ökonomisch ob-

solet. Sie auf Dauer durchzuhalten macht keinen Sinn. Denn das Durch-

halten verursacht Kosten und schmälert die Rentabilität der Arbeitsplätze

anderswo. Mehr Sicherheit an der einen Stelle wird mit mehr Unsicher-

heit an der anderen Stelle erkauft.

102. Auf die Frage, wo und wie viele Arbeitsplätze im Gefolge der Inter-

nationalisierung der Produktion und des Absatzes entstehen oder verlo-

rengehen, vermag niemand eine sichere Antwort zu geben. Die Beschäfti-

gungsmöglichkeiten in den einzelnen Branchen hängen von zahlreichen

Faktoren ab, insbesondere von den Präferenzen der Konsumenten, den

verfügbaren Produktionstechniken (bzw. davon, wie die Investoren sie

anwenden) und schließlich von der Wettbewerbsfähigkeit der heimischen

Unternehmen gegenüber den ausländischen Konkurrenten. Diese Faktoren

sind zudem interdependent. Die getrennte Zurechnung ist also nur bei

sehr restriktiven Annahmen möglich [ Juhl, 1984], die man für plausibel

halten, aber auch verwerfen kann. Es läßt sich aber soviel sagen: Die

Intensivierung der internationalen Arbeitsteilung ist kein "Nullsummen-

spiel". Sie steigert nicht nur den Wohlstand aller beteiligten Länder,

sondern auch - verglichen mit dem, was sonst wäre - den Beschäfti-

gungsstand insgesamt. Allerdings sind die positiven Beschäftigungseffek-

te nicht immer und überall gleich verteilt. Es gibt Branchen, die gewin-

nen, und solche, die verlieren; und ähnliches gilt für die einzelnen

Volkswirtschaften im ganzen. In einer arbeitsteiligen Weltwirtschaft

stehen die Arbeitsplätze untereinander im Wettbewerb.

103. Die Sorge um einen "Arbeitsplatzexport" ist in der Bundesrepublik

verstärkt Mitte der siebziger Jahre aufgekommen, als das Ausland für

Investitionen heimischer Anleger zunehmend attraktiver wurde. Seit 1975

investieren inländische Unternehmen größere Beträge im Ausland als aus-

ländische Unternehmen im Inland, wobei sich die Schere immer mehr öff-

net (Ziffer 73). Gleichwohl sind bislang die - meßbaren - Beschäfti-

gungseffekte dieser Entwicklung keinesfalls spektakulär. Nach den Erhe-

bungen der Deutschen Bundesbank hatten Ende 1987 die Unternehmen in

der Bundesrepublik, die sich im Besitz ausländischer Unternehmen be-

fanden oder an denen ausländische Unternehmen (maßgeblich) beteiligt

waren, knapp 1,5 Mill. Beschäftigte, das waren knapp 140000 weniger als



Tabelle 20 - Umsatz und Beschäftigte von Unternehmen mit deutscher Beteiligung im Ausland und ausländi-
scher Beteiligung im Inland nach Wirtschaftsbereichen 1980 und 1987

Land- u. Forstwirtschaft, Energie-
u. Wasserversorgung, Bergbau
Verarbeitendes Gewerbe
darunter:
Chemische Industrie
MineralölVerarbeitung
Maschinenbau
Herstellung v. Büromaschinen,
ADV-Geräten u. Einrichtungen
Straßenfahrzeugbau
Elektrotechnik
Ernährungsgewerbe
Baugewerbe
Handel
Verkehr u. Nachrichtenübermittlung
Kreditinstitute u. Versiche-
rungsunternehmen
Dienstleistungsunternehmen

Insgesamt

Unternehmen
im Ausland

mit deutscher

Umsatz

1980

Mrd.

5,3
172,1

57,2
2,3
14,9

1,4
28,7
26,5
3,3
5,1

121,6
7,0

8,1
6,1

325,3

1987

DM

6,5
260,5

83,0
0,3
22,2

1,4
59,3
38,2
4,7
5,4

202,6
11,5

23,7
9,7

519,9

Ver-
ände-
rung

vH

22,6
51,4

45,1
-87,0
49,0

±0
106,6
44,2
42,4
5,9
66,6
64,3

192,6
59,0

59,8

Beteiligung

Beschäftigte

1980 1987

1000

14
1312

331
2

134

12
223
250
20
46
282
25

26
38

1743

17
1326

295
1

139

5
293
261
23
40
358
33

42
56

1872

Ver-
ände-
rung

vH

21,4
1,1

-10,9
-50,0
3,7

-58,3
31,4
4,4
15,0
-13,0
27,0
32,0

61,5
47,4

7,4

Unternehmen
gung in der

mit ausländischer Beteili-
Bundesrepublil

Umsatz

1980

Mrd

18,9
304,8

38,7
76,6
21,0

8,8
25,0
26,2
24,0
3,0

147,0
9,9

11,6
16,9

512,1

1987

DM

6,0
347,8

48,3
60,7
26,3

17,3
42,3
41,6
27,8
3,0

198,0
13,8

17,8
26,4

612,8

Ver-
ände-
rung

vH

-68,3
14,1

24,8
-20,8
25,2

96,6
69,2
58,8
15,8
±0

34,7
39,4

53,4
56,2

19,7

c

Beschäftigte

1980 1987

1000

28
1240

141
26
147

36
155
191
81
24
197
26

45
76

1636

19
1052

128
21
131

50
143
199
59
19
238
34

46
86

1494

Ver-
ände-
rung

vH

-32,1
-15,2

- 9,2
-19,2
-10,9

38,9
- 7,7
4,2

-27,2
-20,8
20,8
30,8

2,2
13,2

- 8,7

Quelle: Deutsche Bundesbank [a] ; eigene Berechnungen.



69

Ende 1980 (Tabelle 20). Dem standen fast 1,9 Mill. Beschäftigte bei aus-

ländischen Töchtern deutscher Unternehmen gegenüber, 130000 mehr als

Ende 1980. Die Summe aus den Veränderungen beider Größen (rund

270000) wird häufig als Verlust von Arbeitsplätzen für die deutsche Wirt-

schaft interpretiert. Dies ist nicht zutreffend. Denn der Aufbau von Ar-

beitsplätzen im Ausland beruhte ganz offensichtlich nicht, von wenigen

Ausnahmen (Straßenfahrzeugbau, Ernährungsgewerbe) abgesehen, auf

substitutiven Investitionen im Bereich der Warenproduktion, sondern auf

komplementären Investitionen- im Bereich der Dienstleistungsproduktion.

Durch Investitionen in ausländische Handelsfirmen, Kreditinstitute oder

Versicherungsunternehmen können bestehende Arbeitsplätze in den heimi-

schen Exportindustrien gesichert oder sogar neue geschaffen werden.

104. Bei der Bevorzugung von absatzorientierten Auslandsinvestitionen

braucht es freilich nicht zu bleiben. In vielen Unternehmen wird inzwi-

schen auch verstärkt über kostenorientierte Investitionen an ausländi-

schen Produktionsstandorten nachgedacht. In dem Maße, wie sich die Ge-

wichte von den komplementären zu den substitutiven Investitionen ver-

schieben, muß man damit rechnen, daß Arbeitsplätze verlorengehen -

wohlgemerkt Arbeitsplätze, die auch sonst nicht oder nur unter Inkauf-

nahme hoher Kosten zu halten wären. Überdies wäre es auch in einem

solchen Fall falsch, brutto für netto zu nehmen. Denn Verlagerungsinve-

stitionen folgen meistens Lieferungen von Vorprodukten, Investitionsgü-

tern und Dienstleistungen, und das schafft oder sichert wiederum Ar-

beitsplätze in heimischen Unternehmen.

Es gilt auch folgendes zu bedenken: Standortverlagerungen werden nicht

ohne zwingende Gründe vorgenommen, sie sind die Folge einer Verände-

rung der Standortbedingungen. Sie sind gleichwohl nicht unvermeidlich.

Denn Standortbedingungen sind weithin beeinflußbar - zwar nicht für

eine einzelne Branche, aber für eine Volkswirtschaft im ganzen. Es paßt

durchaus ins Bild von einer Weltwirtschaft, die immer enger zusammen-

wächst, daß deutsche Unternehmen verstärkt im Ausland investieren und

dorthin auch "Arbeitsplätze exportieren". Anlaß zur Sorge gäbe es aller-

dings, wenn sich die Entwicklung der letzten Jahre fortsetzen sollte, daß

nämlich ausländische Unternehmen in der Bundesrepublik weniger als
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bisher investieren und damit Arbeitsplätze, die sie vordem hierzulande

geschaffen haben, reimportieren.

3. Diversifizierung: Umstrukturierung und Akquisition von Unternehmen

105. Der wirtschaftliche und technische Wandel verschiebt nicht nur die

Gewichte zwischen den einzelnen Branchen, sondern auch innerhalb der-

selben. Dafür sorgt vor allem die fortschreitende Diversifizierung der

Aktivitäten. Immer mehr Unternehmen suchen ihre Wachsturnschancen auf

Märkten, die sie bisher nicht oder nur unzureichend bedient haben. So

drängen Unternehmen der Stahlerzeugung in die Weiterverarbeitung und

Unternehmen des Straßenfahrzeugbaus in den Rüstungsbereich oder ins

Leasing- und Finanzgeschäft. Ähnliche Entwicklungen gibt es auch im

Dienstleistungssektor: Banken gehen ins Versicherungswesen und umge-

kehrt, und Fluggesellschaften steigen bei Hotelketten und Mietwagenfir-

men ein.

Die Diversifizierung ist keine neue Entwicklung; die Forschung beschäf-

tigt sich seit langem mit ihr. Das Thema hat unter anderem in den sech-

ziger und frühen siebziger Jahren während der "Konzentrationsdebatte"

eine wichtige Rolle gespielt. Damals beobachtete man einen Trend zur

Bildung sogenannter konglomerater Unternehmen, die auf vielen und we-

nig verbundenen Märkten tätig waren [Dyas, Thanheiser, 1976]. Inzwi-

schen folgt die Entwicklung aber anscheinend einem anderen Muster. Der

Trend geht zum produktions- und absatzmäßig verbundenen Mehrbran-

chenunternehmen. Während noch in den siebziger Jahren reichlich vier

Fünftel aller beim Bundeskartellamt angezeigten Unternehmenszusammen-

schlüsse horizontale und kong lomerate Fusionen waren, scheint in letzter

Zeit immer mehr der vertikale Verbund zu dominieren.

a. Interne Diversifizierung durch vertikalen Produktionsverbund

106. Die meisten Unternehmen waren zwar immer schon Mehrprodukt un-

ternehmen, die auf verschiedenen Märkten operierten, doch der Teil der-

jenigen, die dabei auch branchenübergreifend tätig waren, war bislang
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nicht sehr groß. Im Produzierenden Gewerbe hatte im Jahre 1980 gerade

ein Drittel aller Unternehmen wenigstens einen Produktionsbereich, der

- definiert über vierstellige Positionen der SYPRO - außerhalb des Bran-

chenschwerpunkts lag (fachlicher Unternehmensteil) [Glaab, 1983]. Zwei

Drittel der Unternehmen dagegen waren "homogen", übten also keinerlei

branchenfremde Aktivitäten aus. Im Durchschnitt entfielen auf jedes Un-

ternehmen 1,6 fachliche Unternehmensteile; bei kleinen Unternehmen (bis

10 Mill. DM Jahresumsatz) waren es etwas weniger (1,4), bei mittleren

und großen Unternehmen etwas mehr (1,9). In der Zwischenzeit dürfte

sich daran aber einiges geändert haben. Vor allem bei mittleren und

größeren Unternehmen dürfte der Heterogenitätsgrad gestiegen sein.

Die Verbundproduktion ist wohl in erster Linie Sache der Großunterneh-

men, kleine Unternehmen haben ihre Chancen mehr in der Nischenpro-

duktion, also in der Spezialisierung und nicht in der Diversifizierung.

107. Die Motive für eine Diversifizierung der Aktivitäten sind vielfältig.

Eine wichtige Rolle spielt das Streben nach Expansion: Für Unternehmen,

die auf stagnierenden oder schrumpfenden Märkten operieren, ist die Di-

versifikation meistens der einzige Weg, ihre Position zu verbessern. Wei-

tere Motive sind insbesondere Verbundvorteile, Risikominimierung und

Kuppelproduktion [Panzar, Willig, 1981; Lloyd, 1983].

Im Branchenquerschnitt zeigt sich, daß sich in der Regel verschiedene

Motive überlagern. Bei vielen Wirtschaftsbereichen liegen die Schwer-

punkte der Diversifizierung in vor- und nachgelagerten Produktionsstu-

fen oder in benachbarten Wirtschaftsbereichen. So haben Unternehmen

der Papier- und Pappeverarbeitung fachliche Unternehmensteile sowohl in

der Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und Pappeerzeugung als auch in der

Druckerei und Vervielfältigung, und Unternehmen des Stahl- und Leicht-

metallbaus haben solche sowohl in der Gießerei als auch im Maschinenbau

(Tabelle 21).

Empirisch läßt sich diese Hypothese freilich bislang nicht überprüfen,
weil keine aktuellen Kreuztabellen für die Produktion in institutioneller
und fachlicher Gliederung verfügbar sind; eine Aktualisierung der
Verflechtungsmatrix aus dem Jahre 1980 durch das Statistische Bun-
desamt wäre daher wünschenswert.
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Tabelle 21 - Diversifizierung der Produktion (a) in Unternehmen des
Verarbeitenden Gewerbes in der Bundesrepublik (b) 1980

Wirtschaftsbereich(c) Diversifi-
zierungs-
grad(d)

Schwerpunkte der Diversifizierung(e)

Gießerei A3,7

Elektrotechnik 35,2

NE-Metallerzeugung 32,6

Chemische Industrie 31,8

Herstellung v. EBM-Waren 28,0

Maschinenbau 27,4

Textilgewerbe 26,6

Stahl- und Leichtmetallbau 26,4

Feinkeramik 25,5

Ziehereien, Kaltwalzwerke 25,1
MineralBlverarbeitung 24,6
Herstellung v. Kunststoffwaren 23,4
Papier- u. Pappeverarbeitung 22,9

Herstellung u. Verarbeitung
v. Glas 22,7
Straßenfahrzeugbau 22,4

Herstellung v. BUromaschinen,
ADV-Geräten u. -Einrichtungen 21,1
Gewinnung u. Verarbeitung v.
Steinen u. Erden 20,9

Holzbearbeitung 19,5
Zellstoff-, Holzschliff-,
Papier- u. Pappeerzeugung 17,4
Eisenschaffende Industrie 17,0
Schiffbau 16,1
Ernährungsgewerbe 15,4
Bekleidungsgewerbe 15,0
Holzverarbeitung 13,2
Herstellung v. Musikinstru-
menten, Spielwaren etc. 12,7

Herstellung v. BUromaschinen, ADV-
Geräten u. -Einrichtungen
Chemische Industrie; Herstellung v.
EBM-Waren
Feinmechanik, Optik; Herstellung v.
Musikinstrumenten, Spielwaren; Textil-
gewerbe
Elektrotechnik; Herstellung v. Kunst-
stoffwaren

Bekleidungsgewerbe; Herstellung v.
KunstStoffwaren
Gießerei; Maschinenbau; Ziehereien,
Kaltwalzwerke etc.

Bergbau Chemische Industrie

Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- u.
Pappeerzeugung; Druckerei, Vervielfäl-
tigung

Maschinenbau; Herstellung v. EBM-Waren;
Herstellung v. Musikinstrumenten, Spiel-
waren etc.

Herstellung v. EBM-Waren; Herstellung
v. Kunststoffwaren, Gummiverarbeitung

Ziehereien u. Kaltwalzwerke etc.
Ma schinenbau
Chemische Industrie
Textilgewerbe
Holzbearbeitung

Herstellung v. EBM-Waren; Druckerei,
Vervielfältigung; Herstellung v. Kunst-
stoffwaren
Herstellung v. KunststoffwarenGummiVerarbeitung 12,7

Ledergewerbe 5,1
Tabakverarbeitung 5,0
Luft- u. Raumfahrzeugbau 5,0

(a) Produktionswerte. - (b) Unternehmen mit im allgemeinen 20 Beschäftigten und mehr,
einschließlich Handwerk. - (c) SYPRO-Zweisteller, geordnet nach der Höhe des Diversi-
fizierungsgrades. - (d) Anteil branchenfremder Produktion an der Gesamtproduktion der
Branche. - (e) Fettdruck: mit einem Anteil branchenfremder Produktion von 10-50 vH
bei vierstelligen Wirtschaftsbereichen; Normaldruck: mit einem Anteil branchenfremder
Produktion von 5-10 vH.

Quelle: Glaab [1983]; eigene Berechnungen.
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Die Dominanz des vertikalen Produktions- und Absatzverbunds führt

zwar dazu, daß die konsumfernen Bereiche insgesamt etwas stärker in

die Diversifizierung drängen als die konsumnahen, aber es fehlen bislang

eindeutige Schwerpunkte. So haben die Unternehmen in der NE-Metaller-

zeugung einen hohen, die in der Eisen- und Stahlindustrie hingegen nur

einen geringen Anteil an branchenfremder Produktion. Ähnliches gilt für

die Elektrotechnik sowie den Maschinenbau auf der einen und den Luft-

und Raumfahrzeugbau auf der anderen Seite.

108. Zwei Merkmale dominierten lange Zeit das Diversifizierungsmuster:

der Materialeinsatz und die Technologie. Dabei hatte offensichtlich der

Materialeinsatz ein Übergewicht; das zeigt der Anfang der achtziger Jah-

re noch vergleichsweise hohe Diversifizierungsgrad in den Grundstoff-

und Produktionsgüterindustrien. Inzwischen scheint es jedoch, als werde

das Muster immer mehr von der Entwicklung im Bereich neuer Technolo-

gien bestimmt - von der Suche nach Synergieeffekten in Forschung und

Entwicklung, in der Produktion sowie im Vertrieb [Wells, 1985]. Dies

läßt vermuten, daß der Diversifizierungsprozeß in den letzten Jahren vor

allem im Investitionsgütergewerbe vorangekommen ist, auch und gerade

über den Investitionsgüterbereich hinaus. Neue Tätigkeitsfelder gibt es

hier insbesondere im Bereich der Dienstleistungsproduktion.

109. Es heißt, die branchenübergreifende Diversifizierung würde in er-

ster Linie Unternehmen in wachstumsschwachen Wirtschaftsbereichen Vor-

teile bringen. Für Unternehmen in wachstumsstarken Bereichen gäbe es

hingegen weniger Grund, nach anderen Tätigkeitsfeldern zu suchen

[Schwalbach, 1985]. Eine empirische Überprüfung dieser Hypothese deu-

tet jedoch darauf hin, daß die Zusammenhänge komplexer sind: Die Kor-

relation zwischen Diversifizierungsgrad und Wachstumsrate war in den

achtziger Jahren nicht sonderlich eng. Allenfalls läßt sich sagen, daß

die wachstumsschwachen Branchen insgesamt etwas erfolgreicher diversi-

fiziert haben als die wachstumsstarken, wenn man den Erfolg an der

Produktionsentwicklung einer Branche im Vergleich zur Produktionsent-

wicklung der zugehörigen fachlichen Unternehmensteile mißt. So ist von

Der Rangkorrelationskoeffizient zwischen dem Diversifizierungsgrad im
Jahre 1980 und der Veränderung des Nettoproduktionsindex im Zeit-
raum von 1980 bis 1987 betrug nur -0,17.
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Schaubild 15 - Veränderung der Nettoproduktion bei Unternehmen und
fachlichen Unternehmensteilen des Verarbeitenden Gewer-
bes in der Bundesrepublik 1980-1987 (a)

Unternehmen
1980=100

HO

130

120

110

100

90

80

70

60

KZ

. 212,3. BD
.• ' • 225,4

IPS'/CR

/ LV

70 90 100 110 120 130

Fachliche Teile
1980=100

(a) Unternehmen mit im allgemeinen 20 Beschäftigten
und mehr, einschließlich Handwerk. Zu den Wirtschafts-
bereichen vgl. Verzeichnis der Abkürzungen für die
Wirtschaftsbereiche.

Quelle: Statistisches Bundesamt [b]; eigene Berechnungen.

1980 bis 1987 die Produktion bei den Unternehmen mit dem Produktions -

Schwerpunkt in der Mineralölverarbeitung und im Schiffbau zwar kräftig

geschrumpft, aber nicht ganz so kräftig wie die Verarbeitung von Mine-

ralöl und der Bau von Schiffen (als fachliche Teile) insgesamt (Schau-

bild 15). Ohne Diversifizierung stünden diese Unternehmen mit hoher

Wahrscheinlichkeit noch schlechter da. Die Unternehmen im Bereich der

Ziehereien und Kaltwalzwerke haben sogar einen leichten Produktionszu-

wachs erzielt, wogegen die Produktion in fachlicher Abgrenzung leicht

gesunken ist. Anders war die Entwicklung bei den meisten Spitzenrei-

tern, etwa den Unternehmen in der Büro- und Datentechnik, im Luft-

und Raumfahrzeugbau, in der Kunststoff Verarbeitung oder im Straßen-
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fahrzeugbau. Dort hat die branchenfremde Produktion häufig mit der

brancheneigenen nicht ganz Schritt halten können: Das Produktions-

wachstum der Unternehmen blieb also hinter dem Produktionswachstum

bei den fachlichen Unternehmensteilen zurück.

Auch hier lassen sich freilich in jüngerer Zeit deutliche Veränderungen

beobachten: Die Fortschritte bei der Vernetzung der modernen Technolo-

gien spornen gerade die Unternehmen in den jungen dynamischen Bran-

chen zu Verbundaktivitäten an. Dabei werden insbesondere jene Bran-

chen begünstigt, die Informationen produzieren oder nutzen können.

b. Externe Diversifizierung durch Fusionen

110. Die Ausweitung der Aktivitäten auf andere Märkte erfolgt freilich

nicht nur innerhalb von Unternehmen. Sie vollzieht sich auch durch den

teil weisen oder vollständigen Erwerb anderer Unternehmen (Akquisition)

oder durch die rechtliche Verselbständig ung von Unternehmensteilen

(Ausgründung). Ob ein Unternehmen eine interne oder externe Diversifi-

zierungsstrategie verfolgt, hängt von vielen Faktoren ab, so unter ande-

rem von der Beschaffenheit der Märkte, der Anzahl der Konkurrenten

und den Steuer- oder kartellrechtlichen Bestimmungen [ Bühner, 1985].

Interne und externe Diversifizierungen brauchen auch keine Alternativen

zu sein; sie können im Gegenteil gleichzeitig betrieben werden.

111. In der Wirtschaftspresse häufen sich in letzter Zeit die Meldungen

über Firmenaufkäufe und -Zusammenschlüsse. Welche Ursachen und vor

allem welche Folgen die Fusionswelle hat, ist bislang weitgehend uner-

forscht. Es fehlt sogar eine lückenlose statistische Dokumentation. Die

einzige verfügbare Statistik, die des Bundeskartellamtes über die nach

§ 23 GWB anzeigepflichtigen Unternehmenszusammenschlüsse, deckt nur

einen Teil aller Fusionen ab. Sie gibt somit kein vollständiges Bild von

den Veränderungen in der Unternehmenslandschaft. Überdies fehlen In-

formationen über Ausgründungen von Unternehmen, das Gegenstück zu

den Fusionen. Diese Form der externen Diversifizierung hat in den letz-

ten Jahren ebenfalls mehr und mehr Bedeutung erlangt, jedenfalls in ei-

nigen anderen Ländern, insbesondere den Vereinigten Staaten.
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112. Mit der Fusionsstatistik lassen sich gleichwohl die sektoralen

Schwerpunkte der Diversifizierung zutreffend beschreiben. Aus den Tä-

tigkeitsberichten des Bundeskartellamtes ergibt sich dabei folgendes

Bild:

- Die Anzahl der Firmenzusammenschlüsse hat in den achtziger Jahren

deutlich zugenommen; im Jahre 1988 gab es (nach Presseberichten)

1159 Anmeldungen gegenüber 802 im Jahre 1986; im Jahre 1980 lag die

Zahl noch bei 635 (Tabelle 22).

- Bei reichlich der Hälfte der- Fusionen lag in den zurückliegenden Jah-

ren der wirtschaftliche Schwerpunkt der erwerbenden Unternehmen im

Produzierenden Gewerbe, bei einem Drittel im Dienstleistungssektor. Im

Zeitverlauf ist jedoch der Anteil der Dienstleistungsunternehmen ge-

Tabelle 22 - Zusammenschlüsse von Unternehmen nach § 23 GWB nach
Wirtschaftsbereichen in der Bundesrepublik 1976-1986

Wirtschaftsbereich

des erwerbenden
Unternehmens (a)

Insgesamt
darunter:
Produzierendes
Gewerbe
Grundstoff- und
Produktionsgüter-
gewerbe
Investitionsgüter-
gewerbe
VerbrauchsgUter-
gewerbe

Dienstleistungs-
unternehmen
Nichtklassifizier-
te Unternehmen

Nachrichtlich:
Intrasektorale
Fusionen(b)

(a) In der Abgrenzung

1980

An-
zahl

635

361

194

98

18

173

101

228

, des
chen Wirtschaftsbereichs

vH

100

56,9

30,6

15,4

2,8

27,3

15,9

35,9

1986

An-
zahl

802

413

184

137

18

266

123

357

vH

100

51,5

22,9

17,1

2,2

33,1

15,3

44,5

Bundeskartellamtes.
Zweisteller)

Durchschnitt

1976-1980

An-
zahl

560

311

164

70

17

162

87

222

- (b)

vH

100

55,5

29,2

12,5

3,0

28,9

15,5

39,6

1981-1986

An-
zahl

636

331

146

100

19

199

105

267

Innerhalb des

vH

100

52,0

22,9

15,7

3,0

31,3

16,5

41,9

ä glei-

Quelle: Bundeskar te l lamt [lfd. J g g . ] .
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stiegen. Innerhalb des Produzierenden Gewerbes dominieren zahlen-

mäßig zwar noch die Fusionen im Grundstoff- und Produktionsgüterge-

werbe (an der Spitze liegt hier mit weitem Abstand die Chemische In-

dustrie, gefolgt von der Mineralölverarbeitung und der Eisenschaffen-

den Industrie); aber der Schwerpunkt verlagert sich inzwischen immer

mehr zum Investitionsgütergewerbe (mit dem Maschinenbau und der

Elektrotechnik auf den vorderen Rängen).

- Reichlich zwei Fünftel aller Fusionen finden innerhalb des gleichen

Wirtschaftsbereichs statt; der Anteil intrasektoraler Fusionen hat im

Periodenvergleich sogar leicht zugenommen. Es kommt aber nur noch

selten zu Konglomeratfusionen [Bundeskartellamt, lfd. Jgg.]. Die mei-

sten Verbindungen zwischen Unternehmen verschiedener Branchen fin-

den im "benachbarten Umfeld" statt, so etwa zwischen dem Handel und

dem Ernährungsgewerbe oder zwischen dem Maschinenbau und der

Elektrotechnik (Tabelle 23). Das stützt die Hypothese vom vertikalen

Produktions- und Absatzverbund.

113. Unternehmen, die an Fusionen beteiligt sind, können andere Unter-

nehmen erwerben, oder sie können selbst erworben werden. Die Vermu-

tung liegt nahe, daß es vor allem Unternehmen in wachstumsschwachen

Bereichen sind, die zum Zwecke der Diversifizierung wachstumsstarke

Unternehmen aufkaufen oder sich daran beteiligen. Als Beispiele können

gelten: die Akquisition der Mineralölverarbeitung im Dienstleistungssektor

oder der Eisen- und Stahlindustrie im Maschinenbau. Das Bild zeigt in-

des kein klares Muster. So gibt es enge wechselweise Verflechtungen

selbst zwischen wachstumsschwachen Branchen (Handel und Ernährungs-

gewerbe). Auch dies spricht dafür, daß bei Fusionen die Möglichkeiten

zur Kooperation im Vordergrund stehen.

114. Die Welle von Unternehmensaufkäufen und -Zusammenschlüssen hat

mittlerweile ein breites öffentliches Echo gefunden. Die Debatte - sie er-

innert an die Auseinandersetzungen über das gleiche Thema in den spä-

ten fünfziger und frühen sechziger Jahren - wird freilich aus einem sehr

verengten Blickwinkel geführt. Im Vordergrund steht die Sorge um eine

fortschreitende Unternehmenskonzentration, die zu Lasten des Wettbe-

werbs gehe. Dazu ist folgendes zu sagen:
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Tabelle 23 - Die zehn Branchen mit den meisten Fusionen nach den
Schwerpunkten der sektoralen Diversifikation in der Bun-
desrepublik 1986

Rang

1
2
3

4

5
6
7
8
9

10

Rang

1
2

3

4

5
6
7
8

9

10

Wirtschaftsbereich des er-
werbenden Unternehmens(a)

Handel
Chemie
Kultur, Verlage

Kreditinstitute

Elektrotechnik
Maschinenbau
Ernährungsgewerbe
Sonstige Dienstleistungen
Mineralölverarbeitung

Eisenschaffende Industrie

Wirtschaftsbereich des
erworbenen Unternehmens

Handel
Sonstige Dienstleistungen

Chemische Industrie

Maschinenbau

Elektrotechnik
Kultur
Ernährungsgewerbe
Verkehrs- und Nachrichten-
übermittlung
Gewinnung u. Verarbeitung
v. Steinen und Erden
Baugewerbe, Grundstuckswesen

Anzahl(b)

94 (18)
70 (27)
58 (12)

47 (39)

45 (17)
38 (13)
37 (14)
32 (13)
31 (28)

27 (27)

Anzahl

194 (118)
77 (58)

66 (23)

63 (38)

52 (24)
51 (5)
40 (17)
28 (17)

23 (10)

23 (22)

(a) In der Abgrenzung des Bundeskartellamtes. -

Schwerpunkte des Erwerbs(c)

Ernährungsgewerbe (6)
Handel (10)
Handel (5); Druckerei, Verviel-
fältigung (3)
Sonstige Dienstleistungen (IS)
Baugewerbe, GrundstUckswesen (5)
Handel (4); Maschinenbau (3)
Elektrotechnik (4)
Handel (7)
Baugewerbe u. Grundstückwesen (4)
Handel (16), Sonstige Dienstlei-
stungen (4)
Maschinenbau

Schwerpunkte des Erwerbers

Mineralölverarbeitung (16); Her-
stellung v. Gummiwaren (12)
Mineralölverarbeitung (16);
Herstellung v. Gummiwaren (12);
Gewinnung u. Verarbeitung v.
Steinen und Erden (5)
Eisenschaffende Industrie (9);
nichtklassifizierte Bereiche (8)

Kreditinstitute (5); Sonstige
Dienstleistungen (4)

(b) In Klammern: zwischen Unter-
nehmen verschiedener Branchen (Zweisteller). - (c) Fettdruck: mehr als ein Viertel
aller intersektoralen Fusionen. In Klammern: Anzahl der Fusionen.

Quelle: Bundeskartellamt [lfd. Jgg-1; eigene Berechnungen.

- Es ist wohl so, daß sich derzeit in einigen Bereichen (z.B. im Rü-

stungssektor) Unternehmenseinheiten formieren, die künftig eine

marktbeherrschende Stellung haben könnten. Aber für die überwie-

Dies wird am Beispiel Daimler-Benz/MBB diskutiert. Das Bundeskartell-
amt sieht in diesem Fall einen Verstoß gegen das Kartellrecht und hat
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gende Mehrzahl der Bereiche trifft das schwerlich zu. Die fortschrei-

tende Globalisierung der Märkte relativiert die überkommenen Maßstäbe

von Marktbeherrschung. Dies gilt erst recht im europäischen Kontext

nach Vollendung des Binnenmarktes.

- Zudem hängt die Wettbewerbsintensität auf einzelnen Märkten nicht

oder nicht nur davon ab, wie viele Unternehmen dort gegeneinander

konkurrieren und wie groß diese sind. Auf oligopolistischen Märkten

herrscht häufig ein sehr intensiver Wettbewerb - man denke nur an

die Preiskämpfe im Luftfahrzeug bau, in der Computerindustrie und im

Lebensmitteleinzelhandel. Wichtiger als die Marktstruktur ist, daß die

Märkte "bestreitbar" bleiben [Baumol et al. , 1982], also für potentielle

Konkurrenten offenstehen.

Auf einem anderen Blatt steht, ob alle Unternehmenskäufe und -Zusam-

menschlüsse das halten werden, was sie heute zu versprechen scheinen.

Den Vorteilen größerer Einheiten stehen deren Nachteile gegenüber, ins-

besondere lange Entscheidungswege von der Führungsspitze bis zu den

operativen Einheiten vor Ort. So könnte sich manche billige Akquisition

wegen unlösbarer Managementprobleme als letztlich teure Investition er-

4. Dezentralisierung: Abnehmende Fertigungstiefe als Beispiel

115. Die Meldungen über Firmenaufkäufe mögen da und dort die Vorstel-

lung suggerieren, die deutsche Wirtschaft sei auf dem Wege, die Arbeits-

teilung zu reduzieren, als sei Akquisition in Verbindung mit Diversifizie-

rung ein Zeichen für fortschreitende Zentralisation. Das braucht freilich

nicht so zu sein. Der Erwerb fremder Unternehmen erfolgt zwar meistens

mit dem Ziel, die firmeninterne Zusammenarbeit zu intensivieren und ins-

besondere wechselseitige Lieferbeziehungen aufzubauen (sei es bei Roh-

stoffen und Vorprodukten, sei es bei Dienstleistungen einschließlich des

Transfers technischen Wissens). Aber eine solche "Internalisierung" der

Lieferverflechtungen geht häufig mit einer "Externalisierung" an anderer

aus diesem Grund den Zusammenschluß untersagt (Untersagungsbe-
schluß des Bundeskartellamtes vom 21.04.1989). Die endgültige Ent-
scheidung wird vom Bundesminister für Wirtschaft getroffen.
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Stelle einher, mit der Umstellung von Eigenproduktion auf Fremdbezug.

Externe und interne Expansion schließen sich nicht aus.

116. Ein Indikator für die Veränderung der Arbeitsteilung zwischen Un-

ternehmen kann die Veränderung der Fertigungstiefe, gemessen am An-

teil der Bruttowertschöpfung am Produktionswert, sein. Eine Abnahme

der Fertigungstiefe bedeutet, daß mehr Vorleistungen anderer Unterneh-

men im Produktionsprozeß eingesetzt werden - in Form von Energie und

anderen Rohstoffen, Halbfabrikaten oder Dienstleistungen - , daß also die

Wertschöpfungsquote sinkt. Eine Veränderung der Wertschöpfungsquote

muß allerdings nicht immer und überall eine Zu- oder Abnahme der Ar-

beitsteilung widerspiegeln. Sie kann auch Ausdruck von Kostensenkun-

gen sein: Unternehmen sind stets bemüht, den Energie- und Materialein-

satz zu reduzieren. Soweit sie Erfolg haben, steigt ihre Wertschöpfung s-

quote, ohne daß der Grad der Arbeitsteilung sinkt.

Ein Unternehmen hat immer ein Interesse daran, seine Wertschöpfungs-

quote zu optimieren, nicht zu maximieren. Es wird zwar versuchen, den

Anteil von fremd bezogenen Vorleistungen klein zu halten, aber nur so

weit, wie es sich davon Kostenvorteile verspricht.

Es gibt inzwischen zahlreiche Hinweise, daß in vielen Bereichen die Un-

ternehmen dabei sind, ihre Fertigungstiefe zu reduzieren. Dazu gehören

vor allem die Unternehmen in der deutschen Automobilindustrie, die bis-

lang einen nach internationalen Maßstäben hohen vertikalen Integrations-

grad aufweisen. Im Durchschnitt liegt hier die Wertschöpfungsquote bei

etwa 40 vH, verglichen mit 30-35 vH bei den Konkurrenten in Japan und

Westeuropa [Streeck, 1988].

117. In dem Bestreben, arbeitsteiliger zu produzieren, verfolgen die Un-

ternehmen zwei Strategien, die auf den ersten Blick scheinbar wider-

sprüchlich sind: die Ausweitung der Bezugsquellen auf viele Länder

(global sourcing) und die Einschränkung auf wenige Lieferanten (single

sourcing).

Die Globalisierung verfolgt das Ziel, einen Teil der Produktion dorthin

zu verlagern, wo sich Kostenvorteile bieten, in Länder mit niedrigen
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Löhnen oder mit langen Maschinenlaufzeiten. Der Rückgriff auf ausländi-

sche Zulieferer an kostengünstigeren Standorten war bislang vorwiegend

auf arbeitsintensive Produktionen beschränkt. Inzwischen werden immer

mehr forschungsintensive Güter als Vorleistungen importiert, wie elektro-

nische Bauteile oder andere hochwertige Komponenten für Industriegüter

und sogar Dienstleistungen wie Computer-Software.

Die Singularisierung entspringt dagegen dem Wunsch der Hersteller nach

leistungsstarken und zuverlässigen Zulieferern, die möglichst tief in die

eigene Produktionsorganisation integriert werden können. Dies zwingt die

Zulieferer häufig zur Spezialisierung: Die Verringerung der Fertigungs-

tiefe bei den Herstellern geht somit mit einer Erhöhung bei den Lieferan-

ten einher.

118. Der Übergang von der Eigenproduktion zum Fremdbezug wird vor

allem durch zwei technisch-organisatorische Entwicklungen begünstigt:

Die zunehmenden Möglichkeiten, die eigene Lagerhaltung zu reduzieren

und die Einhaltung hoher Qualitätsstandards bei den Zulieferern zu

sichern. In beiden Fällen haben vor allem japanische Unternehmen die

Maßstäbe gesetzt.

Die modernen Informations-, Kommunikations- und Steuerungstechniken

machen es möglich, den Materialfluß vom Wareneingang bis zur Produk-

tion zu optimieren (just in time): Teile und Komponenten für die Ferti-

gung werden ohne zwischenzeitliche Lagerung an das Fließband geliefert.

Das geht deshalb, weil inzwischen auch den Zulieferern die erforderli-

chen Informationen über die wechselnden Produktionsplanungen ihrer Ab-

nehmer zugänglich gemacht werden können: Über den Rechner wird die

Steuerung von Produktion und Materialfluß verzahnt.

Die automatisierten und vielfach rechnergestützten Fertigungsverfahren

erlauben es den Zulieferern, hohe Stückzahlen in gleich guter Qualität

zu produzieren. Die Lieferanten werden dadurch in die Lage versetzt,

die von den Abnehmern geforderten hohen Standards zu garantieren.

Dies wiederum erleichtert es den Herstellern von Industriegütern, die

Produktion von Komponenten und Bauteilen an fremde Unternehmen zu

delegieren, zunehmend auch an Unternehmen an Niedriglohnstandorten.
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119. Viele Hersteller reduzieren freilich nicht nur die Fertigungstiefe,

sondern - häufig damit verbunden - auch die Tiefe ihrer Forschungs-

und Entwicklungsaktivitäten. Der Grund ist, daß selbst große Unterneh-

men nicht mehr in der Lage sind, überall an der Spitze der technologi-

schen Entwicklung zu marschieren. Hinzu kommen die hohen Kosten.

Spezialisierte Unternehmen können hier Skalenerträge erzielen, wenn es

ihnen gelingt, ihre Forschungsergebnisse zu vermarkten. Es häufen sich

deshalb auch die Fälle von unternehmensübergreifender Kooperation in

Forschung und Entwicklung.

120. Im Querschnitt zeigt sich, daß im Zeitraum von 1978 bis 1986 nahe-

zu alle Branchen im Bereich der Investitionsgüter- und der Verbrauchs-

guter Produktion eine sinkende Wertschöpfungsquote aufweisen. Dies

stützt die Hypothese, daß dort eine merkliche Reduzierung der Ferti-

gungstiefe im Gange ist: Die Arbeitsteilung zwischen einzelnen Unterneh-

men nimmt also weiter zu (Schaubild 16). Etwas anders verläuft die Ent-

wicklung in den Grundstoffe und Produktionsgüter produzierenden Berei-

chen. Dort ist die Wertschöpfungsquote insgesamt deutlich gestiegen.

Das ist darauf zurückzuführen, daß die Unternehmen erfolgreiche An-

strengungen machen, sich von rohstoffabhängigen und wertschöpfungsar-

men Produktionen zu lösen.

121. Mit der Reduzierung ihrer Fertigungstiefe passen sich deutsche Un-

ternehmen an die Verhältnisse in anderen Ländern an, in denen die Un-

ternehmen im industriellen Sektor - aus welchen Gründen auch immer -

durchweg eine geringere Wertschöpfungsquote haben als hierzulande. Zu

diesen Ländern gehören insbesondere Japan und Südkorea (Tabelle 24).

122. Die Reduzierung der Fertigungstiefe ist ein Beispiel dafür, daß der

technische Fortschritt inzwischen die Auflösung komplexer organisatori-

scher Strukturen fördert und nicht deren Festigung (Dezentralisierung

statt Zentralisierung). Lange Zeit war es umgekehrt, der technische

Fortschritt begünstigte mehr die großen als die kleinen Unternehmen.

Die wirtschaftliche Überlegenheit der Großunternehmen gründete sich

Dieser Stützzeitraum wurde gewählt, um den Einfluß der starken Ener-
giepreissteigerung zwischen 1979 und 1985 auf die Vorleistungsquote
auszuschalten.
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Schaubild 16 - Wertschöpfungsquote (a) im Verarbeitenden Gewerbe in
der Bundesrepublik 1978 und 1986

Grund st off- und Prod uktionsgütergewerbe

Vl_l darunter

Insgesa mt Elsen- NE- Meta 11 - Chemische Gu m mivsr-
schaf- erzeu - Industrie a rbeitung
fende gung
Industrie

Investitionsgüte rg © we rbe

da runter

Insgeaamt Maschl- St ra &«sn - Schi ff bau Herstel lung v.
nen ba u f a h rze ug - BU r© m a»c hl n«n ,

bau B2*—] ADV-Gera-
tenV
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VerbrauchsgUtergewerbe
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(a) Anteil der Bruttowertschöpfung am Produktionswert.

Quelle: Statistisches Bundesamt [d]; eigene Berechnungen.
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Tabelle 24 - Wertschöpfungsquoten im Verarbeitenden Gewerbe in der
Bundesrepublik, Japan und Südkorea 1984 (vH) (a)

Insgesamt
darunter:
Chemische Industrie, Herstellung von
Kunststoffwaren, GummiVerarbeitung

Mineralölverarbeitung, Gewinnung u.
Verarbeitung v. Steinen und Erden,
Feinkeramik, Herstellung v. Glas

Eisenschaffende Industrie,
NE-Metallerzeugung, Gießerei,
Ziehereien etc.

Stahl-, Maschinen-, Fahrzeug-,
Schiffbau, Elektrotechnik,
BUromaschinen- und Datentechnik,
Feinmechanik und Optik, Herstellung
v. EBM-Waren
Papier- und Pappeerzeugung
und -Verarbeitung, Druckerei

Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe

Bundes-
republik

36,1

30,1

40,9

31,7

41,1

40,6
35,4

(a) Anteil der Nettowertschöpfung am Produktionswert

Japan

31,0

24,1

35,9

23,0

33,0

29,1
29,7

Südkorea

24,5

22,0

32,3

16,4

28,2

25,8
25,7

Quelle: UN [1987]; eigene Berechnungen.

nicht nur auf die Vorteile der Serienproduktion. Sie beruhte auch auf

der Informationspoolung: Große Unternehmen, die überall präsent waren,

verfügten über mehr Informationen als kleine Unternehmen und hatten

damit gegenüber diesen einen Wettbewerbsvorsprung. Größe ist jedoch

häufig gepaart mit Inflexibilität. Große Unternehmen gleichen Bürokra-

tien; ihre hierarchische Organisationsstruktur macht sie schwerfällig, die

Informationsverarbeitungskapazität ist begrenzt. Seitdem die modernen

Informations- und Kommunikationssysteme diese Informationsvorteile immer

mehr verringern, spielen die bisherigen Stärken eine immer geringere

Rolle. Kleinere Einheiten, die vor Ort operieren, können sich meistens

rascher und besser auf Marktveränderungen einstellen, zumal wenn der

Informationsfluß gut funktioniert.
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II. Lohnstruktur, Regulierungsdichte und Arbeitslosigkeit: Korrektur-
bedarf

1. Nachfragemangel und Kostendruck als Ursache für Arbeitslosigkeit?

123. Die deutsche Wirtschaft hat es bislang nicht geschafft, mit der ho-

hen Arbeitslosigkeit fertig zu werden. Im siebten Jahr nach der kon-

junkturellen Wende sind noch immer rund 2 Mill. Menschen als arbeitslos

registriert. Auch wenn seit einiger Zeit der Bedarf an Arbeitskräften

wieder steigt - seit Anfang 1984 fanden mehr als 1 Mill. Menschen zu-

sätzlich einen Arbeitsplatz -, so vermochte das bislang den Arbeits-

markt nicht entscheidend zu entlasten. Denn zugleich vergrößerte sich

(nicht unabhängig von dem steigenden Arbeitsplatzangebot) auch die

Zahl der Arbeitsuchenden. Bedrückend ist vor allem: Für immer mehr

Arbeitslose werden die Vermittlungschancen offensichtlich immer

schlechter. Jeder dritte ist schon ein Jahr und länger ohne Arbeit.

124. Die Forschung neigt nach wie vor dazu, die Probleme auf dem Ar-

beitsmarkt mit gesamtwirtschaftlichen Fehlentwicklungen zu erklären - mit

unzureichender Nachfrage oder mit einem überhöhten Kostenniveau. Es

gibt mittlerweile zahlreiche empirische Untersuchungen, die die eine oder
2

andere Hypothese zu stützen versuchen. Sie sind allesamt nicht über-

zeugend. Ihre Hauptschwäche ist, daß sie die fortschreitende Segmen-

tierung des Arbeitsmarktes nicht erklären können: warum sich die Ar-

beitslosigkeit immer mehr auf bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern kon-

zentriert und warum sie für diese Gruppen immer länger dauert.

Die ersten bekanntgewordenen Ergebnisse der Volks- und Berufszäh-
lung vom Mai 1987 deuten darauf hin, daß die Entwicklung der Er-
werbstätigkeit bisher von der amtlichen Statistik unterschätzt worden
ist. Näheres darüber ist noch nicht bekannt. Ein Teil der im folgenden
verwendeten Zahlen steht mithin unter dem Vorbehalt einer späteren
Revision durch das Statistische Bundesamt (vgl. Anhang III).

2
Zu den prominenten internationalen Vertretern der ersten Richtung
zählt Gordon [1984; 1988], zu denen der zweiten Richtung zählen
Sachs [1983] und Artus [1984]. Eine Synthese versuchen Layard und
Nickell [1985].

3 Zur Kritik vgl. Bean et al. [1986]; Schultze [1987]; Paqufe [1989a;
1989c].
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125. Die rein makroökonomischen Erklärungshypothesen erscheinen vor

allem aus zwei Gründen wenig plausibel, jedenfalls bei der Interpretation

der augenblicklichen Situation:

- Die Hypothese einer Nachfragelücke unterstellt, daß es außer Arbeits-

kraftreserven auch ungenutzte Sachkapazitäten gibt. Mehr Nachfrage

brächte dann mehr Produktion und mehr Beschäftigung. Die Sachkapa-

zitäten sind derzeit jedoch, gemessen an dem, was bisher als normal

galt, im Durchschnitt wieder gut und in manchen Bereichen sogar sehr

gut ausgelastet. Trotzdem ist die Arbeitslosigkeit deutlich höher als

früher in vergleichbaren Phasen (Schaubild 17). Die Beschäftigung

läßt sich also unter den gegenwärtigen Umständen nur dann nennens-

wert steigern, wenn entweder der Kapazitätsausbau forciert oder der

Nutzungsgrad durch organisatorische Maßnahmen (wie eine Verstärkung

der Schichtarbeit und eine weitere Flexibilisierung der Arbeitszeit) er-

höht wird.

- Die Hypothese von einer Lohnlücke geht von der Annahme aus, daß

ein niedrigeres gesamtwirtschaftliches Kostenniveau mehr Produktion

und damit auch mehr Beschäftigung rentabel macht. Allerdings würde

in diesem Fall auch und gerade die Nachfrage nach solchen Arbeits-

kräften steigen, die derzeit ohnehin knapp sind, nämlich nach qualifi-

zierten Fachkräften. Die Lösung kann hier nur eine bessere Qualifizie-

rung oder eine stärkere Lohndifferenzierung bringen, denn je besser

die Qualifikationsstruktur und die Lohnstruktur zu den KnappheitsVer-

hältnissen auf dem Arbeitsmarkt passen, desto höher kann das gesamt-

wirtschaftliche Lohnniveau bei Vollbeschäftigung sein. Mit dem wach-

senden Bedarf an Qualifizierung und an Lohndifferenzierung hängt es

vermutlich zusammen, daß die Arbeitslosenquote in den achtziger Jah-

ren, trotz niedrigerer Lohnquote, höher war als in den siebziger Jah-

ren (Schaubild 17).

Aus alledem läßt sich folgende Hypothese ableiten: Die Arbeitslosigkeit

ist in ihrem Kern struktureller Natur - Angebot von und Nachfrage nach

Arbeitskräften passen nicht mehr zueinander. Die neuen Arbeitsplätze

sehen anders aus als die alten, die im Strukturwandel verlorengehen. Sie

finden sich in anderen Branchen, und sie liegen häufig in anderen Re-

gionen. Vor allem aber stellen sie andere, meistens höhere Anforderun-

gen an die Qualifikation der Arbeitsuchenden. Was fehlt, sind vor allem
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Schaubild 17 - Zusammenhang zwischen Auslastungsgrad des Produktions-
potentials, Lohnquote und Arbeitslosenquote in der Bun-
desrepublik 1965-1988

Arbeitslosenquote (a)
VH

S3
84 85

1 O •

2

8 8

86 87

8 2

7 6

6 6 6 5 69 7Q

- 1 O 1 2 3 vH
Abweichung vom durchschnitt-
lichen Auslastungsgrad (b)

Arbeitslosenquote

2

87 86

8

85 84
83

8 2

7 8

66 %72

7O 71
7 3

-5 -4 -3 -2 -1 O 1 2 3 4 VH

Abweichung von der durch-
schnittlichen Lohnquote (c)

(a) Registrierte Arbeitslose zuzüglich Kurzarbeiter (zu
einem Drittel berücksichtigt). - (b) Durchschnitt der
Jahre 1965-1988. - (c) Durchschnitt der Jahre 1965-1988
bei konstant gehaltenem Anteil der Arbeitnehmer an den
Erwerbstätigen im Jahre 1965.

Quelle: Sachverständigenrat [lfd. Jgg-J; Statistisches Bundesamt [d];
eigene Berechnungen.

Arbeitsplätze für einfache Verrichtungen, für die keine oder keine spezi-

fischen Kenntnisse benötigt werden. Sie zu schaffen, fällt in der Bun-

desrepublik offenbar schwer.
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2. Nochmals: Strukturwandel und Arbeitslosigkeit

126. Schon im dritten Strukturbericht [Donges, Schmidt et al . , 1988]

wurde aufgezeigt, was das Kernproblem ist: In einer offenen Volkswirt-

schaft stehen die Arbeitsplätze im Wettbewerb mit den Arbeitsplätzen an-

derer Länder. Ihre Existenz hängt damit weitgehend von der internatio-

nalen Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Unternehmen ab - von deren

Fähigkeit, neue Güter zu entwickeln und diese zu konkurrenzfähigen

Preisen auf dem Markt anzubieten. Geht diese Wettbewerbsfähigkeit ver-

loren, wandert das mobile Kapital an jene Standorte ab, wo sich bessere

Einsatzmöglichkeiten bieten. Im Standortwettbewerb hat es also jede

Volkswirtschaft weitgehend selbst in der Hand, wie viele Menschen eine

Beschäftigungsmöglichkeit finden.

Standortwettbewerb zwingt jedoch zum Strukturwandel, und Struktur-

wandel führt zur Entwertung von Produktivkapital - von Arbeitsplätzen

und von beruflichen Qualifikationen. Investitionen, die obsolet geworden

sind, müssen somit abgeschrieben werden. Selbst qualifizierte Fachkräfte

bleiben davon nicht verschont: Die berufsspezifischen Fähigkeiten und

Fertigkeiten eines Stahlkochers sind nicht mehr viel wert, wenn der

Markt dafür keine Verwendung sieht. Arbeitskräfte, die mit ihren beruf-

lichen Kenntnissen nichts mehr anfangen können, haben dann nur die

Wahl zwischen zwei Möglichkeiten: Sie müssen entweder erneut investie-

ren, sich also requalifizieren, oder sie müssen nolens volens mit einem

Arbeitsplatz vorliebnehmen, der keine besondere Qualifikation verlangt.

Anderenfalls droht ihnen Arbeitslosigkeit.

127. In der Bundesrepublik hat der wachsende Konkurrenzdruck von

außen vor allem den industriellen Sektor hart getroffen (Ziffer 78). Seit

Mitte der siebziger Jahre sind dort mehr als anderthalb Millionen Ar-

beitsplätze abgebaut worden (Tabelle 25). Dieser Arbeitsplatzabbau war

unvermeidlich. Er erstreckte sich vorzugsweise auf jene Bereiche, bei

denen die deutsche Wirtschaft aufgrund ihrer Faktorausstattung gegen-

über den Schwellenländern und den Entwicklungsländern inzwischen kom-

parative Nachteile hat - auf rohstoff- und sachkapitalintensive und vor

allem auf arbeitsintensive Produktionen. Zu einer funktionierenden inter-
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Tabelle 25 - Erwerbstätige im Verarbeitenden Gewerbe in der Bundesre-
publik 1973-1986

1973 1986 Veränderung
1973-1986

1000 vH

9861 8271 -1590 -16,1Insgesamt
davon:
Grundstoff- und ProduktionsgUtergewerbe
InvestitionsgUtergewerbe
Verbrauchsgütergewerbe
Nahrungs- und Genußmittelgewerbe

Nachrichtlich(a):
Rohstoffintensive Bereiche
Arbeitsintensive Bereiche
Sachkapitalintensive Bereiche
Humankapitalintensive Bereiche
Mobile Bereiche
Immobile Bereiche

(a) Zur Eingruppierung der Wirtschaftsbereiche nach den Faktorinten-
sitäten vgl. Anhang IV

2150
4363
2392
956

930
2229
2673
4029
2231
1798

1729
4062
1674
806

755
1670
2157
3689
1957
1732

-421
-301
-718
-150

-175
-559
-516
-340
-274
- 66

-19.6
- 6,9
-30,0
-15,7

-18,8
-25,1
-19,3
- 8,4
-12,3
- 3,7

Quelle: Statistisches Bundesamt [d] ; eigene Berechnungen.

nationalen Arbeitsteilung gehört es nun einmal, daß sich die einzelnen

Volkswirtschaften bei international handelbaren Gütern und Dienstleistun-

gen aus Produktionen zurückziehen, bei denen sie nicht mehr wettbe-

werbsfähig sind. Im industriellen Sektor liegen die Chancen der deut-

schen Wirtschaft in erster Linie bei humankapitalintensiven Produktionen,

insbesondere bei solchen mit hoher Immobilität der Produktionsfaktoren.

128. Auf einem anderen Blatt steht freilich, warum es die deutsche Wirt-

schaft nicht fertigbringt, in anderen Bereichen, vor allem im Dienstlei-

stungssektor, eine hinreichende Anzahl zusätzlicher Arbeitsplätze zu

schaffen - als Ersatz für Arbeitsplätze, die verlorengehen, und zur

Deckung einer wachsenden Nachfrage. Die Intensivierung der internatio-

nalen Arbeitsteilung ist normalerweise ein Positivsummenspiel. Sie hat

einen handelsschaffenden und wohlfahrtssteigernden Effekt. Man sollte

erwarten, daß dabei auch zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten ent-

stehen, und zwar bei allen Handelspartnern.
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In der wissenschaftlichen Diskussion wird allerdings diese zentrale Aus-

sage der Außenhandelstheorie auch in Zweifel gezogen. Es wird behaup-

tet, der weltwirtschaftliche Strukturwandel ginge einseitig zu Lasten der

fortgeschrittenen Industrieländer und führe dort zu Arbeitsplatzverlu-

sten. Danach büßten die Industrieländer Arbeitsplätze bei arbeitsinten-

siven Produktionen ein und gewännen Arbeitsplätze bei sachkapitalinten-

siven Produktionen, allerdings weniger, als sie verlören. Diese Behaup-

tung ist nachweislich falsch. In Wirklichkeit liegen ihre Chancen bei hu-

mankapitalintensiven Produktionen, vor allem bei solchen mit einer hohen

Immobilität der Produktionsfaktoren. Dort müssen nicht notwendig weni-

ger Arbeitskräfte eine Beschäftigung finden als bei arbeitsintensiven

Produktionen. Im internationalen Strukturwandel geht es nicht oder nicht

vorrangig um die Substitution von Arbeit durch Kapital, sondern um die

Substitution von einfacher Arbeit durch qualifizierte Arbeit.

a. Zur Messung von struktureller Arbeitslosigkeit

129. Die Hypothese von der strukturellen Arbeitslosigkeit ist allerdings
2

nicht umumstritten. Gegen sie wird meistens' folgender Einwand erho-

ben: Ein zunehmender "mismatch" zwischen Arbeitskräftenachfrage und

Arbeitskräfteangebot müsse sich nicht nur im Anstieg der Arbeitslosen-

quote, sondern auch in einem Anstieg der Quote der gemeldeten offenen

Stellen und damit in einer Rechtsverschiebung der sogenannten Be-

veridge-Kurve zeigen, die diesen Zusammenhang graphisch beschreibt

(Schaubild 18). Tatsächlich ist diese Kurve von Mitte der siebziger Jahre

bis Anfang der achtziger Jahre weitgehend stabil gewesen: die Arbeitslo-

senquote und die Quote der offenen Stellen entwickelten sich in unter-

schiedliche Richtungen. Ob die Entwicklung in den letzten Jahren als

Es gibt inzwischen eine umfangreiche Literatur, die zeigen will, daß
eine Intensivierung des internationalen Handels unter den Bedingungen
von Faktormarktunvollkommenheiten keine international optimale Allo-
kation der Ressourcen herbeiführt [Gerke et al. , 1984; ähnlich auch
Gerstenberger et al. , 1983].

2
Im einzelnen vgl. hierzu Turvey [1977]; Medoff, Abraham [1982] und
Flanagan [ 1987].

Ähnliches zeigt sich auch bei einer tiefergehenden Analyse nach Be-
rufsgruppen und Regionen [Franz, König, 1986].
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Schaubild 18 - Die Beveridge-Kurve für die Bundesrepublik 1976-1988

vH
10

4

Arbeitslosenquote (a)

8 2

7fT

0.1 0,2 0,3 vH
Quote der offenen Stellen (b)

(a) Relation von gemeldeten Arbeitslosen zu Arbeitneh-
mern. - (b) Relation von gemeldeten offenen Stellen zu
Arbeitnehmern.

Quelle: BA [lfd. Jgg.]; eigene Berechnungen.

eine solche Rechtsverschiebung interpretiert werden kann, muß vorerst

offen bleiben.

130. Es gibt jedoch Anhaltspunkte dafür, daß die Entwicklung sowohl

der Zahl der registrierten Arbeitslosen als auch der gemeldeten offenen

Stellen einen gegenläufigen "bias" aufweist: Im ersten Fall läßt sich seit

längerem eine zunehmende Umschichtung von der verdeckten zur offenen

Arbeitslosigkeit, also eine Erhöhung der Meldequote nachweisen. Arbeit-

R. Schmidt [1986] beziffert diesen Effekt für den Zeitraum von 1970
bis 1985 auf etwa 650000 Personen. Bei unveränderter Meldequote wäre
danach die Arbeitslosenzahl Anfang der achtziger Jahre statt auf 2,3
Millionen nur auf 1,7 Millionen gestiegen, sie würde derzeit bei 1,4
Millionen liegen.
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suchende, die Schwierigkeiten haben, ihre beruflichen Kenntnisse zu

verwerten, bemühen sich verstärkt um eine Vermittlung durch die Ar-

beitsämter. Im zweiten Fall ist ein deutlicher Rückgang im Einschal tungs-

grad der Arbeitsämter bei der Stellenvermittlung zu beobachten [Ru-

dolph, 1984]. Unternehmen melden freie Stellen nur noch dann, wenn

Aussicht auf Zuweisung einer Arbeitskraft, die die Anforderungen er-

füllt, besteht; die Suche nach qualifizierten Kräften erfolgt häufig (und

offensichtlich in zunehmendem Maße) ohne Einschaltung der Arbeitsämter

[Blaschke, 1987]. Damit verlieren aber die gebräuchlichen Konzepte zur

Messung von struktureller Arbeitslosigkeit an Aussagekraft.

Überdies wird eine solche eindimensionale Betrachtungsweise - die bloße

Gegenüberstellung von gemeldeten Arbeitslosen und gemeldeten offenen

Stellen nach Wirtschaftsbereichen, Berufsgruppen oder Regionen - der

Sache nicht gerecht. Strukturelle Arbeitslosigkeit hat meistens mehrere

Ursachen und entsprechend mehrere Dimensionen zugleich. Eine davon

sind die teilweise beträchtlichen Unterschiede bei den angebotenen und

nachgefragten Spezialisierungs- oder Qualifikationsprofilen innerhalb ein-

zelner Berufsgruppen. Die Berufsgruppe der Ingenieure umfaßt bei-

spielsweise Statiker, Maschinenbauer, Elektroniker und vieles mehr, und

sie vereint Kräfte am Zeichenbrett oder in der Arbeitsvorbereitung eben-

so wie Führungspersonal. Häufig sind auch die Persönlichkeitsmerkmale

der Arbeitsuchenden ein Einstellungshindernis. Wo ein Bewerber die Er-

wartungen des Arbeitgebers etwa in bezug auf Einsatzwillen, Vertrauens-

würdigkeit oder Teamgeist nicht erfüllt, bleibt eine Stelle auch einmal

unbesetzt. Dies alles wird von den üblicherweise verwendeten "mis-

match" -Indizes nicht oder zumindest nicht vollständig erfaßt.

131. Strukturelle Arbeitslosigkeit kann freilich auch die Folge mangelnder

Konzessionsbereitschaft auf Seiten der Arbeitsuchenden sein, etwa im

Hinblick auf die Art der Tätigkeit. Arbeitslose können einen angebotenen

Arbeitsplatz ablehnen, wenn er nicht zumutbar ist. Für viele ist hier ihr

Um der wachsenden Kritik an der Statistik der offenen Stellen entge-
genzutreten, hat unlängst die Bundesanstalt für Arbeit eingeräumt,
daß es beträchtlich mehr freie Stellen gibt als gemeldet. Statt der
gegenwärtig ausgewiesenen ,250000 wird eine doppelt so hohe Zahl
(554000) als maximale Schätzgröße genannt [ IAB, 1989].
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bisheriger beruflicher Status die Meßlatte und nicht, wie es notwendig

wäre, seine derzeitige Bewertung durch den Markt. Ähnliches gilt für

die Gestaltung der Arbeitszeiten. So suchen Frauen Teilzeitarbeit vorwie-

gend am Vormittag, bei den Unternehmen gibt es jedoch häufig einen

Kräftebedarf am späten Nachmittag.

132. Die konventionelle Definition von struktureller Arbeitslosigkeit greift

somit in vieler Hinsicht zu kurz: Sie verlangt, daß der Zahl der ausge-

wiesenen Arbeitslosen eine gleich große Zahl ausgewiesener offener

Stellen gegenübersteht, so daß die Arbeitslosigkeit im Prinzip durch eine

Umschichtung der Arbeitslosen beseitigt werden könnte - von den

schrumpfenden zu den wachsenden Sektoren, den nördlichen zu den süd-

lichen Regionen oder den niedrigeren zu den höheren Qualifikationen.

Tatsächlich kann strukturelle Arbeitslosigkeit auch dann vorliegen, wenn

es Hemmnisse für die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze für spezifische

Gruppen von Arbeitslosen gibt. Dieses dürfte gegenwärtig in vielfacher

Weise der Fall sein.

b. Dimensionen struktureller Arbeitslosigkeit

133. Die Zusammensetzung der Arbeitslosen nach verschiedenen Merkma-

len zeigt seit vielen Jahren im großen und ganzen das bekannte Bild:

Ein beträchtlicher Teil der Arbeitslosen hat entweder keine abgeschlos-

sene Berufsausbildung, befindet sich am Anfang oder am Ende seines

Arbeitslebens, ist gesundheitlich nicht mehr voll auf der Höhe oder hat

gleich mehrere dieser Handicaps. Es gibt jedoch zwei auffällige Verände-

rungen in diesem Bild: die Verschiebungen von den jüngeren zu den äl-

teren Arbeitslosen und - nicht unabhängig davon - von den Kurzzeit- zu

den Langzeitarbeitslosen (Tabellen 26, 27).

Der wachsende Anteil der Langzeitarbeitslosen zeugt von einer zuneh-

menden Segmentierung der Arbeitslosigkeit. Nach wie vor ist Arbeitslo-

sigkeit für die meisten, die davon betroffen sind, eine Durchgangsstation

zu einem neuen Arbeitsplatz (Sucharbeitslosigkeit). Den rund 3,5 Mill.

1 Ähnlich auch Paque [1989b].
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Tabelle 26 - Struktur der Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik
1983-1988 (a)

Merkmal der Arbeitslosen

Insgesamt
Nach Geschlecht
Männer
Frauen

Nach Nationalität
Deutsche
Ausländer
Nach Berufsausbildung
Mit Abschluß
Ohne Abschluß

Nach Alter
Unter 20 Jahren
20 bis 25 Jahre
25 bis 45 Jahre
45 bis 55 Jahre
55 Jahre und älter

Nach Dauer der Arbeits-
losigkeit
Unter 1 Monat
1 bis unter 6 Monate
6 bis unter 12 Monate
Über 12 Monate
Nach gewünschter Arbeits-
zeit
Vollzeitarbeit
Teilzeitarbeit

Nach vorherigem Erwerbs-
status
Erwerbstätigkeit
Betriebliche Ausbildung
Unterbrechung der Er-
werbstätigkeit (6 Monate
und länger)
Ohne bisherige Erwerbs-
tätigkeit
darunter:
Schulische Ausbildung

Nach Gesundheitszustand
Mit gesundheitlichen Ein-
schränkungen
Ohne gesundheitliche Ein-
schränkungen

(a) Jeweils Ende September.

1983

1000 vH

2134 100

1145 53,7
989 46,3

1850 86,7
284 13,3

1049 49,2
1084 50,8

203 9,5
420 19,7
961 45,1
315 14,8
234 11,0

245 11,5
782 36,6
524 24,5
532 24,9

1896 88,8
238 11,2

1434 67,2
73 3,4

359 16,8

268 12,5

138 6,5

423 19,8

1711 80,2

1988

1000 vH

2100 100

1073 51,1
1027 48,9

1837 87,5
263 12,5

1075 51,2
1025 48,8

101 4,8
313 14,9
972 46,2
403 19,2
311 14,8

246 11,7
758 36,1
411 19,6
685 32,6

1863 88,7
237 11,3

1408 67,1
52 2,5

317 15,1

323 15,4

111 5,3

466 22,2

1634 77,8

Veränderung
1983-1988

1000

- 34

- 72
+ 38

- 13
- 21

+ 26
- 59

-102
-107
+ 11
+ 88
+ 77

+ 1
- 24
-113
+153

- 33
- 1

- 26
- 21

- 42

+ 55

- 27

+ 43

- 77

vH

- 1,6

- 6,3
+ 3,8

- 0,7
- 7,4

+ 2,5
- 5,4

-50,2
-25,5

+ 1,1
+27,9
+32,9

+ 0,4
- 3,1
-21,6
+28,8

- 1,8
- 0,4

- 1,8
-28,8

-11,7

+20,5

-19,6

+10,2

- 4,5

Quelle: BA [lfd. J g g . ] ; IAB [lfd. J g g . ] ; e igene Be rechnungen .
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Tabelle 27 - Langzeitarbeitslose in der Bundesrepublik nach Merkmalen,
die eine Vermittlung erschweren, 1983-1988 (a)

Merkmal der Arbeits-
losen

Insgesamt
darunter(b):
Ohne abgeschlossene
Berufsausbildung

Ober 55 Jahre alt
Mit gesundheitlichen
Einschränkungen

Nachrichtlich:
Ohne Ausbildung und
über 55 Jahre alt

Ohne Ausbildung und
mit gesundheitlichen
Einschränkungen

Mit gesundheitlichen
Einschränkungen und
über 55 Jahre alt

Mit gesundheitlichen
Einschränkungen, ohne
Ausbildung und über
55 Jahre alt

1983

1000

532

312-
80

168

22

82

17

24

(a) Jeweils Ende September. -
(d) 1987 gegenüber 1983

vH

1988

1000

100 685

58,6 381
15,0 178

31,6 215

4,1 53(c)

15,4 77(c)

3,2 26(c)

4,5 39(c)

vH

100

55,6
26,0

31,4

7,7(c)

l,2(c)

3,8(c)

5,8(c)

Veränderung
1983-1988

1000

+153

+ 69
+ 98

+ 47

+ 31(d)

- 5(d)

+ 9(d)

+ 15(d)

vH

+ 28,8

+ 22,1
+122,5

+ 28,0

+140,9(d)

- 6,l(d)

+ 52,9(d)

+ 62,5(d)

(b) Mit Überschneidungen. - (c) 1987. -

Quelle: BA [lfd. Jgg.]; eigene Berechnungen.

Zugängen in Arbeitslosigkeit im Jahr steht eine ebenso große Zahl von

Abgängen gegenüber; für vier Fünftel endet die Arbeitslosigkeit mit der

Aufnahme einer neuen Erwerbstätigkeit. Im September 1988 waren unter

denjenigen Arbeitslosen, die wieder eine Arbeitsstelle fanden, 47 vH we-

niger als 3 Monate und 73 vH weniger als 6 Monate arbeitslos. Dagegen

sind die Vermittlungschancen der Langzeitarbeitslosen ausgesprochen

schlecht. Nur ein verhältnismäßig kleiner Teil findet überhaupt wieder in

den Arbeitsprozeß zurück und dies häufig auch nur für kurze Dauer

[Karr, John, 1989].

Die Vermittlung der Langzeitarbeitslosen ist deshalb so schwierig, weil

diese häufig in ihrer Leistungsfähigkeit gemindert sind. Fast jeder zweite
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Langzeitarbeitslose ist ohne eine abgeschlossene Berufsausbildung, jeder

dritte hat gesundheitliche Probleme und jeder vierte ist 55 Jahre und äl-

ter; jeder vierte weist gleich zwei oder drei dieser Handicaps auf. Hin-

zu kommt bei längerer Arbeitslosigkeit ein Motivationsverlust, der sich

wiederum auf die Bildungsbereitschaft oder auf den Gesundheitszustand

auswirkt [Brinkmann, 1984].

134. Lang Zeitarbeitslosigkeit ist ein Strukturproblem. Sie beruht ganz

wesentlich auf Qualifikationsdefiziten, die durch den Strukturwandel auf-

gedeckt oder verursacht werden. Qualifikationsdefizite können sich auf

verschiedene Weise zeigen. Sie können darauf beruhen,

- daß jemand überhaupt keinen Beruf erlernt hat (fehlende Qualifika-

tion),

- daß jemand einen Beruf erlernt hat, der nur schlechte Beschäftigungs-

möglichkeiten bietet (Fehlqualifikation), oder

- daß früher erworbene Berufskenntnisse als Folge des Strukturwandels

entwertet wurden (Qualifikationsverlust).

Die üblichen Arbeitsmarktindikatoren orientieren sich an formalen Krite-

rien: Wer einen Beruf erlernt hat, gilt als qualifiziert, wer keine Be-

rufsausbildung hat, als nicht qualifiziert. Bestimmte Qualifikationsdefizite

wie Fehlqualifikation oder Qualifikationsverlust werden dabei nicht be-

rücksichtigt. Das Ausmaß der qualifikatorischen Arbeitslosigkeit wird

deshalb oftmals unterschätzt. Bei genauerer Betrachtung zeigt sich näm-

lich, daß auch unter den formal Qualifizierten bestimmte Personengrup-

pen von Langzeitarbeitslosigkeit besonders betroffen sind. So ist in den

altindustriellen Ballungszentren an Rhein und Ruhr der Anteil der Lang-

zeitarbeitslosen an den gesamten Arbeitslosen deutlich höher als etwa in

Baden-Württemberg [BA, lfd. Jgg-1- Dort haben es auch arbeitslose,

gut qualifizierte Industriefacharbeiter häufig schwer, wieder einen Ar-

beitsplatz zu finden. In Baden-Württemberg wiederum, wo qualifizierte

Der Langzeitarbeitslosigkeit geht häufig eine "verschleierte" Arbeits-
losigkeit als Folge der durch Strukturwandel entwerteten beruflichen
Qualifikation voraus. Unter dem in der Bundesrepublik gegebenen
Arbeits- und Sozialrecht (Kündigungsschutz) erfolgt die Umwandlung
von verschleierter Arbeitslosigkeit in offene Arbeitslosigkeit und an-
schließend in Dauerarbeitslosigkeit mit Verzögerungen, meistens erst in
einer Rezession [ Paque, 1989c].
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Facharbeiter gesucht werden, sind relativ viele Hochschulabsolventen ar-

beitslos.

135. Gleichwohl ist fehlende Qualifikation ein größeres Problem als Fehl-

qualifikation oder Qualifikationsverlust. Der Strukturwandel bedroht vor

allem die Arbeitsplätze mit geringen Qualifikationsanforderungen, etwa am

Fließband, auf dem Prüfstand, im Lager oder am Packtisch. Von 1977 bis

1986 ist die Anzahl der Sozialversicherung spf lichtig Beschäftigten ohne

berufsbildenden Abschluß um- fast 600000 zurückgegangen (Schaubild

19). Dem steht ein Zuwachs von fast 1,6 Mill. Beschäftigten mit einer

abgeschlossenen Berufsausbildung gegenüber, ganz überwiegend Be-

schäftigte, die eine betriebliche Lehre absolviert haben. Die neuen, zu-

Schaubild 19 - Veränderung der Zahl der Arbeitsplätze (a) im sekundä-
ren und tertiären Sektor nach den Qualifikationserforder-
nissen in der Bundesrepublik 1977-1986 (1000)

m
Sekundärer

Sektor

Tertiärer
Sektor

Männer

Arbeitsplatze mit

niedrigen (b)

mittleren (c)

mm

hohen Qualifikations-

anforderungen (d)

Frauen

-200 -100 0 100 200 300 400 500 -200-100 0 100 200 300 400 500 600 700

(a) Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (ohne Auszu-
bildende) . - (b) Arbeiter und Angestellte ohne Berufsausbil-
dung. - (c) Facharbeiter und Angestellte mit Berufsausbil-
dung. - (d) Beschäftigte mit Hochschulabschluß.

Quelle: Dietz [1988]; eigene Berechnungen.
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kunftssicheren Arbeitsplätze finden sich danach vor allem im mittleren

Qualifikationsbereich; das gilt besonders für die Arbeitsplätze von

Frauen.

136. Für Ungelernte haben sich die Beschäftigungschancen vor allem im

sekundären Sektor verschlechtert. Der Wettbewerb von außen ist dort

stärker, und die Rationalisierungsmöglichkeiten sind größer als im terti-

ären Sektor. Daran wird sich auch nichts ändern. Für Arbeitsuchende

ohne Qualifikation müssen deshalb vor allem im tertiären Sektor Beschäf-

tigungsmöglichkeiten geschaffen werden. Das wird nicht einfach sein.

Denn auch dort hat das Angebot der Arbeitsplätze für Ungelernte in den

vergangenen Jahren abgenommen, vornehmlich wieder das Angebot von

Arbeitsplätzen für Frauen. Der größte Teil dieser Arbeitsplätze ist im

Handel verlorengegangen (reichlich 100000), mehr als in der Textil- und

der Bekleidungsindustrie zusammen (95000) [Statistisches Bundesamt, d].

3. Optionen bei struktureller Arbeitslosigkeit

137. Arbeitslose mit Qualifikationsdefiziten besitzen grundsätzlich zwei

Optionen: Sie können sich (erneut) qualifizieren, oder sie müssen mit

einem Arbeitsplatz vorliebnehmen, der keine Qualifikation verlangt und

der häufig schlechtere Arbeitsbedingungen bietet.

Von beiden Optionen ist die erste, die Qualifizierung, die bessere Lö-

sung, für den einzelnen und für die Volkswirtschaft im ganzen. Die Ar-

beitsmarktpolitik in der Bundesrepublik hat seit jeher großes Gewicht auf

Maßnahmen zur beruflichen Fortbildung und Weiterbildung gelegt, und

sie kann auch Erfolge vorweisen. Gleichwohl sind ihre Möglichkeiten be-

grenzt. Es hat sich gezeigt, daß damit nur ein Teil der Arbeitssuchen-

den erreicht wird; derjenige Teil, bei dem die größten Qualifikationsde-

fizite bestehen, macht am wenigsten davon Gebrauch. Die Teilnahme an

Weiterbildungsmaßnahmen ist bei Ungelernten nicht nur geringer als bei

den anderen Gruppen von Arbeitslosen, auch die Abbrecherquote ist hö-

her [Geruchs, Maier, 1982; Hofbauer, Dadzio, 1984]. Man muß sich wohl

damit abfinden: Für einen Teil der Arbeitsuchenden kommen Bildungs-

maßnahmen nicht in Betracht.
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Die zweite Option ist ebenfalls nicht problemlos. Arbeitskräfte mit Quali-

fikationsdefiziten stehen im Wettbewerb mit Arbeitskräften aus Niedrig-

lohnländern und aus der Schatten wir tschaft. Sie können, um wettbe-

werbsfähig zu sein, nicht höhere Löhne verdienen, als dort gezahlt wer-

den; es sei denn, daß sie entweder komplementär zu qualifizierten Ar-

beitskräften sind, also an deren komparativen Vorteilen teilhaben kön-

nen, oder daß sie, wie auch immer, eine "Marktlücke" füllen, etwa indem

sie Arbeiten zu später Stunde oder auf Abruf verrichten, also über-

durchschnittlich flexibel auf die Bedürfnisse der Produzenten und Kon-

sumenten reagieren und diese das honorieren. Im ersten Fall gewährt der

Markt eine "Komplementaritätsrente" [Sievert, 1987], im zweiten eine

"Flexibilitätsprämie".

138. Bis Anfang der siebziger Jahre bestanden in vielen Wirtschaftsbe-

reichen enge komplementäre Beziehungen zwischen qualifizierter und ein-

facher Arbeit, auch und gerade im industriellen Sektor. Wegen der ver-

gleichsweise guten Bezahlung zog es damals sogar qualifizierte Facharbei-

ter aus handwerklichen Berufen ans Fließband. Inzwischen herrschen je-

doch im industriellen Sektor, wie mehrfach erwähnt, substitutive Bezie-

hungen vor: Einfache Arbeit wird durch qualifizierte ersetzt. Enge Kom-

plementaritäten finden sich fast nur noch im Dienstleistungssektor. Unter

den Branchen, die in letzter Zeit zusätzliche Arbeitsplätze sowohl für

qualifizierte als auch für unqualifizierte Kräfte schufen, die also einen

hohen Komplementaritätsgrad aufweisen, sind nur zwei Industriebran-

chen, die Kunststoff Verarbeitung und der Straßenfahrzeugbau (Tabel-

le 28). Überdies waren die Beschäftigungsgewinne bei Ungelernten kei-

Der Komplementaritätsgrad (KMG) wurde berechnet nach der Formel:

f ( a . - a . . ) 1 - 1
KMG = [ ^ lhc* j , wobei

a. = Zuwachsrate 1977-1986 der Anzahl der Beschäftigten mit geringer
°" Qualifikation in der Branche i;

a., = Zuwachsrate 1977-1986 der Anzahl der Beschäftigten mit mittlerer
" und hoher Qualifikation in der Branche i.

In der graphischen Darstellung (Schaubild 20) mißt er den lotrechten
Abstand zur Winkelhalbierenden (euklidische Abstandsmessung).

2
Der Straßenfahrzeugbau steht freilich weltweit vor tiefgreifenden Ver-
änderungen. Dort könnte es schon in naher Zukunft zu einer Verlage-
rung von Arbeitsplätzen für ungelernte Kräfte in Niedriglohnländer
kommen.
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Tabelle 28 - Veränderung der Zahl der Arbeitsplätze (a) in Branchen mit
hoher Komplementarität zwischen einfacher und qualifizierter
Arbeit in der Bundesrepublik 1977-1986 (vH) (b)

Wirtschaftsbereich(c)

Bildung, Wissenschaft,
Kultur, Verlagsgewerbe
Straßenfahrzeugbau
Wirtschaftswerbung
Friseur- und Körperpflege-
gewerbe

Gastgewerbe
Vermögensverwaltung
KunstStoffVerarbeitung
Andere, nicht klassifizierte
Dienstleistungen

Architektur-, Programmier-
büros, technische Büros
Entsorgung, hygienische
Einrichtungen

Beschäftigte
insgesamt

1000

+ 15
+113
+ 11

+ 15
+ 46
+ 20
+ 24

+ 9

+ 47

+ 15

vH

darunter:
mit geringer
Qualifikation

1000

+21,7 + 6
+14,5 +47
+41,2 +13

+16,5 + 1
+14,1 +21
+18,7 + 5
+11,1 + 8

+26,5 + 2

+31,5 + 3

+ 9,6 + 6

(a) Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte. - (b)
schaftszweiggliederung der Bundesanstalt für Arbeit. -
zehn Branchen mit positiver Beschäftigtenentwicklung.

vH

+21,4
+13,4
+39,7

+19,0
+11,7
+14,0
+ 6,4

+18,9

+16,7

+12,5

Komple-
menta-
ritäts-
grad

175,4
128,2
70,9

52,4
26,7
21,4
12,0

11,9

8,3

8,0

Nach der Wirt-
(c) Die ersten

Quelle: BA [lfd. Jgg.]; eigene Berechnungen.

nesfalls spektakulär: Von den ersten zehn (nach dem Komplementäritäts-

grad geordneten) Branchen wurden im Zeitraum von 1977 bis 1986 gerade

315000 zusätzliche Arbeitsplätze bereitgestellt, darunter waren nur 110000

Arbeitsplätze für ungelernte Kräfte.

139. Komplementäre Beziehungen zwischen qualifizierter und einfacher

Arbeit finden sich mehr bei Arbeitsplätzen, die überwiegend von Män-

nern eingenommen werden, und weniger bei Arbeitsplätzen, an denen vor

allem Frauen tätig sind (Schaubild 20). Wie die graphische Darstellung

zeigt, gruppiert sich bei Männern ein großer Teil der Branchen beider-

seits der Winkelhalbierenden, bei Frauen ist das Bild etwas anders:

Der lotrechte Abstand zur Winkelhalbierenden mißt den Komplementari-
tätsgrad. In Branchen, die auf der Winkelhalbierenden liegen, bestand
in den vergangenen Jahren vollständige (relative) Komplementarität.
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Schaubild 20 - Komplementäre und substitutive Beziehungen zwischen Ar-
beitsplätzen (a) mit geringen (b) und mittleren/hohen (c)
Qualifikationsanforderungen nach Wirtschaftsbereichen in
der Bundesrepublik 1977-1986 (d)
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den Wirtschaftsbereichen vgl. Verzeichnis der Abkürzungen
für die Wirtschaftsbereiche.

Quelle: Dietz [ 1988]; eigene Berechnungen.

Dort reichen mehr Branchen in den substitutiven Bereich hinein. Die

Unterschiede hängen wohl damit zusammen, daß ungelernte Frauen häufig

in Branchen tätig sind, die unter außenwirtschaftlichem Anpassungs-

druck stehen - Branchen, die vornehmlich standardisierte Güter produ-

zieren, also Heckscher-Ohlin-Industrien und mobile Schumpeter-Indu-

strien. Die Arbeitsplätze von Männern finden sich dagegen vor allem in

den immobilen Schumpeter-Industrien: Im Straßenfahrzeugbau und im Ma-

schinenbau gibt es vergleichsweise wenige Arbeitsplätze, die mit Frauen

besetzt sind.
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140. Weitaus bessere Beschäftigungschancen haben Arbeitsuchende mit

Qualifikationsmängeln in jenen Bereichen, in denen es vor allem auf zeit-

liche Flexibilität ankommt. Auch diese Bereiche finden sich mehr im

Dienstleistungssektor, wo der Arbeitsrhythmus vom (diskontinuierlichen)

Nachfragefluß geprägt ist, und weniger im industriellen Sektor, wo er

vom (kontinuierlichen) Produktionsfluß bestimmt ist. Im Dienstleistungs-

sektor bieten sich zahlreiche Möglichkeiten zur flexiblen Arbeitszeitge-

staltung wie Teilzeitarbeit, Schichtarbeit, arbeitsanfallorientierte Arbeits-

zeit oder Saisonarbeit. In erster Linie sind es Bereiche, die Dienstlei-

stungen für private Haushalte erbringen wie der Einzelhandel, das Hotel-

und Gaststättengewerbe oder das Reinigungsgewerbe einschließlich der

häuslichen Dienste. Zwar gibt es die Konkurrenz der Schattenwirtschaft,

aber diese ist nicht unschlagbar, denn die Schatten Wirtschaft verdankt

ihre Existenz nicht zuletzt der Tatsache, daß es außerhalb des normier-

ten Arbeitstages "von acht bis fünf" an attraktiven Angeboten fehlt

[RWI, 1986].

4. Hindernisse beim Abbau von struktureller Arbeitslosigkeit

141. Die Möglichkeiten, Arbeitsplätze für Arbeitsuchende mit Qualifika-

tionsdefiziten bereitzustellen, sind in einem Hochlohnland nicht beliebig

groß. Aber selbst die begrenzten Möglichkeiten werden hierzulande nur

teilweise genutzt. Vor allem bei der Schaffung von Arbeitsplätzen im

Dienstleistungssektor ist die Bundesrepublik im Rückstand, nicht mehr

nur gegenüber den Vereinigten Staaten [Gundlach, Schmidt, 1985;

Klauder, 1988], sondern mittlerweile auch gegenüber dem Vereinigten

Königreich (Schaubild 21).

142. Wenn die Diagnose zutreffend ist, daß das Problem in der mangeln-

den Wettbewerbsfähigkeit von einfacher Arbeit liegt, dann muß diese bil-

liger und attraktiver werden. Es bedarf also, damit mehr Arbeitsplätze

rentabel werden können, einer stärkeren Lohndifferenzierung, und es

bedarf eines Abbaus von Marktregulierungen, eingeschlossen Verände-

rungen im Arbeits- und Sozialrecht. Beides hängt eng miteinander zu-

sammen:
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Schaubild 21 - Beschäftigungsentwicklung im Dienstleistungssektor (a) in
der Bundesrepublik, den Vereinigten Staaten und im Ver-
einigten Königreich 1973-1986

Handel

Verkehr

Nachrichtenübermittlung

Kreditinstitute

Versicherungsunternehmen

Bundesrepublik
r / / / / / / / / / J Vereinigte Staaten
N ^ Vereinigtes Königreich

Sonstige wirtschaftsbezogene
Dienstleistungsunternehmen

Sonstige gesellschafts- und
haushaltsbezogene Dienst-
leistungsunternehmen

Staat

Alle Dienstleistungsbereiche

0 20 40 60 80 100 120vH

(a) Wirtschaftsbereichsgliederung nach der International
Standard Industrial Classification of all Economic Activi-
ties (ISIC).

Quelle: OECD [d]; Department of Employment [lfd. Jgg.]; Statistisches
Bundesamt [d]; eigene Berechnungen.

- Eine stärkere Lohndifferenzierung ist bisher an der Festigkeit von

Lohnkartellen gescheitert. Die Forschung ist sich weitgehend darüber

einig, daß in den Lohnstrukturen hierzulande kaum Bewegung ist

[Vogler-Ludwig, 1986; Gundlach, 1986; Thiehoff, 1987]. Es gibt zwar

beträchtliche Unterschiede bei den Effektivverdiensten nach Wirt-

schaftsbereichen, Regionen und Qualifikationen. Diese haben sich aber

häufig schon vor längerer Zeit herausgebildet, spiegeln mithin mehr
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die gestrigen Knappheitsrelationen auf dem Arbeitsmarkt wider und we-

niger die von heute. Lohnkartelle können freilich, wie alle Kartelle,

durch Außenseiterwettbewerb unter Druck geraten, und zwar dadurch,

daß einzelne Unternehmer und Arbeitnehmer bereit sind, Arbeitsver-

träge abzuschließen, in denen Löhne vereinbart werden, die unter dem

Tariflohn liegen. Man sollte meinen, daß in Zeiten hoher Arbeitslosig-

keit so etwas auf breiter Front geschieht.

- Die Möglichkeiten des Außenseiterwettbewerbs sind jedoch durch ein

dichtes Netz staatlicher oder̂  staatlich sanktionierter Regulierungen auf
2

dem Arbeitsmarkt stark eingeschränkt, zumal die Rechtssprechung

dazu neigt, die geltenden Bestimmungen zugunsten der Arbeitsplatzbe-

sitzer auszulegen. Hinzu kommen die zahllosen Regulierungen in ande-

ren Bereichen, insbesondere im Dienstleistungssektor, von denen viele

de facto als Marktzugangsbarrieren wirken [Soltwedel et al. , 1986;

Donges, Schatz, 1986]. Man kann auch sagen: Staatliche Regulierungen

sind der Kitt, der ein Lohnkartell zusammenhält. Die Erfahrungen in

anderen Ländern zeigen, daß bei der Deregulierung ein solches Kartell

rasch zerfällt [Berk, 1982].

a. Zu wenig Lohndifferenzierung

143. Die Frage, bei welchem Lohn die Vermittlungschancen der Langzeit-

arbeitslosen steigen, ist schwer zu beantworten. Bei einem Teil der Ar-

beitslosen liegen die Probleme sicherlich nicht oder nicht nur in einer

mangelnden beruflichen, sondern auch in einer unzureichenden sozialen

Qualifikation. Soziale Qualifikationsdefizite lassen sich aber nicht durch

niedrigere Löhne kompensieren. Hierzu bedarf es anderer Maßnahmen,

insbesondere einer intensiven sozialtherapeutischen Betreuung. Deshalb

Dies ist auch das Ergebnis einer Untersuchung von Krueger und
Summers [1986]. Sie kommen zu dem Ergebnis, daß weltweit die sekto-
rale Lohnstruktur relativ stabil ist und trotz unterschiedlicher und
sich wandelnder Standortbedingungen für die einzelnen Wirtschaftsbe-
reiche übereinstimmt. Krueger und Summers erklären das damit, daß
die Hochlohnbranchen überall stark geschützt sind und Renten kassie-
ren. Um sich das Wohlwollen in der Öffentlichkeit zu erhalten, neigen
die Unternehmer dazu, die Renteneinkommen mit den Arbeitnehmern zu
teilen.

2 Burda, Sachs [1987]; Soltwedel, Trapp [1988]; Hector [1988].
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ist Lohnflexibilisierung nur eine notwendige Voraussetzung zum Abbau

von struktureller Arbeitslosigkeit, keinesfalls immer eine hinreichende.

Gleichwohl sollte es keinen Dissens darüber geben, daß in vielen Fällen

die Vermittlungschancen bei einem niedrigeren Lohn besser sind als bei

einem hohen.

Auch wenn sich die Arbeitsverdienste der Höhe nach von Branche zu

Branche und von Region zu Region teilweise erheblich unterscheiden, in

der Abstufung nach Qualifikationen innerhalb von Branchen und Regio-

nen sind die Unterschiede verhältnismäßig klein. So beträgt der Abstand

zwischen den Jahresverdiensten von Arbeitnehmern ohne berufsbildenden

Abschluß zu den Verdiensten von Facharbeitern im Durchschnitt aller
2

Branchen nicht einmal 15 vH; im Branchenquerschnitt streut er zwi-

schen 20 vH und 5 vH (Tabelle 29). Wohlgemerkt: Ein geringer Abstand

kann auch Ausdruck der Knappheitsverhältnisse sein. Im Reinigungs-

und Körperpflegegewerbe liegen die Verdienste von ungelernten Kräften

sogar über denen von Fachkräften. Aber vor dem Hintergrund der vielen

Arbeitslosen mit Qualifikationsdefiziten will es schwerlich einleuchten,

daß die gegenwärtige Lohnstruktur überall das Ergebnis der marktmäßi-

gen Bewertung von einfacher Arbeit ist. Es ist eher ein Zeichen dafür,

daß der Wettbewerb um Arbeitsplätze in vielen Bereichen nicht funktio-

niert.

144. Die vergleichsweise geringen Unterschiede in der Bezahlung von

einfacher und qualifizierter Arbeit spiegeln den Zielkonflikt wider, in

dem sich die Lohnpolitik hierzulande befindet: Die hohe strukturelle Ar-

beitslosigkeit würde eine stärkere Lohndifferenzierung gebieten, die man-

gelnde Bereitschaft in der breiten Öffentlichkeit, größere Lohnunter-

schiede zu akzeptieren, scheint so etwas jedoch zu verbieten. Indem die

Lohnpolitik dem Verteilungsziel eine höhere Priorität einräumt als dem Al-

In der Chemischen Industrie oder im Straßenfahrzeugbau sind die Löh-
ne der männlichen Arbeiter im Durchschnitt um 25 vH höher als im
Textil- und im Bekleidungsgewerbe.

2
In dieser Größenordnung bewegt sich auch der Abstand zwischen den
Effektivverdiensten der Lohngruppe III (ungelernte Arbeiter) und der
Lohngruppe I (Facharbeiter) nach der Verdienststatistik, vgl. Stati-
stisches Bundesamt [b; c].



106

Tabelle 29 - Durchschnittliche Jahresverdienste von ganzjährig vollzeit-
beschäftigten Sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmern
nach Wirtschaftsbereichen (a) und Qualifikationen in der
Bundesrepublik 1984

Land- u. Forstwirt-
schaft, Fischerei
Energie- und Wasser-
versorgung, Bergbau
Verarbeitendes Gewerbe
Chemische Industrie,
Mineralölverarbeitung
Gewinnung u. Verar-
von Steinen und Erden,
Feinkeramik, Glas
Eisen- und Metaller-
zeugung, Gießerei,
Stahl Verformung
Stahl-, Maschinen-,
Fahrzeugbau, BUro-
und Datentechnik
Leder-, Textil- und
Bekleidungsgewerbe
Baugewerbe
Handel
Einzelhandel

Verkehr und Nach-
richtenübermittlung
Kreditinstitute und
Versicherungsunternehmen
Dienstleistungsunter-
nehmen
Gastgewerbe, Heime
Reinigung, Körperpflege
Gesundheits- und
Veterinärwesen
Staat
Private Organisationen
ohne Erwerbszweck,
Private Haushalte
Nachrichtlich:
Alle Wirtschaftsbereiche

Mit abgeschlo
ausbildung

insgesamt

DM/Jahr

27570

48093
42944

49167

42470

42487

44454

33292
39800
35809
31568

40172

45430

37932
31476
20634

36421
39279

41558

40668

(a) Wirtschaftsbereichsgliederung
Verdienste von Personer ohne

alle
Wirt-
schafts-
bereiche
= 100

68

118
106

121

104

104

109

82
98
88
78

99

112

93
77
51

90
97

102

100

isener Berufs-

Facharbeiter (c)

DM/Jahr

25725

44865
39729

46200

40564

40311

41268

29958
38909
35435
33335

39377

45099

30294
26653
19272

34343
37689

31739

38593

der Bundesanstalt

alle
Wirt-
schafts-
bereiche
- 100

67

116
103

120

105

105

107

78
101
92
86

102

117

79
69
50

89
98

82

100

Ohne abgeschlos-
sene Berufsaus-
bildung

DM/Jahr

24492

40673
33900

39788

35202

36865

38385

26223
35774
30426
26811

37316

40947

28857
22276
22121

28284
34328

28091

33388

für Arbeit. - (b
abgeschlossene Berufsausbildung ir

Schnittsverdienste von Facharbeitern, (c) Einschließlich Meister und

alle
Wirt-
schafts-
bereiche
= 100

73

122
102

119

105

110

115

79
107
91
80

112

123

86
67
66

85
103

84

100

Ein-
kom-
mens -
pari-
tät
(b)

95

91
85

86

87

91

93

88
92
86
80

95

90

95
84
115

82
91

89

87

Durchschnitts-
L vH der Durch-
Poliere.

Quelle: Becker [1987]; eigene Berechnungen.
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lokationsziel, verschlechtert sie zwangsläufig die Beschäftigungschancen

für weniger qualifizierte Arbeitskräfte.

Die Wirtschaftspolitik versucht schon seit längerem, diesen Zielkonflikt

durch die Gewährung von Lohnsubventionen aufzulösen. In der Bundes-

republik wurden Lohnsubventionen bislang vor allem in zweifacher Form

gewährt, als Eingliederungsbeihilfen (EB) und als Arbeitsbeschaffungs-

maßnahmen (ABM). Die Bundesregierung hat inzwischen ein neues Pro-

gramm für Langzeitarbeitslose beschlossen, das für einen befristeten

Zeitraum je nach Dauer der Arbeitslosigkeit gestaffelte Lohnkostenzu-

schüsse vorsieht. Lohnsubventionen, darüber sind sich die Wissenschaft-

ler weitgehend einig, sind aber nicht unproblematisch. Sie zeitigen wie

alle Subventionen erhebliche Mitnahmeeffekte, und sie bewirken beträcht-

liche allokative Verzerrungen. Sie mögen zwar den Arbeitsmarkt an einer

Stelle entlasten, aber sie können ihn auch an anderer Stelle belasten,

denn sie zementieren letztlich eine nicht (mehr) marktgerechte Lohn-

struktur.

b. Zu viel Marktregulierung

145. Das andere Hemmnis beim Abbau der strukturellen Arbeitslosigkeit

ist das Obermaß an Marktregulierungen. Es gibt gewiß gute Gründe für

Regulierungen. Sie sind ökonomisch dort gerechtfertigt, wo sie dazu bei-

tragen, Transaktionskosten zu senken (Ziffern 157 ff. ). Ein großer Teil

der Regulierungen ist jedoch nicht nur überflüssig, sondern behindert

geradezu die wirtschaftliche Entwicklung: Er hemmt den Wettbewerb.

Die Bundesrepublik verfügt über ein großes Potential für Deregulierun-

gen, und entsprechend groß ist auch das Potential für neue Arbeits-

plätze. Es reicht von einer Auflockerung arbeits- und sozialrechtlicher

Regelungen (erwähnt seien hier nur der Bestandsschutz bei bestehenden

Arbeitsverhältnissen, der sich immer mehr als Einstellungshindernis er-

weist, oder die obligatorische Sozialplanpflicht bei Betriebsstillegungen

und -einschränkungen, die die kollektiven Arbeitskosten nach oben

treibt) bis zur Gewährung von mehr Dienstleistungsfreiheit. Allerdings

fällt es schwer, die Auswirkungen solcher Deregulierungsmaßnahmen zu
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quantifizieren. Während die Wirkungen eines Subventionsabbaus oder

einer Steuersenkung simuliert werden können, ist so etwas bei einer

Beseitigung von institutionellen Marktzugangsbarrieren nicht möglich. Die

zahllosen Regelungen lassen sich nicht angemessen in einem Modell abbil-

den; eine Simulationsrechnung brächte wohl keine aussagekräftigen Er-

gebnisse. Man kann jedoch mit ziemlicher Sicherheit darauf setzen, daß

bei einem Abbau von Marktzugangsbarrieren insbesondere in den hochre-

gulierten Dienstleistungsbereichen per saldo viele zusätzliche Arbeits-

plätze geschaffen würden - der Tausch von unrentablen gegen rentable

Arbeitsplätze würde sich also auszahlen. So würde bei einer Liberalisie-

rung der Ladenöffnungszeiten das Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen

deutlich zunehmen; nicht nur im Einzelhandel, sondern auch in anderen

Bereichen, die aus einem späteren Ladenschluß Nutzen ziehen. Die Er-

fahrungen im Ausland liefern dafür eindrucksvolle Belege [Stehn, 1987].

146. Beim Abbau von Marktregulierungen tut sich die Wirtschaftspolitik

hierzulande allerdings schwer. Die Lobby der geschützten Bereiche hat

es bislang gut verstanden, Angriffe auf die eigenen Besitzstände abzu-

wehren. Aktuelle Beispiele liefern die Auseinandersetzungen um den

"Dienstleistungsabend", um die Novellierung des Versicherungsauf sichts -

gesetzes und um die Ausnahmebereiche im Gesetz gegen Wettbewerbsbe-

schränkungen. Ein wichtiger Grund dafür ist, daß es im Kampf um Wäh-

lerstimmen meistens schwieriger ist, diejenigen zu mobilisieren, die die

Kosten der Protektion tragen, als diejenigen, die den Nutzen davon ha-

ben. Eine Regierung, die die Deregulierung zum Programmpunkt erhebt,

muß deshalb fürchten, mehr Wählerstimmen zu verlieren, als sie anders-

wo gewinnen kann. Damit sich hier in Zukunft etwas ändert, ist es not-

wendig, mehr Transparenz über die gesamtwirtschaftlichen Kosten der

Regulierung zu schaffen. Zu diesen Kosten gehört auch die hohe Ar-

beitslosigkeit.

Die Ergebnisse einer Simulationsstudie über den Abbau von Subventio-
nen, Zöllen und nichttarifären Handelshemmnissen wurden im dritten
Strukturbericht präsentiert [Donges, Schmidt et al. , 1988].
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D. Kurskorrekturen: Handlungsbedarf für die Wirtschaftspolitik

I. Institutionen und Marktprozeß: Zur Rollenverteilung zwischen Staat
und Privaten

147. Die Wirtschaftspolitik hat bis weit in die siebziger Jahre fast überall

einen Kurs verfolgt, der darauf hinauslief, die Märkte zu manipulieren.

Sie wies dem Staat eine zentrale Lenkungsfunktion im Wirtschaftsprozeß

zu. In der Bundesrepublik schlug sich dies im Stabilitäts- und Wachs-

tumsgesetz von 1967 nieder, das die staatlichen Stellen verpflichtet,

gleichzeitig für ein stabiles Preisniveau, einen hohen Beschäftigungs-

stand und außenwirtschaftliches Gleichgewicht bei stetigem und angemes-

senem Wirtschaftswachstum zu sorgen. Die Erfahrung hat jedoch gelehrt,

daß Probleme, die ihre Wurzeln auf der Angebotsseite haben, sich nicht

mit Maßnahmen lösen lassen, die auf die Nachfrageseite zielen. Einzelne

und zeitweise sogar alle Ziele wurden mehr oder weniger verfehlt. Die

Märkte haben auf wirtschaftspolitische Eingriffe häufig nicht oder nicht

wie erhofft reagiert. Mitunter haben solche Eingriffe genau das Gegenteil

von dem bewirkt, was Absicht war. Sie haben, statt den Märkten Orien-

tierung zu geben, die Märkte empfindlich gestört.

1. Das Konzept der Marktwirtschaft: Neue Entwicklungen in der Wirt-

schaftstheorie

148. Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten, in denen sich viele Länder be-

finden, haben das wissenschaftliche Interesse wieder verstärkt auf das

Studium von Marktprozessen gelenkt [Day, Eliason, 1986]. Im Mittelpunkt

steht die Frage, wie die rechtlichen Institutionen (institutional rules) in

einer Marktwirtschaft gestaltet werden müssen, damit es zu einer effi-

zienten Arbeitsteilung zwischen den Marktteilnehmern (organizational

structures) kommt, d.h. zwischen den privaten Unternehmen sowie zwi-

schen diesen und den staatlichen Stellen. Das Interesse an den Institu-

tionen ist keineswegs neu. Es besitzt eine lange Tradition, die von der

Klassik bis ins frühe 20. Jahrhundert reicht und die mit den Arbeiten

von Joseph A. Schumpeter einen - vorläufigen - Höhepunkt fand. Es
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handelt sich also um eine Rückbesinnung auf eine schon frühe Erkennt-

nis, wonach die Wohlfahrt eines Landes maßgeblich von der Ausgestal-

tung der Rechtsordnung abhängt [Pelikan, 1986].

149. Es fällt nicht leicht, die neue ökonomische Denkrichtung in knappen

Worten zu skizzieren. Sie besitzt bislang keine geschlossene Konzeption.

Sie hat von ganz verschiedenen Punkten ihren Ausgang genommen, und

sie hat verschiedene Wege eingeschlagen, die teils ineinanderlaufen, teils

sich aber auch nur kreuzen-. Das Ziel ist jedoch ein gemeinsames: Sie

will eine mikroökonomisch fundierte Theorie für eine zweckmäßige Gestal-

tung der institutionellen Rahmenbedingungen einer Gesellschaft liefern.

Wichtige Bausteine einer solchen Theorie sind die Arbeiten

- zur "Theorie der Unternehmen", insbesondere die Arbeiten von

Williamson [1975; 1980] über "Märkte und Hierarchien";

- zur "Theorie der Verfügungsrechte", insbesondere die Arbeiten von

Coase [ 1960] und Posner [ 1974; 1977] zur "Positiven Rechtsökonomie"

und von Alchian und Demsetz [1972] zum "Transaktionskostenansatz";

- zur "Theorie der öffentlichen Wahlhandlungen" (public choice), insbe-

sondere die Arbeiten von Buchanan und Tullock [1962] über die "Effi-

zienz staatlicher Organisationen" und von Olson [1965; 1982] zur

"Theorie kollektiver Organisationen";

- zur "Produktionstheorie", insbesondere die Arbeit von Nelson und

Winter [ 1982] zu einer "dynamischen Theorie des technischen Fort-

schritts";

- zur "Theorie bestreitbarer Märkte", insbesondere die Arbeiten von

Baumol [1977] und Baumol et al. [1982] zur "Kostentheorie des natür-

lichen Monopols";

- zur "Theorie der positiven Regulierung" von Stigler [1971] und

Peltzman [1976].

Keiner dieser Theorieansätze wurde bislang zu einem Abschluß gebracht,

und alle sind nach wie vor Gegenstand von Kontroversen. Gleichwohl ha-

ben sie großen Einfluß auf wirtschaftspolitische Diskussionen überall in

der Welt gehabt. Sie haben entscheidend dazu beigetragen, daß es Ende

der siebziger Jahre in den meisten westlichen Ländern zu einem Kurs-

wechsel in der Wirtschaftspolitik kam.
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150. In der Öffentlichkeit wird dieser Kurswechsel häufig aus makroöko-

nomischer Sicht interpretiert: Die Angebotspolitik erscheint als das Ge-

genstück zur Nachfragesteuerung keynesianischer Prägung. Viele Regie-

rungen haben ihre Wirtschaftspolitik zunächst auch in diesem Sinne kon-

zipiert. Die "supply-side-policy" in den Vereinigten Staaten setzte an-

fangs auf eine kräftige allgemeine Steuersenkung und der "monetärism"

im Vereinigten Königreich auf eine drastische Beschneidung der Geldmen-

genexpansion. In der Bundesrepublik war das vorrangige Ziel die Haus-

haltskonsolidierung [Fels, 1983; Sachverständigenrat, 1981].

Dagegen findet die mikroökonomische Botschaft, die der neue Denkansatz

in den Vordergrund rückt, noch nicht überall Gehör. Sie lautet: Der

Strukturwandel läßt sich am besten bewältigen, wenn die Märkte offen

sind, d. h. , wenn Wettbewerb herrscht. Wettbewerb ist in diesem Zusam-

menhang nach Hayek [ 1968] als Entdeckungsverfahren zu verstehen:

Wettbewerb setzt Unternehmen unter Druck, nach bislang unentdeckten

oder für die Zukunft vermuteten Gewinnmöglichkeiten zu suchen. Auf

diese Weise paßt sich nicht nur das Angebot an die veränderten Wünsche

der Konsumenten an. Wettbewerb lenkt auch die Produktionsfaktoren in

die Verwendung, die die größte gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt ver-

spricht.

Wettbewerb gewährleistet darüber hinaus, daß der Strukturwandel ohne

größere Friktionen gelingt. Wettbewerb erzeugt schließlich einen kontinu-

ierlichen und größtmöglichen Strom von technischen und organisatori-

schen Neuerungen. Als Prozeß der "schöpferischen Zerstörung" führt er

jedoch zu besseren und billigeren Gütern und Dienstleistungen und

macht damit alte Herstellungsverfahren und Produkte obsolet. Für die

Konsumenten erweitert sich damit das Spektrum an Wahlmöglichkeiten;

für die Unternehmen eröffnen sich neue Betätigungsfelder; für die Ar-

beitnehmer gibt es mehr Beschäftigungschancen.

151. Gleichwohl scheinen viele europäische Industrieländer weitab von

einer derartigen Wirtschaftsordnung zu sein. Neben einer ausufernden

Steuer- und Subventionspolitik engt der Staat mit restriktiven Rahmen-

bedingungen sowie in seiner Funktion als Unternehmer den Spielraum für

private Wirtschaftssubjekte ein. Die Folge ist eine zunehmende Verkru-
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stung der europäischen Volkswirtschaften. Unternehmen und anderen Or-

ganisationen wird es schwer gemacht, sich aktiv technischen und ökono-

mischen Veränderungen anzupassen.

152. In der Öffentlichkeit ist eine Diskussion um ordnungspolitische

Kurskorrekturen entbrannt, die nicht nur die Rückführung der Staats -

quote betrifft. Zunehmend wichtiger werden Aspekte, die mit den Begrif-

fen Deregulierung und Privatisierung umschrieben werden. In der Bun-

desrepublik dreht sich diese -Debatte bislang fast ausschließlich um die

Funktion des Staates als Eigentümer von Unternehmen. Deregulierung

wird gemeinhin mit Privatisierung gleichgesetzt. Sicher eröffnet auch der

anteilige oder gesamte Verkauf von staatlichen Unternehmensbeteiligungen

ebenso wie die Privatisierung kommunaler Versorgungsaufgaben (Müllab-

fuhr, Energieversorgung, öffentlicher Personennahverkehr) Spielraum

für privatwirtschaftliche Dispositionen. Den eigentlichen Kern des Pro-

blems trifft die Privatisierung jedoch nicht.

153. Bei der Deregulierung geht es nicht - wie vielfach in der Öffent-

lichkeit der Eindruck erweckt wird - um die Schaffung einer völlig regu-

lierungsfreien Wirtschaft. Allgemeine Spielregeln vom Zuschnitt des Bür-

gerlichen Rechts, des Handelsrechts oder des Kartellrechts sind immer

dann ökonomisch sinnvoll, wenn sie die Durchführung von Marktprozes-

sen zu geringstmöglichen Transaktionskosten ermöglichen [Weizsäcker,

1988; Donges 1989]. Das Anliegen einer Deregulierung ist es hingegen,

solche Regeln zu beseitigen, für die erstens keine hinreichende Begrün-

dung geliefert werden kann, die zweitens über das gesamtwirtschaftlich

vertretbare Maß hinausgehen oder die drittens zu einem Bestandsschutz

einzelner Interessengruppen führen. Zu solchen Regeln gehören staatli-

che Marktzutritts- und Marktaustrittsbeschränkungen, Investitions-,

Rentabilitäts- sowie Qualitäts- und Preiskontrollen. In allen westlichen

Industrieländern schränken auf vielfältige Weise gesetzliche Vorschriften

die Gewerbe- und Vertragsfreiheit sowie die Konkurrenz unter Anbietern

in unterschiedlichen Wirtschaftszweigen ein.

Es ist aber nicht nur der Umfang an staatlicher Regulierung, der immer

mehr öffentliche Diskussionen um das Für und Wider solcher Eingriffe

entfacht. Es sind auch die Deregulierungs- und Privatisierungserfahrun-
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gen in mehreren Industriestaaten, die marktlenkende Eingriffe des Staa-

tes grundsätzlich in Frage stellen.

2. Staatliche Regulierungen und Marktversagen: Folgerungen für die

Wirtschaftpolitik

154. Staatliche Eingriffe zugunsten einzelner Unternehmen oder ganzer

Branchen werden häufig mit Marktversagen begründet. Als typische Fälle

von Marktversagen gelten natürliche Monopole, externe Effekte und ru-

inöse Konkurrenz [Sohmen, 1976; Weizsäcker, 1988; Windisch, 1987].

Ein natürliches Monopol liegt dann vor, wenn in einem Markt ein einzel-

ner Anbieter billiger produzieren kann als andere Anbieter. Die Kosten-

funktion eines natürlichen Monopolisten ist also - in der Sprache der

ökonomischen Theorie - subadditiv. In einem solchen Fall ergeben sich

Vorteile bei der Massenproduktion (economies of scale) und bei der Ver-

bundproduktion (economies of scope). Mit staatlicher Regulierung soll

das Verhalten der Monopolisten im Hinblick auf die Gestaltung von Prei-

sen, Lieferkonditionen, Produktionsmenge und Produktqualität kontrol-

liert werden, um zu verhindern, daß diese Renteneinkommen zu Lasten

von Verbrauchern erzielen. Dieses Argument wird vor allem für die Elek-

trizitäts-, Wasser- und Gasversorgung, die Telekommunikation und den

Schienenverkehr ins Feld geführt.

Von externen Effekten ist die Rede, wenn im Gefolge der Produktion und

Konsumtion für Dritte Vorteile oder Nachteile entstehen, die nicht abge-

golten werden. Bei positiven externen Effekten wird eine geringere Gü-

termenge produziert und konsumiert, als es gesamtwirtschaftlich er-

wünscht ist; bei negativen externen Effekten ist es umgekehrt. Die

Schwierigkeit, externe Effekte zu internalisieren - dies gilt insbesondere

dann, wenn einzelne nicht von der Produktion oder dem Konsum ausge-

schlossen werden können (free-rider-problem) -, läßt es gesamtwirt-

schaftlich vorteilhaft erscheinen, einzelne Märkte zu regulieren. In

diesem Zusammenhang sind der Umweltschutz oder die Nutzung erschöpf-

barer Rohstoffe zu nennen.
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Ruinöse Konkurrenz wird in dreifacher Hinsicht diskutiert:

- Bei einer "nichtwettbewerblichen" Marktverdrängungen werden einzelne

Anbieter durch aggressiven Wettbewerb von ihren Konkurrenten aus

dem Markt gedrängt. Gesamtwirtschaftlicher Schaden entsteht in dem

Umfang, wie der "Sieger" aus dem Konkurrenzkampf seine Marktmacht

zu Lasten der Konsumenten in Form überhöhter Preise und schlechte-

rer Leistungen mißbraucht.

- Die Gefahr eines "produktionstechnischen" ruinösen Wettbewerbs kann

in Branchen mit fixkostenintensiver Produktion auftreten, wenn Über-

kapazitäten entstehen. In einer solchen Situation werden konkurrieren-

de Unternehmen die Preise bis auf das Niveau der variablen Stückko-

sten senken. Der gesamtwirtschaftliche Schaden eines solchen Preis-

kampfes wird darin gesehen, daß im Umfang unausgelasteter Kapazitä-

ten Ressourcen gebunden werden, die an anderer Stelle besser einge-

setzt wären. Als Beispiele gelten der Straßengüterverkehr und die

Binnenschiff fahr t.

- Ein "periodisch-ruinöser" Wettbewerb kann in Branchen wie der Ver-

sicherungswirtschaft entstehen, in denen zwischen Vertragsabschluß

und Vertragserfüllung eine relativ lange Zeit vergeht. Es besteht die

Gefahr, daß ein weniger leistungsfähiges Unternehmen einen seriösen

Anbieter durch niedrigere Preise vom Markt drängen kann, lange be-

vor es seine eigene Leistungsfähigkeit unter Beweis stellen muß. Be-

günstigt durch eine asymmetrische Informationsverteilung zwischen

Nachfrager und Anbieter über die Qualität der Dienstleistungen und

Güter, können sich die weniger qualifizierten oder schlechten Unter-

nehmen am Markt halten, die guten werden verdrängt.

155. Zahlreiche Annahmen, die der normativen Theorie der Regulierung

zugrunde liegen, sind unzutreffend [Soltwedel et al. , 1986; Krakowski,

1988]. Viele Marktregulierungen sind allokationstheoretisch nicht be-

gründet, sondern resultieren aus dem Drängen einflußreicher Gruppen

nach einer Beschränkung des Wettbewerbs [Stigler, 1971; Posner, 1974;

Peltzman, 1976; 1989; Windisch, 1987]. Dort, wo Unternehmer und Ar-

beitnehmer übereinstimmende Interessen haben, lohnt es sich für sie,

sich zu organisieren und ihre Forderungen nach staatlicher Protektion

gemeinsam zu artikulieren. Die ökonomische Theorie spricht von einem

politischen Markt, auf dem Interventionsrechte von den Interessengrup-
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pen nachgefragt und von den Politikern angeboten, mithin gehandelt

werden. Insofern gibt es Grund zu der Vermutung, daß in vielen Fällen

staatliche Regulierungen nicht die Antwort auf Marktversagen, sondern

die Ursache dafür sind.

156. Die wissenschaftliche Kritik an staatlichen Regulierungen hat in

zweierlei Hinsicht Einfluß auf den politischen Entscheidungsprozeß ge-

nommen:

- Die Regierungen haben erstens in einigen Ländern veranlaßt, beste-

hende Regulierungen zu lockern oder aufzuheben. Das gilt vor allem

für jene Bereiche, bei denen Marktzutrittsbarrieren mit der Existenz

eines natürlichen Monopols begründet werden. Zu diesen Bereichen ge-

hören in erster Linie die leitungsgebundene Energieversorgung, das

Transportwesen und das Fernmeldewesen bzw. die Telekommunikation.

Dort sind es vor allem technische Entwicklungen, die neuen Anbietern

den Markteintritt lohnend machen - Anbieter, die niedrigere Preise und

besseren Service bieten können als das vom Staat geschützte Monopol.

Nach der Theorie der bestreitbaren Märkte reicht schon die Marktein-

trittsdrohung potentieller Anbieter aus, um einen Monopolisten zu

einem effizienten Marktverhalten zu zwingen [Baumol, 1982].

- Die Regierungen haben zweitens erwogen, anstelle von Geboten und

Verboten andere Formen von Marktregulierungen einzuführen, die im

Hinblick auf ihre Allokationswirkungen vorteilhafter sind. Zu nennen

sind hier neben Steuern und Gebühren private Verfügungs- und Aus-

schlußrechte. Paradebeispiele sind der Umweltschutz und die For-

schungspolitik. Im ersten Fall (bei der Vermeidung negativer externer

Effekte) werden zunehmend Steuern, im zweiten Fall (bei der Kompen-

sation positiver externer Effekte) schon seit langem Subventionen als

Ersatz für eine Steuerung über den Markt eingesetzt. Vor allem beim

Umweltschutz wäre zu prüfen, ob es nicht besser wäre, wenn der

Staat handelbare Verfügungs- und Ausschlußrechte emittieren würde.

In diesem Fall wäre eine marktmäßige Lösung möglich, die Produzenten

externer Effekte würden mit den Besitzern von Verfügungsrechten in

Kompensationsverhandlungen treten. Nach der Theorie der Verfü-

gungsrechte würden dabei die Externalitäten (weitgehend) internalisiert

werden [ Coase, I960].
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II. Deregulierung, Privatisierung und dynamischer Wettbewerb: Erste
Erfahrungen

157. Die Deregulierungsschritte im Wirtschaftsprozeß konzentrieren sich

bislang vornehmlich auf die Bereiche Verkehrswesen mit den Teilmärkten

Luftverkehr, Eisenbahn und Straßengüterverkehr sowie auf die Telekom-

munikation und die leitungsgebundene Energiewirtschaft, insbesondere

die Stromversorgung. Folgende Gründe sind hierfür maßgebend:

- Ohne Ausnahme handelt es sich um Branchen, die für die Entwicklung

einer Volkswirtschaft von elementarer Bedeutung sind: Eisenbahn,

Flugzeug und LKW sind wichtige Bestandteile der Logistikkette von

Unternehmen. Eine wachsende Mobilität der privaten Verbraucher weckt

zudem die Nachfrage nach diesen Verkehrsträgern. Die Produktion und

die Vermarktung von Gütern und Dienstleistungen sind immer mehr mit

einem Informationsaustausch verbunden. Die wachsende Nachfrage nach

Informationen in der Wirtschaft kann nur durch den Einsatz leistungs-

fähiger Telekommunikationsnetze und -einrichtungen gedeckt werden.

Strom ist nicht nur als Produktionsfaktor von Bedeutung; er wird auch

mit wachsendem Lebensstandard und damit veränderten Verbrauchsge-

wohnheiten in hochentwickelten Industriegesellschaften zunehmend von

den Konsumenten nachgefragt.

- Verkehr, Telekommunikation und die leitungsgebundene Stromwirtschaft

galten in der Vergangenheit gemeinhin als die Prototypen regulierungs-

bedürftiger Wirtschaftszweige, die mit Hinweis auf ihre branchenspezi-

fischen Merkmale oder gesamtwirtschaftliche Bedeutung weitreichenden

Schutz vor Konkurrenz genossen. Vor allem das natürliche Monopol

und die ruinöse Konkurrenz waren Standardargumente, mit denen die

marktwirtschaftliche Ausnahmestellung dieser Wirtschaftsbereiche ge-

rechtfertigt wurde. Die Befürworter staatlicher Regulierung sind aber

zunehmend in Beweisnot geraten, seitdem die Praxis für die Funktions-

fähigkeit dieser Märkte immer mehr Nachweise liefert. Vorreiter bei der

Deregulierung und Privatisierung waren die Vereinigten Staaten, das

Vereinigte Königreich und Japan, in Teilmärkten des Verkehrssektors

auch andere Länder Europas.
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1. Entwicklung im Ausland

a. Mehr Wettbewerb auf den Verkehrsmärkten

a. Linienluftverkehr

158. In den Vereinigten Staaten war der nationale Flugverkehr vierzig

Jahre durch Marktzutrittsbeschränkungen und Preiskontrollen reguliert,

bevor der Kongress im Jahre 1978 mit dem Airline Deregulation Act den

Wettbewerb eröffnete [Sichelschmidt, 1984]. Der Markt war bis dahin ge-

kennzeichnet durch eine hohe Marktkonzentration. Von den im Jahre 1938

im ganzen Land operierenden 16 sogenannten "trunk carriers" gab es

1975 noch 10 Gesellschaften, die mehr als 90 vH des Verkehrsaufkommens

auf sich vereinigten [Basedow, 1989]. Neue Unternehmen, die sich um

Flugrechte bewarben, wurden trotz gestiegener Nachfrage nicht zugelas-

sen. Preiswettbewerb war nahezu ausgeschlossen, angeboten wurden nur

Flüge gehobener Qualität im Sinne von Pünktlichkeit und Komfort, jedoch

keine billigen und qualitativ weniger anspruchsvollen Flugverbindungen.

Rentenbestandteile kamen auch den Beschäftigten zugute. Ein Indiz hier-

für ist, daß die Löhne zwischen 40 und 80 vH. höher waren als für ver-

gleichbare Tätigkeiten in anderen Branchen [Bailey et al. , 1985].

159. Die Deregulierung des inländischen amerikanischen Luftverkehrs hat

zu einem vielseitigeren Angebot an Flugleistungen, geringeren Tarifen

und höherer Produktivität der Fluggesellschaften geführt. Die Zahl der

Flugstrecken, die von mehr als einer Gesellschaft bedient werden, nahm

seit 1978 um 55 vH, die der Flugverbindungen in kleinere Städte um

20-30 vH zu, 140 zusätzliche Flughäfen wurden seither an das Flugnetz

angeschlossen [Niskanen, 1988]. Diese Zahlen widerlegen die Befürch-

tung von Deregulierungskritikern, wonach mehr Wettbewerb eine schlech-

tere Versorgung dünnbesiedelter Regionen mit Flugleistungen mit sich

bringt.

160. In den ersten Jahren nach der Deregulierung kam es zu zahlreichen

Neugründungen von Fluggesellschaften. Dem intensiveren Wettbewerb in

unterschiedlichen Marktsegmenten fielen jedoch viele Unternehmen wieder
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zum Opfer, darunter Newcomer ebenso wie ältere Unternehmen. Die

Marktkonzentration im inneramerikanischen Luftverkehr hat sich von 1978

bis 1987 nicht nennenswert verändert. Auch heute noch liegt der Anteil

der sechs führenden Fluggesellschaften bei über 70 vH. Non-stop-Ver-

bindungen zwischen Zentralflughäfen werden nach wie vor meist nur von

ein oder zwei Fluggesellschaften angeboten, für die die jeweilige Stadt

das Zentrum oder der Ausgangspunkt ihres Streckennetzes darstellt. Als

Folge der Deregulierung ist aber vor allem die Konkurrenz im Flugver-

kehr zwischen peripheren Flughäfen deutlich angestiegen [ Dempsey,

Thoms, 1986].

161. Der Wettbewerb führte insgesamt dazu, daß die Passagiere heute um

ein Vielfaches mehr Wahlmöglichkeiten haben, was Abflugzeiten,

Streckenführung, Tarife und Preis/Qualitätsoptionen betrifft. Die Nor-

maltarife im innerstaatlichen Luftlinienverkehr sind nach der Deregulie-

rung zwar um durchschnittlich 10 vH gestiegen, gleichzeitig sind aber

die Preise für Flüge zu Sonderkonditionen um 10-35 vH gesunken [ CEA,

1988; Niskanen, 1988]. Das Fliegen in den Vereinigten Staaten ist also

durch den intensiven Wettbewerb deutlich billiger geworden, vor allem,

wenn man berücksichtigt, daß 90 vH aller Passagiere heute Flüge zu

Sondertarifen buchen; 1976 waren es nur 15 vH. Infolge des Wettbewerbs

paßten sich die Löhne bei den Fluggesellschaften der Entwicklung in an-

deren Branchen an, gleichzeitig stieg die Produktivität der Unternehmen

durch bessere Auslastungsgrade der Maschinen [CEA, 1988]. In der

Presse entsteht, mit Hinweis auf wenige, spektakuläre Flugunfälle, häu-

fig der Eindruck, in den Vereinigten Staaten hätte mehr Wettbewerb im

innerstaatlichen Luftverkehr das Fliegen unsicherer gemacht [ Schwelien,

1989]. Die Praxis bestätigt diese Vermutung nicht. Seit den fünfziger

Jahren sind die Flugunfälle im Verhältnis zu den Gesamtstarts im Linien-

luftverkehr kontinuierlich gesunken [Morrison, Winston, 1989; Niskanen,

1988]. Dieser Trend hat sich nach der Liberalisierung nicht umgekehrt

(Schaubild 22).

162. Durch die hohen Wachstumsraten im Transportaufkommen, die durch

die Deregulierung begünstigt wurden, stieß der inneramerikanische Luft-

verkehr jedoch schnell an die Kapazitätsgrenzen, die durch die Infra-

struktur von Flughäfen und Flugsicherung bestimmt sind [ Morrison,
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Schaubild 22 - Zahl der Unfälle im amerikanischen Luftverkehr 1955-1987
(a)

2 .2

Zeitpunkt der
Deregulierung

Unfälle insgesamt
(linke Skala)

Unfälle mit
Todesfolge
(rechte Skala

1955 1960 1965 197O 1975 198O 1985

(a) Pro 100000 Starts.

Quelle: CEA [1988].

Winston, 1989]. Flugverspätungen waren für die Passagiere die sichtbare

Folge. Seit Mitte der achtziger Jahre wird daher versucht, die Überla-

stung der Flughäfen und des Luftraums insbesondere durch den Handel

von Start- und Landerechten (slots), tageszeitabhängige Start- und Lan-

degebühren und durch organisatorische Änderungen bei der Flugsiche-

rung zu beheben [CEA, 1988].

163. Das Beispiel der Deregulierung des Luftverkehrs in den Vereinigten

Staaten fand bislang in Europa nur im Vereinigten Königreich Nachah-

mung [Basedow, 1989]. Seit Beginn der achtziger Jahre ist dort der in-

ländische Luftverkehr weitgehend liberalisiert. Die Aufsichtsbehörde er-

teilt seither auch Genehmigungen für solche Flugstrecken, die bereits

von anderen Gesellschaften bedient werden. Die Preisbildung ist im we-

sentlichen den Marktkräften überlassen. Die britischen Erfahrungen las-

sen zwar bislang keine abschließende Bewertung der Liberalisierungsmaß-

nahmen zu. Das bessere Angebot, die niedrigeren Preise auf den Haupt-

strecken und die Marktanteilsverluste der vormals einzigen Liniengesell-
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schaft zugunsten neuer Anbieter deuten jedoch darauf hin, daß der

Wettbewerb funktioniert.

ß. Eisenbahnverkehr

164. Im Gegensatz zu den meisten anderen Industrieländern werden in

den Vereinigten Staaten Eisenbahnen nicht vom Staat, sondern von pri-

vaten Unternehmen betrieben. Dort hat die Eisenbahn vor allem für den

Güterverkehr Bedeutung, weniger für den Personenverkehr. Wie in an-

deren Ländern gab es aber bis Mitte der siebziger Jahre eine umfang-

reiche Marktregulierung mit Preis-, Markteintritts- und Marktaustritts-

kontrollen [ Laaser, 1986]. Nahezu zeitgleich mit der Öffnung der Luft-

verkehrsmärkte wurde in den Vereinigten Staaten auch der Schienenver-

kehr liberalisiert [Basedow, 19891. Die Deregulierung wurde vor allem

wegen der zunehmend schlechten Qualität der Transportleistungen und

der mangelnden Rentabilität der Eisenbahngesellschaften beschleunigt.

Als wesentliche Maßnahme der Liberalisierung wurde die Tarifaufsicht ge-

lockert. Auf konkurrierenden Strecken besteht, von Ausnahmen abgese-

hen, seither für die Eisenbahngesellschaften freier Preiswettbewerb.

165. Mit der Liberalisierung konnten die privaten Eisenbahngesellschaften

ihren unternehmerischen Handlungsspielraum deutlich erweitern. In die-

ser Flexibilität liegt vermutlich der Grund, warum der Schienenverkehr

seinen Anteil am gesamten Verkehrsaufkommen in den Vereinigten Staaten

seit 1980 halten und auf Teilmärkten, wie dem Transport von Containern,

sogar steigern konnte [Wilner, 1988]. Investitionen in Schienennetze, Lo-

komotiven und Waggons führten nicht nur zu einer Beschleunigung der

Eisenbahntransporte und zu einer Verbesserung des Service. Auch die

Eisenbahnunfälle und Schadenersatzleistungen für Frachtverluste und

Frachtbeschädigungen nahmen ab [ ibid. ].

Die Deregulierung hat nicht verhindert, daß sich das inneramerikanische

Schienennetz aus Kostengründen verkleinert hat. Die Lockerung der Re-

gulierungsvorschriften hat aber gleichzeitig dazu geführt, daß mehrere

Nebenbahnen und -strecken neue Eigentümer gefunden haben. Seit 1980

sind allein 140 neue Betreibergesellschaften für lokale oder regionale

Netze gegründet worden.
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166. Auch in Japan wurde das Eisenbahnwesen reformiert. Im Jahre 1987

wurde die staatliche Eisenbahngesellschaft Japan National Railway Cor-

poration (JNR) privatisiert [Kobayashi, 1987]. Anlaß für diesen Schritt

war die anhaltende Finanzmisere dieses Unternehmens und die damit ver-

bundene Belastung für den Staatshaushalt. Die katastrophale Finanzlage

wurde zurückgeführt auf übermäßige Schuldenakkumulation, Defizite auf

lokalen Strecken und im Gütertransport sowie auf ständig steigende Per-

sonalkosten im Vergleich zur Entwicklung der Arbeitsproduktivität - eine

Situation, die auch hierzulande auf die Deutsche Bundesbahn zutrifft.

Befürworter einer Privatisierung orientierten sich in ihren Vorstellungen

an den privaten Eisenbahngesellschaften, die schon vor 1987 größtenteils

lokale Strecken betrieben und bis heute in der Mehrzahl sehr rentabel

sind. Kern der Reform der Privatisierung war eine Aufspaltung der JNR

in sechs regionale Eisenbahngesellschaften zur Personenbeförderung so-

wie ein landesweit operierendes Gütertransportunternehmen. Schon ein

Jahr nach der Eisenbahnreform erzielten die sieben Unternehmen, denen

heute auch weite Teile des Schienennetzes gehören, einen Überschuß,

und dies sogar unter Verzicht auf Fahrpreiserhöhungen [ FAZ, 08.04.

1988].

r. Straßengüterverkehr

167. In den meisten Ländern wird zum Schutz des Schienenverkehrs der

Straßengüterverkehr bislang durch Kapazitäts- und Preisbeschränkungen

streng reguliert. Immer mehr setzt sich aber die Auffassung durch, daß

die staatliche Vergabe von Transportkonzessionen und die Preiskontrollen

der Branche der Volkswirtschaft als Ganzes schaden. Langjährige Erfah-

rungen mit einer Liberalisierung des Straßengüterverkehrs stammen vor

allem aus Kanada, Australien, den Vereinigten Staaten, dem Vereinigten

Königreich und der Schweiz [Laaser, 1986]. Seit Mitte der achtziger Jah-

re werden auch in Frankreich und den Niederlanden die Voraussetzungen

für mehr Wettbewerb auf diesem Verkehrsmarkt geschaffen [ Basedow,

1989].

168. In den Vereinigten Staaten begann die Liberalisierung des Straßen-

güterverkehrs ab 1975 mit einer Aufhebung der objektiven Marktzutritts -

schranken. Die Vergabe von Konzessionen ist seither nicht mehr an den
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Nachweis eines Verkehrsbedürfnisses gebunden, sondern nur noch an die

persönliche Eignung der Bewerber. Die zweite wichtige Neuerung betrifft

die Frachtratenbildung. Gegenüber früheren Jahren haben die Unterneh-

men einen größeren Verhandlungsspielraum bei der Preisgestaltung. Der

Einfluß der zuständigen Regulierungsbehörde wurde zum Teil einge-

schränkt, und in einigen Marktsegmenten können die Frachttarife heute

frei ausgehandelt werden. Im Zeitraum von zehn Jahren nach der Libera-

lisierung sind die Frachtraten um 12-25 vH gesunken [Laaser, 1986].

Gleichzeitig stieg die Qualität der Transportleistungen im gewerblichen

Straßengüterverkehr. Dessen Anteil am gesamten Verkehrsaufkommen hat

sich seit der Deregulierung nicht nennenswert verändert, er liegt nach

wie vor bei rund 44 vH [Basedow, 1989]. Der wachsenden Leistungsfä-

higkeit des gewerblichen Straßengüterverkehrsgewerbes ist es zuzu-

schreiben, daß der Anteil des Werkverkehrs am Verkehrsaufkommen seit

1980 nahezu unverändert ist, während er in den Jahren zuvor ein deut-

liches Wachstum verzeichnete [Hörn et al. , 1988; Basedow, 1989]. Die

Deregulierung hat auch bewirkt, daß von 1980 bis 1986 die Zahl der im

Fernverkehr konzessionierten Unternehmen von 18000 auf über 30000 zu-

genommen hat. Entgegen den Befürchtungen von Kritikern der Deregu-

lierung hat der intensivere Wettbewerb nicht zu einer Verschlechterung,

sondern im Gegenteil zu einer Verbesserung der Verkehrsanbindung klei-

nerer Gemeinden und dünnbesiedelter Regionen geführt.

169. Im Vereinigten Königreich wurde schon 1962 die Tariffreiheit einge-

führt. Ende der sechziger Jahre wurde auf eine quantitative Regulierung

der Kontingente verzichtet [Laaser, 1986]. Seither ist der Anteil der

Straßentransporte am gesamten Binnengüterverkehrsaufkommen gestiegen.

Der intensivere Wettbewerb zwang die Unternehmen zu Kostensenkungen.

Bis zum Jahre 1986 sind 3000 neue Transportunternehmen in den Markt

eingetreten, bei wenigen konkursbedingten Marktaustritten. Dies wider-

legt die Befürchtung von Deregulierungskritikern, Wettbewerb führe zu

ruinöser Konkurrenz. In der Schweiz, dem anderen Land in Europa mit

einem vergleichsweise offenen Güterverkehrsmarkt, sind die Erfahrungen

ähnlich positiv.

In Australien und Kanada gibt es in den einzelnen Provinzen Regulie-

rungssysteme mit unterschiedlichen Marktzugangs- und Preiskontrollen.
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Der Vergleich zeigt, daß sich Unternehmen dort, wo Wettbewerb

herrscht, flexibel auf Kundenwünsche einstellen. Außerdem sind auf de-

regulierten Märkten die Frachttarife tendenziell niedriger als auf Märkten

mit Zugangsbeschränkungen.

b. Marktöffnung im Telekommunikationssektor

170. Mit Beharrlichkeit wird in der Öffentlichkeit der Eindruck erweckt,

beim Fernmeldewesen handele es sich um ein natürliches Monopol, welches

staatlich reguliert werden müsse. In den meisten Ländern werden daher

noch heute der Netzbetrieb, die Bereitstellung von unterschiedlichen

Post- und Fernmeldediensten sowie das Angebot der zur Kommunikation

nötigen Endeinrichtungen von staatlichen Postverwaltungen selbst oder

von privaten Unternehmen durchgeführt, die unter staatlicher Aufsicht

stehen. In der Mehrzahl der Fälle ist ein Wettbewerb seitens anderer Un-

ternehmen dann ausgeschlossen.

171. Vorreiter bei der Deregulierung waren einmal mehr die Vereinigten

Staaten. Bis in die fünfziger Jahre war es das Ziel der amerikanischen

nationalen und bundesstaatlichen Regulierungsbehörden, das Verhalten

der lizensierten und vor Wettbewerb geschützten privaten lokalen, regio-

nalen und überregionalen Fernmeldegesellschaften zu kontrollieren, um

einen Mißbrauch zu Lasten der Konsumenten auszuschließen. Zum Teil

historisch bedingt dominierte lange Zeit der Telefonkonzern American

Telephone & Telegraph (AT&T) mit seinen Tochtergesellschaften den

amerikanischen Telekommunikationsmarkt. Die Marktkonzentration hatte

zur Folge, daß sich sowohl im Netz- und Vermittlungsbereich als auch

bei den Endgeräten eine Einheitstechnik durchsetzte. Diese begünstigte

zwar zu Beginn die Verbreitung des Telefons als neues, landesweites

Kommunikationsmittel. Auf die Dauer entwickelte sich daraus aber ein In-

novationshemmnis, weil Unternehmen mit anderen Produktvorstellungen

keine Marktzutrittschancen erhielten [Hörn et al . , 1988]. Die Fortschritte

in der Mikroelektronik und Nachrichtentechnik führten zu neuen Kommu-

nikationsmöglichkeiten wie Satellitenfunk oder Richtfunk, die kostengün-

stige Alternativen zu traditionellen Übertragungsmethoden darstellten,

von AT&T als Marktführer aber nur zögernd oder gar nicht eingesetzt
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wurden. Immer häufiger wurden daher Zweifel an der Führungsrolle von

AT&T bei der Entwicklung von Fernmeldediensten und -einrichtungen

laut. Kritisiert wurde auch zunehmend die Preispolitik von AT&T. Die

Fernmeldetarife orientierten sich - teils mit Billigung der Aufsichtsbehör-

den - immer weniger an den tatsächlichen Kosten, führten dadurch zu

einer internen Subventionierung des lokalen Verkehrs durch den Fern-

verkehr und belasteten vor allem die Großkunden.

172. Die wachsende Verärgerung der Kunden über die schlechte Qualität

und die hohen Preise für Fernmeldedienste und -einrichtungen förderte

die Diskussion um mehr Wettbewerb. Ein Umdenken der Regulierungsbe-

hörden, deren Kontrollen mit der technischen Entwicklung kaum Schritt

halten konnten, sowie die strikte Anwendung des Kartellrechts durch die

Gerichte verhalfen der Deregulierung schließlich zum Durchbruch. Mar-

kante Deregulierungsmaßnahmen waren die "Carterphone" -Entscheidung

(1968), mit der der Anschluß privater Zusatzgeräte an das öffentliche

Fernmeldenetz erlaubt wurde, die Zulassung von Wiederverkauf und ge-

meinsamer Nutzung von gemieteten Fernmeldeleitungen (1977) oder die

drei "Computer-Inquiry" -Entscheidungen (1980-1985), mit denen der

Wettbewerb unter verschiedenen Netzbetreibern und Anbietern von Fern-

meldediensten geregelt wurde. Im Herbst 1983 wurde der marktbeherr-

schende Konzern AT&T in mehrere Unternehmen mit unterschiedlichen

Aufgaben aufgeteilt mit dem Ziel, den Wettbewerb im Netzbereich zusätz-

lich zu fördern.

173. Mehr Konkurrenz auf den Endgerätemärkten führte sowohl zu einem

größeren Produktspektrum als auch zu neuen Leistungsmerkmalen und

sinkenden Preisen angebotener Endeinrichtungen. Die von den Fernmel-

degesellschaften zuvor befürchteten Netzschäden durch minderwertige

Geräte traten nicht ein. Dafür sorgte ein Zulassungsverfahren der Re-

gierungsbehörde, welches einfach war und Innovationen nicht beeinträch-

tigte. Die Anbieterstruktur veränderte sich als Folge der Marktöffnung

deutlich: Im Jahre 1984 verkauften bereits rund 2000 Unternehmen End-

geräte, darunter waren Firmen und Produkte aus dem Ausland. AT&T

hatte im Jahre 1970 (vor der Deregulierung) einen Marktanteil von über

80 vH auf dem Endgerätemarkt, gemessen an den neuinstallierten Neben-
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stellenanlagen; im Jahre 1987 waren es trotz einer Änderung der Preis-

und Produktpolitik nur noch 19 vH [McKinsey, 1987].

174. Die Preise im Telefonfernverkehr sanken in den ersten vier Jahren

nach der Entflechtung (1983-1987) von AT&T als Folge intensiveren Wett-

bewerbs um durchschnittlich 12 vH [Crandall, 1987]. Die Preise für

Orts- und Nahgespräche sowie die Grundgebühren stiegen zum Teil be-

trächtlich an, weil die Netzbetreibergesellschaften durch den Wettbewerb

keine Quersubventionierung mehr vornehmen konnten. Die Verteuerungen

betrugen zwischen 35 und 50 vH [Hörn et al. , 1988]. Nutzen aus der

Deregulierung haben vornehmlich die kommerziellen Kunden gezogen; die

Belastungen für die privaten Haushalte hielten sich gleichwohl in Gren-

zen. McKinsey [ 1987] ermittelte für die Telefonrechnung eines durch-

schnittlichen Haushalts z. B. Preiserhöhungen um 3 vH. Abweichungen

hiervon entstehen durch den unterschiedlichen Anteil von Fern-, Orts-

und Nahgesprächen.

Über 200 Unternehmen bieten heute in den Vereinigten Staaten Telefon-

fernverkehr und Datendienstleistungen zu deutlich niedrigeren Preisen

als AT&T an. Neue Wettbewerber konnten seit der Öffnung der Märkte

kontinuierlich ihren Marktanteil an den Telefonumsätzen ausbauen, insge-

samt von 5 vH (1982) auf über 10 vH (1984). Im Geschäft mit Großkun-

den stieg der Anteil zwischen 1978 und 1984 sogar von 5 vH auf etwa

35 vH [Hörn et al. , 1988].

Direkte Folge des intensiveren Wettbewerbs im Netzbereich war auch das

wachsende Angebot innovativer Dienstleistungen wie Mehrwertdienste,

BTX, elektronische Post oder Datenübertragungsdienste unterschiedlicher

Geschwindigkeit und Transportleistung. Die Bedeutung dieser Dienste

wird in Zukunft weiter zunehmen, je mehr Computer in Unternehmen und

Haushalten Verwendung finden.

175. Das Vereinigte Königreich hat bislang als einziges europäisches

Land eine Reform des Telekommunikationssektors realisiert, die sich an

der der Vereinigten Staaten messen kann. Die Erfahrungen mit dem

schlechten Service der staatlichen Telefongesellschaft British Telecom

(BT) und die Sorge der britischen Regierung, notwendige Investitionen



126

im Telekommunikationssektor nicht mehr finanzieren zu können, führten

im Jahre 1984 zur Privatisierung von BT [Busch, 1988]. Schon drei Jah-

re zuvor waren die Telekommunikationsmärkte für den Wettbewerb geöff-

net worden. Mercury, eine Tochtergesellschaft von Cable & Wireless, er-

hielt neben BT die Erlaubnis, ein eigenes Kommunikationsnetz für Dien-

ste der Sprach- und Datenkommunikation zu betreiben. Die Preise im

Fernverkehr sind als Folge des Wettbewerbs seither um bis zu 20 vH ge-

sunken, im Orts- und Nahbereich hingegen erwartungsgemäß gestiegen.

Die Warteliste für Telefonneuanschlüsse betrug 1980 rund 260000 Anträ-

ge. Sie wurde inzwischen nahezu abgebaut. _Bis heute sind über 800 An-

bieter von Mehrwertdiensten zugelassen worden. Hierzu gehören z. B.

Datenbankdienste, elektronische Post, Bildschirmtext, Datenverarbei-

tungsdienste. Am Markt für Telekommunikationsendgeräte zeigten sich die

Erfolge der Deregulierung schon nach wenigen Jahren. Die Preise sanken

deutlich. Die Produkt Vielfalt nahm zu [Weizsäcker, 1987].

176. In Japan war bis 1985 das Fernmeldewesen durch ein staatliches Mo-

nopol geprägt. Nippon Telephone and Telegraph (NTT) wickelte den

Fernsprech- und Fernschreibverkehr im Inland ab, während das interna-

tionale Fernmeldegeschäft der Gesellschaft Kokushai Denshin Denwa

(KDD) vorbehalten war. Die schlechte Qualität und die hohen Gebühren

von NTT wurden zunehmend beklagt. Dies beschleunigte die Deregulie-

rung. Seit 1985 gibt es nunmehr zwei Kategorien von Fernmeldeunterneh-

men. Unter Kategorie I fallen Firmen, die selbst Nachrichtenübermitt-

lungssysteme betreiben. Sie bedürfen der staatlichen Genehmigung und

unterliegen der Preisaufsicht. Kategorie II umfaßt alle Anbieter von Kom-

munikationsdiensten auf gemieteten Fernmeldeleitungen, die nur einer Re-

gistrierungspflicht unterliegen. Über 200 Unternehmen der Kategorie II

haben bereits ihren Betrieb aufgenommen, darunter sechs Gesellschaften

mit einem landesweiten Angebot von Datendiensten. Fünf Unternehmen

haben die Zulassung als Netzbetreiber (Kategorie I) erhalten. Unmittel-

bare Folge der Marktöffnung waren Preissenkungen bis zu 25 vH im

Fernverkehr. Zur Liberalisierung des japanischen Telekommunikationssek-

tors gehörte auch die Beseitigung sämtlicher Zutrittsbeschränkungen auf

den Endgerätemärkten, die zu einer deutlichen Ausweitung des Angebots

und zu Preissenkungen führte [Soltwedel et al. , 1986; Neumann, 1987;

Weizsäcker, 1987; Kobayashi, 1987].



127

177. Die Erfahrungen mit der Liberalisierung des Telekommunikationssek-

tors in den Vereinigten Staaten, Japan und dem Vereinigten Königreich

haben die Erwartungen von Deregulierungsbefürwortern im großen und

ganzen bestätigt. In allen drei Ländern blieben aber auch Fragen offen.

Dazu gehört die weiterhin bestehende Regulierung des lokalen Telefonbe-

triebs und ihre Auswirkungen auf Marktstruktur und Wettbewerb in den

liberalisierten Marktsegmenten. Geklärt werden muß insbesondere, zu

welchen Gebühren (access charges) und Bedingungen Anbieter von Fern-

meldediensten und Betreiber von Fernverkehrsnetzen Zugang zu lokalen

Netzen erhalten. Offen ist auch noch, wie verhindert werden kann, daß

die früheren Monopolunternehmen ihre noch heute in Teilbereichen domi-

nante Marktposition zu Lasten neuer Unternehmen mißbrauchen.

c. Ansätze zur Deregulierung in der Elektrizitätswirtschaft

178. In nahezu allen Industrieländern ist die Elektrizitäts wir tschaft eben-

so wie die anderen leitungsgebundenen Versorgungsbereiche (Wasser-

und Gaswirtschaft) staatlich reguliert. Teils sind die Elektrizitätsversor-

gungsunternehmen (EVU) verstaatlicht (wie in Frankreich oder in Ita-

lien), teils handelt es sich um eine Kombination von privaten und staat-

lichen Unternehmen (Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten, Bundes-

republik). Private EVU unterliegen in der Regel einer staatlichen Preis-,

Qualitäts- und Investitionskontrolle. Gemeinsames Merkmal beider Varian-

ten ist das System der geschlossenen Versorgungsgebiete. Es werden so-

genannte Demarkations-, Verbund-, und Konzessionsvereinbarungen zwi-

schen Kraftwerksbetreiber, Verteiler und Gemeinden getroffen mit dem

Ziel, Wettbewerb zwischen Stromversorgungsunternehmen auf der lokalen,

regionalen und überregionalen Ebene auszuschließen.

Das System der geschlossenen Versorgungsgebiete hat einerseits zur

Konsequenz, daß Endverbraucher nur vom ortsansässigen EVU mit Strom

versorgt werden können. Andererseits werden Unternehmen der industri-

ellen Kraftwirtschaft, die Strom als Nebenprodukt erzeugen, aber über

keine eigenen Stromleitungen verfügen, an der Versorgung Dritter ge-

hindert. Denn aufgrund der Gebietsabsprachen haben sie kein Recht auf

Einspeisung in das öffentliche Netz.
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179. Die staatliche Regulierung der Stromversorgung stößt auf immer

mehr Kritik aus Reihen der Wissenschaft, der Politik, der Verbraucher

und aus Teilen der Stromwirtschaft. Es werden Zweifel an der Stichhal-

tigkeit der Regulierungsargumente angemeldet. Kontrovers diskutiert

wird, ob der gegenwärtige Ordnungsrahmen, dem die Stromwirtschaft

unterliegt, eine billige, im Sinne der Versorgungssicherheit leistungs-

fähige, umweltschonende und sparsame Versorgung mit Strom gewährlei-

stet. Von den Vereinigten Staaten und dem Vereinigten Königreich abge-

sehen, die bereits erste Erfahrungen mit einer Reform des Regulierungs-

systems in der Stromwirtschaft gemacht haben, sind allerdings die Über-

legungen in den anderen Ländern über das Planung s Stadium bislang

kaum hinausgekommen.

180. Die seit 1947 verstaatlichte Elektrizitätswirtschaft im Vereinigten

Königreich gliedert sich in folgende Bereiche: In Schottland gibt es zwei

EVU, die sowohl Strom erzeugen als auch an die Verbraucher weiterver-

teilen. In England und Wales ist der Central Electricity Generating Board

(CEGB) für die Stromerzeugung und den überregionalen Stromtransport

verantwortlich, die zwölf Electricity Area Boards (EAB) verkaufen den

Strom über eigene Netze in ihren Versorgungsgebieten an die Endver-

braucher.

Anfang der achtziger Jahre kam es zu Kurskorrekturen in der britischen

Strompolitik. Der Energy Act von 1983 sieht im einzelnen vor, private

EVU zuzulassen und das Monopol der EAB abzuschaffen. Er verpflichtet

die EAB, Strom von privaten Stromerzeugern abzunehmen, soweit keine

technischen Gründe dagegen sprechen. Bislang konnte eine Einspeisung

freiwillig vereinbart werden, ein Rechtsanspruch bestand jedoch nicht.

Der Energy Act räumt auch ein allgemeines Durchleitungsrecht ein, nach

dem private Stromerzeuger elektrische Energie aus eigenen Anlagen

durch das öffentliche Netz an Dritte liefern können. Einspeisungs- und

Durchleitungstarife, die bislang verdeckt ausgehandelt wurden, müssen

neuerdings transparent gemacht und veröffentlicht werden. Einspei-

sungspreise müssen sich an den bei Fremdbezug oder Eigener zeug ung

entstandenen Stromkosten der EAB orientieren. Durchleitungstarife sollen

an den Aufwendungen für diese Transportdienstleistung des Netzbetrei-
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bers bemessen werden. Fällt der durchleitende private Stromerzeuger

aus, dann muß das zuständige EAB im Rahmen seiner weiterhin beste-

henden Versorgungspflicht Strom an dessen Kunden liefern.

Der Energy Act hat das Ziel, den Wettbewerb in der bis dahin monopoli-

sierten Stromwirtschaft zu fördern, ohne daß ein Verkauf staatlicher Un-

ternehmen an private Interessenten vorgesehen ist. Ziel ist es vielmehr,

durch Deregulierung den Strommarkt für private Unternehmen zu öffnen.

Es wird also keine Eigentumsprivatisierung, sondern eine implizite Priva-

tisierung angestrebt [Windisch, 1987].

181. Die Zulassung von privaten EVU im Rahmen des Energy Act hat

bislang die Monopolstruktur, vor allem im Leitungsbereich, nicht grund-

legend geändert. Die hohen Investitionskosten halten bislang Unterneh-

men vom Bau eigener Stromnetze parallel zu denen etablierter Unterneh-

men ab. Auch in bezug auf die Einspeisung und Durchleitung von Strom

in beziehungsweise durch das öffentliche Netz sind die Erfahrungen ähn-

lich. Dies ist darauf zurückzuführen, daß die EAB weiterhin bei der

Stromversorgung Schlüsselfunktionen besitzen: Da die EAB die Tarife für

die Stromeinspeisung und Durchleitung selbst bestimmen können, haben

sie nach wie vor entscheidenden Einfluß auf die Eintrittsbedingungen der

potentiellen Konkurrenten. Da die Tarife bislang nicht langfristig verein-

bart werden, fehlt den privaten EVU Sicherheit bei der Kalkulation von

Investitionen. Weitere Wettbewerbsvorteile haben die staatlichen EVU da-

durch, daß sie im Gegensatz zu privaten Unternehmen keinem Konkursri-

siko unterliegen. Sie können daher durch nicht kostendeckende Tarife

die Entscheidung von Großkunden beeinflussen, anstelle einer eigenen

Produktion Strom von staatlichen Unternehmen zu beziehen. Auf diese

Weise wird der Kreis potentieller Konkurrenten klein gehalten.

Da die bisherigen Maßnahmen zu kurz griffen, wird über weitere Struk-

turveränderungen nachgedacht. Die Vorschläge reichen von einer Teilung

des CEGB, dem bislang das Stromerzeugungsmonopol innerhalb der staat-

lichen Unternehmen zusteht, in zwei unabhängige Kraftwerksbetreiber,

bis hin zu einer Eigentumsprivatisierung der gesamten öffentlichen

Stromversorgung [ IWG 1986; Hermann, 1988],
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182. In den Vereinigten Staaten ist die Stromwirtschaft nur zum Teil in

staatlicher Hand. Die Art der Regulierung, die Eigentumsverhältnisse

und die Marktstruktur sind eher mit der Situation in der Bundesrepublik

vergleichbar, auch wenn hierzulande die Unternehmenskonzentration aus-

geprägter ist. Die Regulierung der amerikanischen Stromwirtschaft ist im

wesentlichen Angelegenheit der einzelnen Bundesstaaten, allerdings ist

durch Gesetzesnovellierung in den letzen Jahren der Einfluß der Bundes-

behörde ausgeweitet worden. Reguliert werden allein private EVU. Die

zur Regulierung eingesetzten Kommissionen genehmigen die Inbetriebnah-

me und Erweiterung von Stromerzeugungs-, -transport- und -Verteilka-

pazitäten. Sie entscheiden über Eigentumsübertragungen der EVU und

kontrollieren deren Finanzierung. Sie entscheiden ferner über die Verän-

derung von Versorgungsgebieten und legen die Bedingungen für die Ein-

speisung und Durchleitung von Strom aus fremden Versorgungsgebieten

in beziehungsweise durch lokale Versorgungsnetze fest. Schließlich kon-

trollieren sie Niveau und Struktur der Stromtarife und die Rendite der

EVU.

183. Wichtige Veränderungen im Regulierungskonzept wurden mit dem

Public Utility Regulatory Policies Act (PURPA) von 1978 eingeführt

[ Joskow, 1989]. Vor dem Hintergrund der Energiekrise Anfang der sieb-

ziger Jahre war es das Ziel dieses Gesetzes, zur Energieeinsparung und

zum effizienten Ressourceneinsatz in der Stromversorgung beizutragen.

Eine Deregulierung der amerikanischen Stromwirtschaft stand dabei nicht

im Vordergrund. Durch Regelungen über die Einspeisung fremder Strom-

erzeuger in bestehende Versorgungsnetze, mit denen der Betrieb von

Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen und Kleinkraftwerken gefördert werden

sollte, sowie durch neue, näher definierte Durchleitungsbestimmungen

erhielt das Reformgesetz im Grundsatz jedoch auch wettbewerbsfördernde

Elemente.

Seither sind unter bestimmten Voraussetzungen Unternehmen, die im Rah-

men anderer Herstellungsprozesse Strom als Nebenprodukt erzeugen,

oder Betreiber von Kleinkraftwerken berechtigt, elektrische Energie in

das öffentliche Netz gegen eine Gebühr einzuspeisen. Die EVU sind zur

Abnahme dieses Stroms verpflichtet, wenn die dadurch entstehenden Zu-
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Satzkosten niedriger sind als bei Eigener zeug ung und bei Bezug von an-

deren EVU. Zusätzlich kann die zuständige Bundesbehörde auf Antrag

die Durchleitung von Stromlieferungen zwischen Unternehmen anordnen,

deren Netze keine unmittelbare Verbindung aufweisen. Voraussetzung da-

für ist, daß diese gebietsübergreifende Stromlieferung wesentlich zur

Energieeinsparung beiträgt oder die Versorgungssicherheit verbessert.

Damit ist aber weder die Durchleitung zum Endverbraucher noch ein all-

gemeines gesetzliches Durchleitungsrecht verbunden, wie es vor allem

von der industriellen Kraftwirtschaft gefordert wird.

184. Nach Inkrafttreten des PURPA ist sowohl die Zahl der Kraft-Wärme-

Kopplungsanlagen und der Kleinkraftwerke als auch die daraus produ-

zierte Strommenge gestiegen. Da seit 1978 aber auch Subventionen zur

Förderung dieser Anlagen gezahlt worden sind, ist ungeklärt, welchen

Beitrag die Deregulierung zu dieser Entwicklung geleistet hat. Stromaus-

tausch zwischen EVU und die Stromdurchleitung durch verschiedene Ver-

sorgungsgebiete haben in den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen.

Von 1976 bis 1985 ist die Zahl der Vereinbarungen über solche Trans-

portdienstleistungen zwischen EVU unterschiedlicher Versorgungsgebiete

um 650 auf knapp 1400 gestiegen. Da ein solcher Stromaustausch auf

freiwilliger Basis stattfand, ist zu vermuten, daß es sich für die betei-

ligten EVU um eine ebenso lohnenswerte wie für die Stromversorgung ef-

fizienzsteigernde Kooperation handelt. Von dem Recht, derartige Trans-

aktionen anzuordnen, mußten die staatlichen Regulierungskommissionen

daher kaum Gebrauch machen.

Neben den genannten Maßnahmen sah der PURPA auch Rahmenbestimmun-

gen für eine Neuformulierung der Stromtarifstrukturen in den einzelnen

Bundesstaaten vor. Danach sollten sich die Strompreise vor allem stärker

als bisher am Lastverlauf der Kraftwerke und damit an den Grenzkosten

der Stromerzeugung orientieren. Es gibt Hinweise darauf, daß die Ein-

führung solcher grenzkostenorientierten Stromtarife, die bislang von

knapp 40 Bundesstaaten übernommen worden sind, vor allem bei Groß-

kunden zu tages- und jahreszeitlichen Lastverschiebungen geführt und

damit einen Beitrag zur effizienteren Energieversorgung geleistet hat

[Hörn et al. , 1988].
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185. Anknüpfend an die Maßnahmen im Rahmen des PURPA ist eine Kor-

rektur der gegenwärtigen Genehmigungspolitik im Bereich des langfristi-

gen Stromaustausches und der kurzfristigen Lieferverträge zwischen den

Stromversorgungsunternehmen geplant. Neben zusätzlichen Anreizmecha-

nismen im Bereich der Tarifgestaltung, mit denen der Stromhandel für

Unternehmen attraktiver werden soll, wird überlegt, Spotmärkte einzu-

richten, über die der kurzfristige Stromaustausch abgewickelt wird. Dis-

kutiert werden auch Maßnahmen, den Wettbewerb durch Öffnung der

Strommärkte über das bisherige Maß hinaus zu fördern. Im Vordergrund

steht dabei der Vorschlag, die bislang vertikal integrierten Stromversor-

gungsunternehmen aufzubrechen und mehr Wettbewerb bei der Stromer-

zeugung über den bislang zwischen den EVU und den qualifizierten

Netzeinspeisern bestehenden Umfang hinaus zu ermöglichen [ Braun,

1989]. Hierzu sollen unabhängige Stromerzeuger (Independent Power Pro-

ducer (IPP)) zugelassen werden, die gemeinsam mit den Betreibern

qualifizierter Anlagen in Wettbewerb um die Einspeisung von Strom in die

Netze der EVU treten. Dabei soll ein wettbewerbliches Ausschreibungs-

verfahren (bidding) eingerichtet werden, dessen Zweck es ist, festzule-

gen, welche Leistungsentgelte die einspeisenden Unternehmen erhalten.

Die Teilnehmer am Ausschreibungsverfahren würden sich um die Bereit-

stellung der Stromleistung bewerben. Dabei erhielte derjenige den Zu-

schlag, der das günstigste Angebot unterbreitet.

Ein wesentlicher Vorteil dieses Verfahrens besteht darin, daß festgestellt

werden kann, welche alternativen Stromerzeugungsmöglichkeiten existie-

ren und welche Effizienzgewinne zu erzielen sind. Auf diese Weise kön-

nen neue potentielle Stromerzeuger ausgemacht werden, denn alle Inter-

essenten können sich bewerben. Außerdem würde sich anhand eines sol-

chen Verfahrens zeigen, ob die EVU tatsächlich den Spielraum für Ko-

stensenkungen vollständig ausschöpfen. In der Vergangenheit hatten die

einzelstaatlichen Regulierungskommissionen wiederholt Schwierigkeiten,

dies festzustellen [Schulz, 1988]. Mit wettbewerblichen Ausschreibungs-

verfahren haben bereits fünf Einzelstaaten begonnen. In fünfzehn Staa-

ten werden ähnliche Verfahren praktiziert.

186. Bei der Durchleitung von Strom sollen in Zukunft stärker als bisher

freiwillige Verträge zwischen Stromversorgungsunternehmen genehmigt
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werden, deren Preise sich an den Grenzkosten oder an den beim Bezugs-

unternehmen eingesparten Kosten orientieren oder die durch Versteige-

rung von Transportkapazitäten festgelegt werden. Bislang werden die

Tarife für die zwischen den EVU abgeschlossenen Lieferverträge in der

Regel auf Grundlage der durchschnittlichen Vollkosten, unabhängig von

der Auslastung der Stromnetze, berechnet. Auch im Hinblick auf langfri-

stige Lieferverträge zwischen Kraftwerksbetreibern und nachgelagerten

Stromversorgungsunternehmen werden derzeit Tarifmodelle geprüft, die

nach Tageszeit stärker differenzieren, d. h. näher an den Grenzkosten

orientiert sind.

Über die Bestimmungen des PURPA hinaus, die bislang nur den Strom-

austausch zwischen den EVU regeln, wird die Möglichkeit der Durchlei-

tung zum Endverbraucher sowie ein allgemeines gesetzliches Durchlei-

tungsrecht (mandatory access) angestrebt [ IWG, 1986; Braun, 1989].

Vor allem industrielle Großunternehmen, kommunale EVU sowie Betreiber

von Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen versprechen sich Vorteile davon.

2. Deregulierung und Privatisierung in der Bundesrepublik

187. Auch in der Bundesrepublik trat die bürgerlich-liberale Koalition

nach dem Regierungswechsel 1982 mit dem erklärten Ziel an, den Einfluß

des Staates auf Wirtschaftsprozesse zurückzudrängen. Der Rückzug des

Staates aus wirtschaftlichen Aktivitäten konzentrierte sich seitdem aller-

dings weitgehend auf den Verkauf von Bundesbeteiligungen. Zu den

Gesellschaften, aus denen sich der Bund als Kapitalgeber ganz oder teil-

weise zurückgezogen hat oder zurückziehen will, gehören die VEBA AG,

die VIAG AG, die Deutsche Lufthansa AG und die Volkswagen AG

[Knauss, 1988].

188. Der Einfluß des Staates auf wirtschaftliche Aktivitäten geht aber

auch in der Bundesrepublik über seine Funktion als Eigentümer von

Im Jahre 1981 gab es 900 Unternehmen mit einem Nennkapital von min-
destens 100000 DM, die im Mehrheitsbesitz des Bundes, beziehungs-
weise vom Bund aktienrechtlich abhängig waren [Knauss, 1988].
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Wirtschaftsunternehmen weit hinaus. Auf vielfältige Weise schränken ge-

setzliche Vorschriften Gewerbe- und Vertragsfreiheit sowie Konkurrenz

unter Anbietern in den unterschiedlichsten Wirtschaftszweigen ein.

Marktzutritts- und Marktaustrittsbeschränkungen, Investitions-, Renta-

bilitäts- sowie Qualitäts- und Preiskontrollen gibt es nicht nur in den

"klassischen" Ausnahmebereichen des GWB wie in der leitungsgebundenen

Energiewirtschaft, im Post- und Fernmeldewesen oder in der Verkehrs -

Wirtschaft. Staatliche Regulierung gibt es auch im Handwerk, bei Ärz-

ten, Apothekern, Rechtsanwälten, im Einzelhandel, im Technischen Sach-

verständigenwesen, bei Versicherungen oder im Bankwesen [ Soltwedel et

al. , 1986; Krakowski, 1988]. Ein anderes Beispiel ist der Arbeitsmarkt,

auf dem die Vermittlung von Arbeitskräften allein dem Staat vorbehalten

ist und die Vertragsfreiheit von Arbeitnehmern und Arbeitgebern durch

staatliche Rahmenrichtlinien, wie das Tarifsvertragsrecht, eingeschränkt

wird. Die Bundesregierung hat im Jahre 1987 eine unabhängige Exper-

tenkommission - die Deregulierungskommission - eingesetzt, deren Aufga-

be es ist, Möglichkeiten zum Abbau marktwidriger Regulierungen in der

deutschen Wirtschaft herauszuarbeiten.

189. In unterschiedlichen Bereichen sind die staatlichen Regulierungen

bereits gelockert worden: auf dem Arbeitsmarkt mit dem Beschäftigungs-

förderungsgesetz, im Einzelhandel mit der Einführung des Dienstlei-

stungsabends, im Versicherungswesen durch Liberalisierung des Großri-

sikengeschäfts, im grenzüberschreitenden Straßengüterverkehr durch

Aufstockung der Transportkontingente, im innerstaatlichen Linienluftver-

kehr durch Zulassung neuer Fluggesellschaften, auf dem Kapitalmarkt

durch Reform des Börsengesetzes und beim Fernmeldewesen durch Locke-

rung des Monopols der Deutschen Bundespost.

Es handelt sich in der Mehrzahl um Maßnahmen, die allenfalls als ein

Schritt in die richtige Richtung bezeichnet werden können. Teils sind

die Maßnahmen befristet, wie im Fall des Beschäftigungsförderungsge-

setzes; teils sparen sie nennenswerte Teilbereiche aus, wie im Versiche-

rungswesen das Massengeschäft und im Fernmeldewesen das Netzmonopol

der Deutschen Bundespost; teils verdienen sie kaum das Etikett einer Li-

beralisierungsmaßnahme, wie speziell am Beispiel der Reform des Laden-

schlußgesetzes deutlich gemacht werden kann: Die Möglichkeit des Ein-
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zelhandels, in Zukunft auch am Donnerstagabend zu öffnen, ist verbun-

den mit der Auflage, an den langen Samstagen im Sommer früher als bis-

her zu schließen. Dabei könnte insgesamt sogar eine Verkürzung der La-

denöffnungszeiten herauskommen, was gewiß nicht im Interesse des Ver-

brauchers liegt.

a. Telekommunikation

190. Die Bundesrepublik belegt bislang in bezug auf Qualität und Vielfalt

unterschiedlicher Telekommunikationsdienste und -einrichtungen sowie in

bezug auf das Tarifniveau im Vergleich zu anderen Industrieländern be-

stenfalls einen mittleren bis hinteren Platz [Busch, 1989]. Im Bestreben,

die "internationale Wettbewerbsfähigkeit wiederherzustellen" [Bundesre-

gierung, 1983, S. 398], wurde eine Reform des Fernmeldewesens be-

schlossen, die zum 1. Juli 1989 in Kraft getreten ist. Sie basiert auf den

Empfehlungen der sogenannten Witte-Kommission, einem Kreis von Exper-

ten, die die Möglichkeiten für mehr Wettbewerb im Fernmeldewesen un-

tersuchen sollten [Witte, 1987]. Die Bundesregierung ist teilweise den

Empfehlungen dieser Kommission gefolgt:

- Das bisher bestehende Angebotsmonopol bei Telefonen für den Haupt-

anschluß wird aufgehoben. Deutsche Verbraucher können also diese

Geräte nicht nur wie bisher von der Post, sondern auch von in- und

ausländischen Unternehmen beziehen und unter Verwendung standardi-

sierter Stecker an bestehende Telekommunikationsleitungen anschließen.

Neben einer Öffnung des Endgerätemarktes soll in Zukunft auch mehr

Wettbewerb bei Telekommunikationsdiensten möglich sein. Vom Telefon-

dienst abgesehen, der weiterhin zum Monopol der Post gehören soll,

können in Konkurrenz zueinander Unternehmen Mehrwertdienste wie

Electronic Mail oder Online-Datenbankdienste auf bestehenden Telekom-

munikationsnetzen der Post anbieten. Weiterhin soll es in Zukunft so-

genannte Pflichtleistungen geben, die die Post nach Maßgabe politi-

scher Vorgaben im Rahmen der Daseinsvorsorge anbieten muß.

- Als flankierende Maßnahme ist darüber hinaus vorgesehen, die bislang

in der Deutschen Bundespost zusammengefaßten Unternehmensaktivitä-

ten auf drei getrennte, selbständig wirtschaftende Unternehmen unter

Aufsicht eines gemeinsamen Direktoriums und der Oberverantwortung
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des Bundespostministeriums aufzuteilen: die "Deutsche Bundespost

POSTDIENST" für den Post- und Paketdienst, die "Deutsche Bundes-

post POSTBANK" für die Bankdienste und die "Deutsche Bundespost

TELEKOM" für das gesamte Fernmeldewesen.

191. Die Reformvorstellungen der Bundesregierung bringen bis hierhin

gewisse Fortschritte. Über die bisherigen Maßnahmen hinaus wäre aber

aus gesamtwirtschaftlicher Sicht eine umfassende Aufhebung des Netzmo-

nopols wünschenswert. Denn im Gegensatz zu Fernmeldereformen im Aus-

land soll in der Bundesrepublik das Netzmonopol beibehalten werden.

Von der Satelliten- und Mobilfunkkommunikation abgesehen ist auch wei-

terhin privaten Unternehmen die Installation und der Betrieb von Fern-

meldenetzen untersagt. Beim Mobilfunk soll neben TELEKOM nur ein pri-

vater Netzbetreiber zugelassen werden, der durch ein Ausschreibungs-

verfahren ermittelt wird. Wettbewerb bei der Satellitenkommunikation ist

auf die Datenübermittlung geringer Geschwindigkeit beschränkt. Dies soll

gewährleisten, daß keine Sprachübermittlung in Konkurrenz zum Fern-

sprechdienst der TELEKOM angeboten wird.

Mit dem Netzmonopol entscheidet der Staat weiterhin in erheblichem

Umfang über Innovationen bei der Telekommunikationsinfrastruktur, auf

die bisher fast 90 vH der Investitionen der Deutschen Bundespost in

Sachanlagen entfallen. Als dominanter Netzbetreiber nimmt die TELEKOM

über Ausstattung und Leistungsfähigkeit der Telekommunikationsleitungen

und die Gebühren für ihre Überlassung nach wie vor entscheidenden

Einfluß auf Vielfalt und Verbreitung von Telekommunikationsdienstlei-

stungen.

b. Linienluftverkehr

192. Die Teilnahme am kommerziellen Luftverkehr ist in der Bundesrepu-

blik nach den Bestimmungen des Luftfahrtgesetzes an das Vorliegen sub-

jektiver Zugangsvoraussetzungen geknüpft; sind diese nicht erfüllt, muß

die staatliche Aufsichtsbehörde die Genehmigung versagen. Während der

Gelegenheits- beziehungsweise Charterluftverkehr darüber hinaus keiner

gesonderten Genehmigung unterliegt, kann die Aufsichtsbehörde im Li-
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nienluftverkehr ihre Zustimmung davon abhängig machen, ob das "öffent-

liche Interesse" durch die Zulassung neuer Fluggesellschaften beein-

trächtigt wird [Basedow, 1989]. Diese Generalklausel wurde in der Ver-

gangenheit so ausgelegt, daß auf den einzelnen Fluglinien jeweils nur

eine Gesellschaft den Betrieb aufnehmen konnte; vom regionalen Verkehr

abgesehen war dies ausschließlich die Deutsche Lufthansa AG.

193. Wettbewerb auf einzelnen Flugstrecken innerhalb der Bundesrepu-

blik ist erstmals möglich geworden, als im Sommer 1988 das Bundesver-

kehrsministerium der Gesellschaft Aero Lloyd, einem der größten Char-

terunternehmen in der Bundesrepublik, die Zulassung für den Linienluft-

verkehr erteilte. Die Preise dieser Fluggesellschaft liegen 10-15 vH unter

den Lufthansatarifen. Niedrigere Tarife hatte das Bundesverkehrsmini-

sterium, unter anderem mit Rücksicht auf die Deutsche Bundesbahn als

konkurrierendem Verkehrsträger, nicht genehmigt. Anfang April hat als

dritte Liniengesellschaft German Wings ihren Betrieb aufgenommen. Sie

war bislang vornehmlich im Geschäftsreise- und Ambulanzflugverkehr tä-

tig. Im Gegensatz zur Aero Lloyd will sie der Lufthansa nicht mit niedri-

geren Preisen, sondern mit mehr Qualität im Service Konkurrenz machen.

194. Neben einer Öffnung der Luftverkehrsmärkte werden gegenwärtig

Maßnahmen diskutiert, mit denen die Kapazitätsprobleme im Luftraum und

auf den Flughäfen gelöst werden können, die ähnlich wie in den Verei-

nigten Staaten und anderen europäischen Ländern auch in der Bundesre-

publik bereits zu Verzögerungen und damit zu QualitätsVerschlechterun-

gen im Luftverkehr führen. Sie reichen von Start- und Landegebühren

in Abhängigkeit vom maximalen Abfluggewicht und der Tageszeit bis hin

zu einer Umorganisation und Privatisierung der nationalen Flugsicherung

nach dem Vorbild der Seelotsen [Handelsblatt, 28.03.1989]. Bei anhalten-

der Expansion der Luftfahrtbranche reichen diese Maßnahmen vermutlich

nicht aus. Es sollten deshalb auch eine Lockerung oder gar Aufhebung

des Nachtflugverbots, eine Verkleinerung militärischer Sperrgebiete sowie

Verhandlungen mit der DDR über Überflug rechte angestrebt werden.

Gleichzeitig sollten die Versteigerung von "slots" (vgl. Ziffer 162) sowie

die bessere Nutzung oder gar der Ausbau von Flughafenkapazitäten in

die Überlegungen mit einbezogen werden.
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3. Deregulierungspotentiale nicht ausgeschöpft

195. Die Beispiele zur Deregulierung machen deutlich, daß intensiver

Wettbewerb nicht nur Gegenstand ordnungspolitischer "Sandkastenspiele"

ist, sondern zum Teil seit Jahrzehnten vor allem im angelsächsischen

Raum, herbeigeführt wird. Die Erfahrungen widerlegen in vielfältiger

Weise die These vom Marktversagen. Wettbewerb im Verkehrswesen und

in der Telekommunikation führt in der Regel zu den von Befürwortern

einer Marktöffnung erhofften positiven Wirkungen für die Konsumenten:

niedrigere Preise, eine Zunahme der Qualität und Vielfalt der angebote-

nen Dienstleistungen sowie die Gründung neuer Unternehmen und Schaf-

fung neuer Arbeitsplätze. In der Stromwirtschaft haben sich zwar die

Erwartungen noch nicht vollständig erfüllt. Die für die Zukunft geplan-

ten zusätzlichen Maßnahmen deuten jedoch darauf hin, daß die bisherigen

Schritte nicht ausreichend waren, daß aber am Ziel einer Intensivierung

des Wettbewerbs weiterhin festgehalten wird.

196. Die Möglichkeit, ausländische Deregulierungserfahrungen auf die

Verhältnisse in der Bundesrepublik zu übertragen, wird häufig in Zwei-

fel gezogen. Sicher weisen die untersuchten Länder in mancher Hinsicht

Unterschiede auf. Die Grundaussage gilt aber allemal: Wettbewerb ist

möglich. Fest steht auch, daß mit bisherigen Deregulierungsmaßnahmen

das Potential für mehr Wettbewerb keineswegs ausgeschöpft ist. Weiterer

Deregulierungsbedarf besteht z. B. auf dem Arbeitsmarkt, im Versiche-

rungswesen, im Handwerk, bei Freien Berufen (Rechtsanwälten, Notaren,

Steuerberatern und Wirtschaftsprüfern), im Technischen Sachverständi-

genwesen und in Teilbereichen des Verkehrswesens (Deutsche Bundes-

bahn, nationaler Straßengüterverkehr).

197. Auch in der leitungsgebundenen Energiewirtschaft - vor allem in

der Stromwirtschaft - bedarf es ordnungspolitischer Kurskorrekturen,

die über die gegenwärtig geplanten Änderungen in der Tarifstruktur

hinausgehen. Im Gegensatz zu den Vereinigten Staaten und dem Verei-

nigten Königreich ist in der Bundesrepublik nicht am Monopol der Strom-

versorgungsunternehmen gerüttelt worden. Nicht zuletzt der Druck von

außen wird vermutlich den Gesetzgeber und die deutsche Stromwirtschaft

zu einem Einlenken zwingen. Vor allem Frankreich ist an einem Export

billigen Atomstroms in die Bundesrepublik interessiert. Die französische
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Regierung beruft sich bei dem Versuch, das deutsche Stromversorg ungs-

monopol zu brechen, auf den EWG-Vertrag und die Pläne zur Schaffung

eines EG-Binnenmarktes. Ein Erfolg ist keineswegs ausgeschlossen.

Schon in der Vergangenheit wurden durch diverse Entscheidungen der

EG-Kommission sowie durch Urteile des Europäischen Gerichtshofs die

Deregulierungen in der Bundesrepublik vorangetrieben. Hierzu gehören

etwa die bereits zwischen den EG-Mitgliedstaaten vereinbarte Ausweitung

von Transportkontingenten im grenzüberschreitenden Straßengüter- und

Linienluftverkehr oder die Öffnung nationaler Märkte für ausländische

Anbieter von Industrieversicherungen. Auch die Lockerung des Fernmel-

demonopols der Deutschen Bundespost ist auf ein Urteil des Europäischen

Gerichtshofs sowie auf massiven Druck der amerikanischen Industrie zu-

rückzuführen, die Zugang zu den deutschen Telekommunikationsmärkten

haben wollten.

IM. Abbau von Subventionen: Kein Schritt voran

1. Subventionen in den achtziger Jahren: Weniger Steuervergünstigun-
gen, mehr Finanzhilfen

198. Nach dem Regierungswechsel 1982 hatte die neue Bundesregierung

angekündigt, sie wolle energisch die Subventionen abbauen, um damit die

Wachstumskräfte zu revitalisieren. Die Entwicklung der Subventionen im
2

Zeitraum zwischen 1981 und 1986 zeigt jedoch, daß sie - ohne Einbezug

der kräftig aufgestockten Eigenmittelprogramme der Kreditanstalt für

Wiederaufbau (KfW) - mit einer durchschnittlichen jährlichen Verände-

rungsrate von 4,2 vH im Gleichschritt mit dem Bruttosozialprodukt ex-

pandierten (Tabelle 30). Die Abflachung des Anstiegstempos im Zeitraum

von 1984 bis 1986 ist vorwiegend durch das Auslaufen zeitlich befristeter

Zur begrifflichen Abgrenzung vgl. Anhang VI. Diesem Abschnitt liegen
die Ergebnisse eigener Untersuchungen zu den Finanzhilfen sowie die
Ergebnisse des DIW zu den Steuervergünstigungen (März 1989) zu-
grunde. Abweichungen zu den im August 1989 vom DIW vorgelegten
Subventionsdaten [DIW, 1989] beruhen darauf, daß das DIW die
Steuervergünstigungen ab 1986 offensichtlich erneut aktualisiert, für
die Zeitspanne zuvor jedoch die in Fritzsche et al. [ 1988] veröffent-
lichten Daten verwendet hat.

2
Da für das Jahr 1982 Subventionsdaten in der Abgrenzung der In-
stitute nicht vorliegen, wurde das Jahr 1981 als Basisjahr gewählt.
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Tabelle 30 - Entwicklung der Subventionen in der Bundesrepublik
1981-1986

Subventionen
davon:
Finanzhilfen
Bund(a)
Länder und
Gemeinden
Steuervergünsti-
gungen

Nachrichtlich:
Subventionen an
Unternehmen ohne
Wohnungsvermietung
Subventionen nach
den VGR
Subventionen nach
dem Subventions-
bericht der
Bundesregierung
Eigenmittelkredite
der KfW

1981

95,96

62,66
39,99

22,67

33,30

75,27

29,13

57,30(b)

0,71

1984

Mrd

116,30

67,60
43,30

24,30

48,70

93,29

36,21

65,40

3,22

(a) Einschließlich Ausgleichsfonds
satzes, ERP, BA undEG. - (b)
tionen von Bund, Ländern unc

1980,

1985

DM

114,96

68,15
43,92

24,23

46,81

92,91

37,81

64,30

5,52

1986

117,93

72,43
47,98

24,45

45,50

95,82

41,29

64,90

5,96

1981-
1986

1981-
1984

1984-
1986

durchschnittliche
jährliche
Veränderungsraten

4,2

2,9
3,7

1.5

6,4

4,9

7,2

2,l(c)

53,0

6,6

2,6
2,7

2.3

13,5

7,4

7,5

3,3

65,5

0,7

3,5
5,3

0,3

-3,2

1.3

6,7

-0,4

36,0

zur Sicherung des Steinkohlenein-
da das Gesamtvolumen der Subven-

Gemeinden, ERP, EG für das
nicht ausgewiesen wurde. - (c) 1980-1986.

Jahr 1981

Quelle: Fritzsche et al. [1988]; Statistisches Bundesamt [d]; Deutscher
Bundestag [lfd. Jgg.].

Steuervergünstigungen bedingt, die noch von der sozialliberalen Koalition

beschlossen worden waren (Investitionszulage nach § 4b InvZulG, Inve-

stitionszulage für die Eisen- und Stahlindustrie). Über die gesamte Pe-

riode hinweg stiegen die Steuervergünstigungen stärker als die Finanz-

hilfen; nach 1984 beschleunigte sich die Zunahme der Finanzhilfen aller-

dings spürbar. Dabei stiegen die Ausgabensubventionen des Bundes

(einschließlich European Recovery Program (ERP), Ausgleichsfonds zur

Sicherung des Steinkohleneinsatzes, BA sowie EG) ab dem Jahre 1986

drastisch an, vor allem wegen höherer Zahlungen zugunsten des Stein-

kohlenbergbaus und der Land- und Forstwirtschaft.
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Tabelle 31 - Subventionen im Verhältnis zu ausgewählten gesamtwirt-
schaftlichen Bezugsgrößen in der Bundesrepublik 1981-1986

Subventionen in vH des
Bruttosozialprodukts
Finanzhilfen in vH der
Staatsausgaben(a)
Steuervergünstigungen in vH
der Steuereinnahmen
Subventionen je Erwerbstäti-
gen im UnternehmensSektor
in DM(b)

1981

6,2

12,4

8,6

3550

(a) Staatsausgaben der Gebietskörperschafter
- (b) Ohne Wohnungsvermietung.

1984

6,6

12,4

11,9

4609

1985 1986

6,2 6,1

12,1 12,3

10,2 9,6

4571 4677

L nach Abgrenzung der VGR.

Quelle: Vgl. Tabelle 30.

199. Die Subventionsquote (Subventionen in vH des Bruttosozialpro-

dukts) war im Jahre 1986 mit 6, 1 vH um nur einen Zehntel Prozentpunkt

niedriger als im Jahre 1981 (Tabelle 31). Auch der Anteil der Finanzhil-

fen an den Staatsausgaben sank lediglich geringfügig von 12,4 auf 12,3

vH. Die Relation zwischen Steuervergünstigungen und Steueraufkommen

erhöhte sich hingegen von 8,6 auf 9,6 vH. Dies lag vor allem an der ab

Jahresmitte 1984 angehobenen Vors teuer pauschale für die Landwirtschaft,

der (bis Ende 1986) befristeten Erweiterung des Schuldzinsenabzugs für

selbstgenutzte Häuser, dem 1984 eingeführten Freibetrag für inländisches

Betriebsvermögen sowie an den ab Mai 1983 gewährten Sonderabschrei-

bungen für kleine und mittlere Unternehmen. Die Subventionen je Er-

werbstätigen im Unternehmenssektor stiegen mit einer durchschnittlichen

Jahresrate von 5,7 vH.

200. Für die Jahre 1987 und 1988 liegen noch keine Subventionszahlen in

der Abgrenzung der Institute vor. Zur Messung der Entwicklung am ak-

tuellen Rand wurden hilfsweise Daten aus den Volkswirtschaftlichen Ge-

samtrechnungen (VGR) (Veröffentlichungsstand: März 1989) sowie aus

dem Finanzbericht 1989 und dem Elften Subventionsbericht herangezogen

(Tabelle 32). Die Summe der ausgewählten - amtlich veröffentlichten -

Teilaggregate deckt den Subventionsansatz der Institute für 1986 zu

knapp 98 vH ab; die Entwicklung der Subventionen als Summe ist damit
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Tabelle 32 - Ausgewählte Komponenten der Subventionen in der Bundes-
republik 1986-1988

Subventionen, VGR(a)
Sonstige laufende Über-
tragungen an den Unter-
nehmenssektor, VGR
VermögensUbertragungen
an den Unternehmens-
sektor, VGR(b)
Wohnung s bauprämie
Wohngeld
Ausgaben für die Zwecke
der landwirtschaftli-
chen Sozialpolitik
Steuervergünstigungen
nach der Abgrenzung
der Institute
Insgesamt

(a) Abzüglich der in dei

1986 1987 1988

Mrd. DM

34,38

3,91

22,91
0,91
3,42

4,42

45,50
115,45

37,59

4,07

22,88
0,86
3,74

4,71

45,97(c)
119,82

41,20

4,05

22,17
0,84
3,80

4,92

47,82(c)
124,80

Durchschnitt-
liche jährliche
Veränderungsrate
1986-1988

vH

9,5

1,8

-1,6
-3,8
5,4

5,5

2,5
4,0

i Steuervergünstigungen enthaltenen einbehal-
tenen Umsatzsteuer. - (b) Abzüglich der in
enthaltenen Investitionszulage. -

den Steuervergünstigungen
(c) Planzahlen.

Quelle: Statistisches Bundesamt [d]; BMF [lfd. Jgg.]; eigene Berech-
nungen.

praktisch bekannt. Danach expandierten die Subventionen von 1986 bis

1988 mit einer durchschnittlichen Jahresrate von 4,0 vH und damit wie-

derum nur wenig schwächer als das nominale Bruttosozialprodukt

(4,6 vH). Die Steuervergünstigungen stiegen durchschnittlich um

2,5 vH, die Finanzhilfen um fast 5 vH. Die Tatsache, dafl zur Finanzie-

rung der Steuerentlastung im Jahre 1990 nur der "Abbau von Steuerver-

günstigungen und Sonderregelungen für ein gerechteres und einfacheres

Steuersystem" [Deutscher Bundestag, 1987, S. 50] beschlossen wurde,

daß also die Finanzhilfen weitgehend unangetastet blieben, deutet darauf

hin, daß "einnahmeverbessernde" Maßnahmen politisch populärer sind als

Ausgabenkürzungen. Sicher sind diese Maßnahmen insgesamt begrüßens-

wert, denn die Nettoentlastung verbessert die Leistungs- und Investi-

tionsanreize und das Streichen von Steuersubventionen vermindert die
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AUokations Verzerrungen. Gleichwohl sollte bedacht werden, daß die Ent-

lastung höher ausfiele, wenn zusätzlich die Ausgabensubventionen (Fi-

nanzhilfen), die rund doppelt so hoch sind wie die Steuervergünstigun-

gen, gekürzt würden. Auch käme der Strukturwandel besser voran,

denn gerade bei den Finanzhilfen dominiert das strukturkonservierende

Element.

201. Die in Tabelle 33 aufgeführten Finanzhilfen des Bundes wurden

deutlich stärker ausgeweitet als die Finanzhilfen der übrigen Gebietskör-

perschaften und der Sondervermögen, nämlich mit einer durchschnittli-

chen Jahresrate von 8,7 vH. Maßgeblich dafür war vor allem, daß der

Kohlepfennig stark angehoben wurde. Aber auch die verstärkte Förde-

rung der Luft- und Raumfahrtindustrie, die Aufstockung der Hilfen für

die Werftindustrie sowie höhere Finanzhilfen zugunsten der Landwirt-

schaft im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrar-

struktur und des Küstenschutzes" und der Marktordnungsausgaben des

Bundes trugen zum Anstieg bei.

2. Subventionen und Branchenstruktur: Wettbewerb wird verfälscht

202. Von allen Wirtschaftszweigen bekam im Jahre 1986 - wie auch schon

bisher - die Landwirtschaft die meisten Subventionen (Tabelle 34); die

Agrarsubventionen expandierten von 1981 bis 1986 fast doppelt so rasch

wie die Subventionen insgesamt. Zu den wichtigen Subventionsempfän-

gern zählen weiterhin die Deutsche Bundesbahn und der Kohlenbergbau.

Die Höhe der Subventionen sagt allerdings noch nichts über die allokati-

ven Verzerrungen aus. Ein besserer Indikator dafür ist der Subven-

tionsgrad, definiert als Anteil der sektorspezifischen Subventionen an

der Nettowertschöpfung einer Branche. Gemessen am Subventionsgrad ist

die Bundesbahn der Spitzenreiter, gefolgt von der Land- und Forstwirt-

schaft und dem Kohlenbergbau. Die Branchen mit überdurchschnittlich

hohem Subventionsgrad beziehen insgesamt über zwei Drittel des gesam-

Die Höhe des Kohlepfennigs richtet sich nach der Preisdifferenz zwi-
schen deutscher Steinkohle und konkurrierenden Energieträgern, die
auf den Weltmärkten in US-Dollar fakturiert werden.
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Tabelle 33 - Ausgewählte Finanzhilfen des Bundes 1986, 1987 und 1988
(Mrd. DM)

Zahlungen an die Deutsche Bundesbahn
Kohlepfennig(a)
Ausgaben für landwirtschaftliche
Sozialpolitik
Kokskohlebeihilfe
Wohngeld
Wohnungswesen
Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küstenschutzes"(c)
Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur'(c)
Förderung der Luft- und Raumfahrt-
industrie
WohnungsbauprSmien
Marktordnungsausgaben
Gasölverbilligung
Werfthilfen
Insgesamt

1986

13,16
2,95

4,42
1,40
1,96
2,43

0,99

0,32

0,36
0,91
0,34
0,65
0,14

30,03

(a) Der Kohlepfennig wird vom Ausgleichsfonds

1987

13,16
5,18

4,71
2,30
2,15
2,23

1,13

0,33

0,35
0,86
0,42
0,66
0,14

33,62

1988

13,29
5,30(b)

4,92 ,
2,40
2,13
1,89

1,54

0,40

0,94
0,84
0,87
0,66
0,28

35,46

zur Sicherung des
Steinkohleneinsatzes verausgabt. Die Bundesregierung rechnet dessen
Ausgaben nicht zu den Finanzhilfen. - (b
teil.

Geschätzt. - (c) Bundesan-

Quelle: BMF [lfd. Jgg.]; - BMWI [unveröffentlichte Angaben].

ten Volumens der Subventionen, die an Unternehmen ohne Wohnungsver-

mietung fließen; ihr Anteil an der Beschäftigung beträgt knapp ein

Fünftel und an der Wertschöpfung ein Sechstel.

203. Das Verarbeitende Gewerbe im ganzen erhält nur vergleichsweise

geringe Subventionen; die Stützungsmaßnahmen für einzelne Branchen

konzentrieren sich dort mehr auf Zölle und nichttarifäre Handelshemmnis-

se, also auf die außenwirtschaftliche Protektion [Donges, Schmidt et al. ,

1988]. Es gibt aber einige Ausnahmen: So wird der Schiffbau nach wie

vor überdurchschnittlich hoch subventioniert, auch wenn dort der Sub-

ventionsgrad seit Anfang der achtziger Jahre deutlich gesunken ist.

Vergleichsweise hohe Subventionen erhält auch die Tabakverarbeitung,

die den Schwerpunkt ihrer Produktion nach Berlin verlagert hat und

dort, wie andere Branchen auch, erhebliche Umsatzsteuerpräferenzen ge-



Tabelle 34 - Subventionen und Subventionsgrade nach Wirtschaftsbereichen in der Bundesrepublik 1981-1986

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
Energie- und Wasserversorgung,
Bergbau
Elektrizitäts- und Fernwärme-
versorgung
Gasversorgung
Wasserversorgung
Kohlenbergbau
Übriger Bergbau
Verarbeitendes Gewerbe
Chemische Industrie
Mineralölverarbeitung
Herstellung v. Kunststoffwaren
GummiVerarbeitung
Gewinnung u. Verarbeitung von Steinen
und Erden
Feinkeramik
Herstellung u. Verarbeitung von Glas
Eisenschaffende Industrie
NE-Metallerzeugung
Gießerei
Ziehereien, Kaltwalzwerke,
Stahlverformung

Stahl- und Leichtmetallbau

Subventionen

1981 1984 1986

Mill. DM

15142

8093

1750
324
123
5627
269

11703
1094
200
183
56

276
44
62
622
184
66

153
178

19207

8355

1925
327
202

5660
241

17918
1174
205
294
89

485
66
87

2370
229
121

314
281

23151

9898

2450
213
197

6851
187

15123
1230
205
256
92

418
61
73
947
231
108

250
227

Durchschnitt-
liche jähr-
liche Verän-
derungsrate

1981-1986

Subventionsgrad

1981 1984 1986

vH

8,9

4,1

7,0
-8,0
9,9
4,0
-7,0
5,3
2,4
0,5
6,9

10,4

8,7
6,8
3,3
8,8
4,7

10,4

10,3
5,0

68,1

21,4

9,1
13,2
6,9

44,8
16,6
2,9
3,0
4,6
1,9
1,1

2,6
2,1
1,8
5,3
4,8
1,3

1,5
1,8

75,8

17,5

7,6
9,5
9,3

39,8
10,1
4,0
2,4
4,8
2,4
1,5

4,1
3,1
2,5

20,4
5,0
2,3

2,8
3,0

87,1

20,2

8,6
5,9
9,5

53,4
10,1
2,9
2,2
2,6
1,7
1,3

3,5
2,8
1,8
7,4
4,0
1,7

1,8
2,2

Subventionen je
Erwerbstätigen

1981 1984 1986

DM

10754

15931

7848
14087
5125

25462
15824
1333
1779
5000
810
487

1216
733
756

2101
2453
545

552
952

13959

16947

8518
14217
8417
27745
15063
2224
1973
5857
1289
824

2354
1269
1225
9793
3271
1163

1203
1790

17303

20241

10652
8875
8565
34954
11688
1830
2013
6406
1024
829

2212
1220
1028
4154
3208
1000

909
1419



noch Tabelle 34

Maschinenbau
Herstellung von Büroinaschinen,
ADV-Geräten und -Einrichtungen
Straßenfahrzeugbau
Schiffbau
Luft- und Raumfahrzeugbau
Elektrotechnik
Feinmechanik, Optik
Erzeugung von EBM-Waren
Herstellung von Musikinstru-
menten, Spielwaren

Holzbearbeitung
Holzverarbeitung
Zellstoff-, Holzschliff-,
Papier- und Pappeerzeugung
Papier- und Pappeverarbeitung
Druckerei, Vervielfältigung
Ledergewerbe
Textilgewerbe
Bekleidungsgewerbe
Ernährungsgewerbe (ohne
Getränkeherstellung)
Getränkeherstellung
Tabakverarbeitung

Subventionen

1981 1984 1986

Mill. DM

1488

128
631
855
703

1584
177
237

38
66
277

61
146
203
44
264
202

963
256
262

2579

137
979
631
528

2113
267
403

107
108
546

105
207
344
103
463
381

1496
398
308

2036

185
909
475
569

2233
257
324

58
90
424

99
183
297
67

405
288

1381
383
362

Durchschnitt-
liche jähr-
liche Verän-
derungsrate

1981-1986

Subventionsgrad

1981 1984 1986

vH

6,5

7,6
7,6

-11,1
- 4,1

7,1
7,7
6,5

8,8
6,4
8,9

10,2
4,6
7,9
8,8
8,9
7,4

7,5
8,4
6,7

2,8

2,3
1,3
34,2
18,6
3,1
1,6
1,7

1,2
2,8

2,1

2,2
2.7

2,1
1,3
2,6
2,5

3,3
4,3
14,0

4,6

1,7
1,8
26,0
13,2
3,5
2,7
2,5

3,2
4,5
4,2

2,8
3,5
3,0
3,3
4,3
4,6

4,5
6,0
21,1

3,1

1,9
1,4
22,0
12,1
3,1
2,2
1,7

1,5
3,6
3,3

2,1
2,7
2,4
2,1
3,3
3,3

3,8
5,6
16,5

Subventionen je
Erwerbstätigen

1981 1984 1986

DM

1343

1662
666

14741
12121
1444
753
707

418
1138
769

1109
1132
940
373
822
671

1284
2169
10480

2584

1631
1045
13426
9429
2072
1362
1263

1274
2038
1717

2019
1800
1720
1073
1734
1477

2140
3720

14000

1892

1907
933

11047
9328
2008
1212
973

667
1800
1432

1833
1605
1470
770

1582
1166

2019
3792

18100
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Baugewerbe
Bauhauptgewerbe
Ausbaugewerbe
Handel und Verkehr
Großhandel, Handelsvermittlung
Einzelhandel
Eisenbahnen
Schiffahrt, Wasserstraßen, Häfen
Übriger Verkehr
Deutsche Bundespost
Dienstleistungsunternehmen
Kreditinstitute
Versicherungsunternehmen
Gastgewerbe, Heime
Bildung, Wissenschaft, Kultur
Gesundheits- u. Veterinärwesen
Übrige Dienstleistungsunternehmen
Noch nicht sektoralisiert
Unternehmen ohne Wohnungsvermietung
Nachricht lieh:
Wohnungsvermietung
Alle Unternehmen

Subventionen

1981 1984 1986

Mill. DM

3044
2465
579

20498
762

1396
1230'
776

4065
1195

15086
180
3139
611

2183
6281
2692
1699
75265

20696
95961

3705
2598
1107

23848
1373
1947

t 13165
719

4672
1972
18559
154
3545
877

2522
7333
4128
1699
93291

23004
116295

3096
2135
961

24023
965

1519
13309
702

5121
2407

18205
196
2956
669

2495
8069
3820
2322
95818

22112
117930

Durchschnitt-
liche jähr-
liche Verän-
derungsrate

1981-1986

Subventionsgrad

1981 1984 1986

vH

0,3
-2,8
10,7
3,2
4,8
1,7
1.6

-2,0
4,7

15,0
3,8
1.7
-1,2
1.8
2.7
5,1
7,3
X

4,9

1.3
4,2

3,3
4.3
1.7
9,8
1.2
2,0
92,0
20,6
13,4
4,3
6,4
0,3
26,8
3,4

14,4
20,1
2,6
X

7,6

-
9,2

4,1
4,6
3,2

10,0
1,8
2,5
97,9
23,1
12,8
6,2
6,4
0,2

22,8
4,2

12,6
21,8
3,2
X

8,2

-
9,6

3,3
3,8
2,6
9,5
1,2
1,9

106,1
26,0
12,3
7,3
5,6
0,3

17,0
2,8

11,5
22,6
2,5
X

7,6

-
8,8

Subventionen je
Erwerbstätigen

1981 1984 1986

DM

1491
1932
757

4148
565
657

34856
10778
7500
2376
4280
334

15312
788

8910
12292
2154

X

3550

-
X

1963
2263
1498
4997
1039
694

41012
11234
8636
3905
5075
272

17209
1107
10008
13480
3183

X

4609

-
X

1765
2049
1350
5032
733
756

44661
11323
8875
4701
4703
331

14076
809
9241

13817
2754

X

4677

-
X

Quelle: Vgl. Tabelle 30.
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nießt. Wegen der befristet gewährten Stahlhilfe ist auch der Subven-

tionsgrad der Eisenschaffenden Industrie - vorübergehend - stark ge-

stiegen.

204. Gemessen an den Subventionen je Beschäftigten nimmt wiederum die

Bundesbahn den Spitzenplatz ein: 1986 wurde jeder Arbeitsplatz mit

nahezu 45000 DM bezuschußt. An zweiter Stelle rangiert der Kohlenberg-

bau (35000 DM). Überdurchschnittlich hohe Subventionen je Beschäftig-

ten erhalten ferner die Landwirtschaft, die Versicherungen, das Gesund-

heitswesen, der Übrige Bergbau, die Schiffahrt, die Versorgungswirt-

schaft, der Bereich Bildung und Wissenschaft, der Übrige Verkehr sowie

- im Verarbeitenden Gewerbe - die Tabakverarbeitung, der Schiffbau so-

wie der Luft- und Raumfahrzeugbau. Die übrigen Branchen des Verar-

beitenden Gewerbes liegen - mit Ausnahme der Mineralölverarbeitung -

deutlich unter dem Durchschnitt. Gleiches gilt für das Baugewerbe, den

Handel, die Kreditinstitute, das Gastgewerbe und die übrigen Dienstlei-

stungen.

205. Um die sektorspezifischen Begünstigungen und Diskriminierungen

aufgrund ungleich verteilter Subventionsgrade zu quantifizieren, wurden

die tatsächlich gezahlten Subventionen jenen gegenübergestellt, die sich

ergeben würden, wenn der Subventiongrad bei allen Branchen gleich

wäre (Tabelle 35). Die Differenz kann als Maßzahl der allokativen

Verzerrungen gelten. Eine negative (positive) Differenz drückt aus, was

ein überdurchschnittlich (unterdurchschnittlich) subventionierter Wirt-

schaftszweig zurückzahlen müßte (zusätzlich erhielte), wenn der Staat

die Allokation nicht verfälschen und das volkswirtschaftliche

Subventionsvolumen konstant halten wollte; unter der Annahme un-

verzerrter Güterpreise entspricht dies dem Konzept der effektiven Pro-

tektion [Donges, Schmidt et al. , 1988].

In der Tabakverarbeitung ist die Nettowertschöpfung (zu Faktorko-
sten) in Relation zur Bruttowertschöpfung vor allem wegen der Tabak-
steuer extrem niedrig. Im Jahre 1986 betrug der Anteil der Nettowert-
Schöpfung an der Bruttowertschöpfung nur 14 vH, verglichen mit
83 vH im Durchschnitt aller Unternehmen. Daher ist es für die Unter-
nehmen attraktiv, in Berlin zu produzieren und so die Vorteile der
Umsatzsteuerpräferenz zu nutzen.
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Tabelle 35 - Zur Herstellung von Allokationsneutralität hypothetisch er-
forderliche Umschichtung des Subventionsvolumens in der
Bundesrepublik 1981, 1984 und 1986

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
Elektrizitats- und FernwBrmeversorgung
Gasversorgung
Wasserversorgung
Kohlenbergbau
Übriger Bergbau
Chemische Industrie
Mineralölverarbeitung
Herstellung von Kunststoffwaren
Gummiverarbeitung
Gewinnung und Verarbeitung von Steinen
und Erden
Feinkeramik
Herstellung und Verarbeitung von Glas
Eisenschaffende Industrie
NE-Metallerzeugung
Gießerei
Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlver-
formung
Stahl- und Leichtmetallbau
Maschinenbau
Herstellung v. Buromaschinen, ADV-
Geräten und -Einrichtungen
Straßenfahrzeugbau
Schiffbau
Luft- und Raumfahrzeugbau
Elektrotechnik
Feinmechanik, Optik
Erzeugung von Eisen-, Blech- und
Metallwaren
Herstellung von Musikinstrumenten,
Spielwaren

Holzbearbeitung
Holzverarbeitung
Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und
Pappeerzeugung
Papier- und Pappeverarbeitung
Druckerei, Vervielfältigung
Ledergewerbe
Textilgewerbe
Bekleidungsgewerbe
Ernährungsgewerbe (ohne Getränkeher-
stellung)

Getränkeherstellung
Tabakverarbeitung
Bauhauptgewerbe
Ausbaugewerbe
Großhandel, Handelsvermittlung
Einzelhandel

Subventionen

1981 1984 1986

Mill. DM

-13459
-288
-139
12

-4678
-146
1636
127
550
328

540
118
206
265
106
333

626
581

2480

291
2954
-666
-417
2315
646

850

206
114
721

152
257
539
217
503
412

1277
197
-121
1925
1945
4204
3850

-17133
153
-46
-25

-4496
-46

2774
142
694
407

486
110
203

-1420
143
314

619
475
1967

508
3546
-432
-202
2848
537

941

165
90

519

198
279
584
153
415
294

1253
143
-189
1998
1738
5007
4350

-21131
-285
61
-39

-5877
-46
3022
388
884
455

496
106
234
24

210
364

817
545

2975

545
3950
-311
-212
3281
614

1116

230
101
564

260
336
633
180
518
379

1354
137
-196
2114
1836
5212
4683

Subventionen je
Erwerbstätigen

1981 1984 1986

DM

-9559
-1290
-6028
518

-21165
-8614
2661
3171
2434
2855

2377
1965
2510
894
1410
2756

2261
3106
2238

3781
3116

-11480
-7190
2110
2749

2538

2259
1967
2002

2770
1994
2496
1839
1567
1367

1703
1671
-4821
1509
2542
3119
1813

-12452
679

-1984
-1021

-22039
-2895
4663
4052
3044
3766

2359
2113
2864
-5869
2045
3021

2373
3024
1971

6052
3784
-9197
-3601
2792
2740

2950

1959
1697
1632

3817
2425
2922
1594
1553
1139

1793
1333
-8572
1740
2352
3790
2154

-15793
-1237
2550
-1696

-29982
-2858
4946
12131
3536
4098

2623
2122
3294
104

2921
3367

2971
3409
2765

5618
4055
-7231
-3476
2951
2897

3352

2642
2013
1906

4820
2945
3136
2067
2023
1534

1980
1352
-9783
2029
2578
3958
2332
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noch Tabelle 35

Eisenbahnen
Schiffahrt, Wasserstraßen, Hafen
Übriger Verkehr
Deutsche Bundespost
Kreditinstitute
Versicherungsunternehmen
Gastgewerbe, Heime
Bildung, Wissenschaft, Kultur
Gesundheits- und VeterinHrwesen
Übrige Dienstleistungsunternehmen
Unternehmen insgesamt (ohne Wohnungs-
vermietung)
Nachrichtlich:
Verarbeitendes Gewerbe einschließlich
Baugewerbe und ohne Schiffbau, Luft-
u. Raumfahrt sowie Tabakverarbeitung
Handel
Dienstleistungen ohne Versicherungen,
Bildung und Wissenschaft sowie Gesund-
heits- und Veterinärwesen

Subventionen

1981 1984 1986

Mill. DM

-11292 -12065
-491 -465

-1768 -1679
909 611
3958 5653
-2254 -2275
767 819

-1036 -889
-3921 -4587
5256 6510

±0 ±0

23418 23123
8054 9357

9981 12982

-12357
-497

-1955
113
5120
-1634
1163
-846

-5354
8040

±0

28668
9895

14323

Subventionen je
Erwerbstätigen

1981 1984 1986

DM

-31990
-6816
-3262
1807
7344

-10994
989

-4229
-7674
4204

±0

2193
2320

3893

-37585
-7260
-3104
1210
9988

-11042
1034
-3526
-8432
5019

±0

2355
2800

4890

-41465
-8015
-3387
221
8634
-7783
1406
-3134
-9167
5797

±0

2898
2976

5103

Quelle: Vgl. Tabelle 30; eigene Berechnungen.

Die Land- und Forstwirtschaft, die Eisenbahnen und der Steinkohlen-

bergbau müßten beträchtliche Beträge an diesen fiktiven "Subventions-

Umverteilungs-Fonds" abführen, nämlich zusammen fast 40 Mrd. DM. Er-

stattungsansprüche müßten auch geltend gemacht werden gegenüber dem

Übrigen Bergbau, der Schiffahrt, dem Übrigen Verkehr, den Versiche-

rungen, dem Sektor Bildung und Wissenschaft, dem Gesundheits- und

Veterinärwesen, der Energie- und Wasserversorgung sowie - innerhalb

des Verarbeitenden Gewerbes - dem Schiffbau, dem Luft- und Raumfahr-

zeugbau sowie der Tabakverarbeitung. Hingegen könnten das Verarbei-

tende Gewerbe im ganzen und das Baugewerbe einen Anspruch an den

Fonds in Höhe von fast 30 Mrd. DM geltend machen, der Handel in Höhe

von fast 10 Mrd. DM und die übrigen Dienstleistungsbereiche in Höhe

von nahezu 15 Mrd. DM. Insgesamt müßte der Staat also mehr als die

Hälfte des Subventionsvolumens intersektoral umverteilen, wenn er sich

an den im Subventionsbericht postulierten Grundsatz, die Subventionspo-

litik solle den Wettbewerb nicht verzerren, halten würde. Allerdings
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wäre ein Verzicht auf Subventionen allemal besser als deren gleichmäßige

Dosierung.

3. Subventionen und Außenhandel: Verzerrungen der Spezialisierungs-

struktur

206. Subventionen verfälschen nicht nur den Wettbewerb zwischen inlän-

dischen Anbietern, sondern auch zwischen inländischen und ausländi-

schen Anbietern. Sie wirken also auf Höhe und Struktur des Außenhan-

dels ein. Um zu untersuchen, wie sich die Subventionsstruktur auf die

Auöenhandelsstruktur auswirkt, wurden die Industriebranchen in drei

Kategorien unterteilt, nämlich in Heckschei—Ohlin-Industrien, immobile

Schumpeter-Industrien und mobile Schumpeter-Industrien (Ziffern

43 ff. ). Deren branchenspezifische Subventionssgrade wurden mit den

RCA-Koeffizienten1 verglichen (Tabelle 36).

Bei den Heckscher-Ohlin-Branchen hat sich der Subventionsgrad fast

durchweg erhöht - unabhängig davon, ob sich der RCA-Koeffizient ver-

schlechterte oder verbesserte. Im Durchschnitt der Heckscher-Ohlin-

Branchen stieg er von 3, 1 vH im Jahre 1981 auf 3,5 vH im Jahre 1986,

verglichen mit jeweils 2,9 vH im Durchschnitt des Verarbeitenden Gewer-

bes. Es haben somit vor allem Erhaltungssubventionen an Bedeutung ge-

wonnen; das hat eine weitergehende Spezialisierung der deutschen Wirt-

schaft, vor allem in Richtung auf humankapitalintensive Produktionen,

gehemmt. Bei den immobilen Schumpeter-Industrien erhielten die Feinme-

chanik und Optik sowie der Maschinenbau mehr Subventionen. Weil je-

doch die Staatshilfen zugunsten des Luft- und Raumfahrzeugbaus deut-

lich sanken, blieb der durchschnittliche Subventionsgrad konstant. Bei

den mobilen Schumpeter-Branchen ging er hingegen um einen halben

Prozentpunkt zurück. Ursache hierfür war vor allem, daß sich der Sub-

ventionsgrad bei der Mineralölverarbeitung beinahe halbierte. Staatshilfen

für forschungsintensive Wirtschaftszweige, wie sie die Schumpeter-Indu-

Die RCA-Koeffizienten messen die relative Wettbewerbsposition einer
Branche; darin kommen freilich nicht nur komparative Kosten vor teile
oder -nachteile zum Ausdruck, sondern auch Auswirkungen der Pro-
tektion. Zur Berechnung vgl. Ziffer 46.
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Tabelle 36 - RCA-Koeffizienten und Subventionsgrade im Verarbeitenden
Gewerbe in der Bundesrepublik 1981-1986

Durchschnitt der
Heckscher-Ohlin-Industrien
Schiffbau
Holzbearbeitung
Zellstoff-, Holzschliff-, Papier-
u. Pappeerzeugung
Ledergewerbe
Papier- u. Pappeverarbeitung
Holzverarbeitung
Herstellung u. Verarbeitung von
Glas
Bekle idung s gewe rbe
Getränkeherstellung
Feinkeramik
Erzeugung von EBM-Waren
Gewinnung u. Verarbeitung v.
Steinen u. Erden

Druckerei, Vervielfältigung
Textilgewerbe
GummiVerarbeitung
Ernährungsgewerbe (ohne
Getränkeherstellung)
Herstellung v. Musikinstrumenten,
Spielwaren

NE-Metallerzeugung
Tabakverarbeitung
Ziehereien, Kaltwalzwerke,
Stahlverformung

Eisenschaffende Industrie
Gießerei
Stahl- und Leichtmetallbau

Durchschnitt der Immobilien
Schumpeter-Industrien
Luft- und Raumfahrzeugbau
Feinmechanik, Optik
Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau

Durchschnitt der mobilen
Schumpeter-Industrien
Herstellung v. BUromaschinen,
ADV-Geräten u. -Einrichtungen
Herstellung v. Kunststoffwaren
Chemische Industrie
Elektrotechnik
Mineralölverarbeitung
Durchschnitt des
Verarbeitenden Gewerbes

RCA-Koeffizient

1981

- 39,6
43,9

-136,4

-110,2
-150,9
12,6

- 38,8

- 23,1
-111,0
- 94,8
- 35,3
17,8

- 31,6
79,1

- 73,1
- 22,6

- 53,6

- 41,2
- 74,6
84,1

50,1
22,8
50,6
103,0

77,8
- 54,1

3,2
103,0
94,4

- 13,7

- 31,8
12,1
9,7

14,8
-165,4

0,0

1986

- 39,3
82,8

-104,0

- 87,5
-130,9

31,2
- 23,5

- 7,8
- 96,6
- 80,8
- 21,4
29,7

- 19,9
89,8

- 67,5
- 19,0

- 50,8

- 42,3
- 77,0
69,0

34,2
3,5

28,0
77,6

74,9
- 33,2

3,4
95,4
85,8

- 12,2

- 11,9
24,4
14,3
12,7

-213,4

0,0

Subventions-
grad

1981

3,1
34,2
2,8

2,2
1,3
2,7
2,1

1,8
2.5
4,3
2,1
1,7

2,6
2,1
2,6
1.1

3,3

1,2
4,8
14,0

1.5
5,3
1,3
1,8

2,6
18,6
1,6
2,8
1,3

3,0

2,3
1,9
3,0
3,1
4,6

2,9

1986

3,5
22,0
3,6

2,1
2,1
2,7
3,3

1,8
3,3
5,6
2,8
1,7

3,5
2,4
3,3
1,3

3,8

1,5
4,0
16,5

1,8
7,4
1,7
2,2

2,6
12,1
2,2
3,1
1,4

2,6

1,9
1,7
2.2
3,1
2,6

2,9

Veränderung
1981-1986

RCA-Ko-
effi-
zient

0,3
38,9
32,4

22,7
20,0
18,6
15,3

15,3
14,4
14,0
13,9
11,9

11,7
10,7
5,6
3,6

2,8

- 1,1
- 2,4
-15,1

-15,9
-19,3
-22,6
-25,4

- 2,9
20,9
0,2

- 7,6
- 8,6

1,5

19,9
12,3
4,6

- 2,1
-48,0

X

Subven-
tions-
grad

0,4
-12,2
0,8

- 0,1
0,8

± 0,0
1,2

± 0,0
0,8
1,3
0,7

± 0,0

0,9
0,3
0,7
0,2

0,5

0,3
- 0,8
2,5

0,3
2,1
0,4
0,4

± 0,0
- 6,5
0,6
0,3
0,1

- 0,4

- 0,4
- 0,2
- 0,8
± 0,0
- 2,0

± 0,0

Quelle: Statistisches Bundesamt [dl ; eigene Berechnungen.
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strien darstellen, werden in der Regel aus wachstumspolitischen Gründen

gewährt. Ökonomisch fragwürdig sind sie trotzdem, weil häufig das ge-

fördert wird, was andernorts schon erfunden wurde und importiert wer-

den könnte. So legt die Subventionspolitik möglicherweise den Grundstein

für künftige Überkapazitäten. Zu bezweifeln ist auch, daß staatliche

Technologiepolitik immer und überall die beabsichtigte innovationsf or-

dernde Wirkung hat [Klodt, 1987]. Daß es auch ohne Subventionen geht,

zeigt die Verbesserung der RCA-Koeffizienten bei der Büro- und Daten-

technik, der Herstellung von Kunststoffwaren und der Chemischen Indu-

strie.

4. Resümee: Strategien für einen Subventionsabbau

207. Die Erfahrung hat gezeigt, daß es nicht leicht ist, Subventionen zu

kürzen, denn so etwas ist für die davon Betroffenen schmerzlich. Unter-

nehmen, die aus dem "Sauerstoffzelt staatlicher Fürsorglichkeit" (Schum-

peter) entlassen werden, geraten möglicherweise in Atemnot. Würde die

Bundesregierung gleichzeitig mit den Subventionen die einkommens- und

gewinnabhängigen Steuern senken, so könnte sie den politischen Wider-

stand gegen Subventionskürzungen mindern. Viele Unternehmen könnten

sogar einen Vorteil daraus ziehen. Das Institut für Weltwirtschaft wie-

derholt seinen früheren Vorschlag, Subventionsabbau und Steuersenkun-

gen als integrale Bestandteile eines wirtschaftspolitischen Gesamtkonzepts

zu betrachten [Gerken et al. , 1985]. Erwägenswert wäre es dabei, die

Steuern stärker als im Gleichschritt mit den Subventionen zu senken.

Wenn dabei kurzfristig das Staatsdefizit stiege, wäre dies unbedenklich,

denn dadurch würde die Ausgabephantasie eingedämmt. Da Subventions-

abbau und Steuersenkung zudem auf mittlere Sicht mehr Realeinkommen

und damit auch mehr Staatseinnahmen versprechen, würde zugleich die

Voraussetzung für einen mittelfristigen Budgetausgleich geschaffen.

208. Der Subventionsabbau sollte, wie schon begründet, schwerpunkt-

mäßig bei den Finanzhilfen ansetzen. Hier ist die Rasenmäher-Methode,

bei der alle Finanzhilfen im gleichen (relativen) Ausmaß reduziert wer-

den, wohl die beste Strategie. Denn erstens würden die politischen Wi-

derstände minimiert, weil alle davon gleichermaßen betroffen wären, und
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die Bundesregierung würde deutlich signalisieren, daß sie künftig nicht

mehr gewillt ist, Ausnahmen von der Regel zuzulassen. Zweitens würden

die Allokationsverzerrungen rascher abgebaut, und der Strukturwandel

käme besser voran als bei einem Konzept, das strukturschwache Bran-

chen bevorzugt.

209. Gegen die Rasenmäher-Methode werden freilich auch Einwände er-

hoben:

- Oft wird argumentiert, sie sei theoretisch zwar überzeugend, aber kein

praktikables Konzept, da die Bundesregierung geltende Verträge nicht

brechen könne. Dieser Einwand überzeugt nicht. Denn in den meisten

Fällen gibt es keine vertraglichen Abmachungen, die die Bundesregie-

rung auf eine bestimmte Summe und auf eine bestimmte Frist festlegen.

Sie ist in keiner Weise daran gehindert, dort linear zu kürzen, wo es

befristete Abmachungen nicht gibt, und auch nicht daran, voranzu-

kündigen, daß beim Auslaufen eines "Subventions-Abkommens" in jedem

Fall linear gekürzt wird.

- Ein anderes Argument lautet, Subventionen ließen sich nicht alle über

einen Kamm scheren und sollten daher nicht regelgebunden reduziert

werden. Es sei vielmehr ein kasuistisch-selektives Vorgehen geboten.

Dies ist gewiß richtig, aber es müßte implizieren, daß bei den hoch-

subventionierten Bereichen relativ stärker gekürzt würde als bei den

anderen Bereichen, denn dadurch käme der Abbau der Allokationsver-

zerrungen rascher voran als bei einem linearen Konzept. Wie die Er-

fahrung zeigt, ist jedoch das Plädoyer für selektives Vorgehen mei-

stens anders gemeint: Man hofft, daß nur bei den anderen kräftig ge-

kürzt wird und man selbst ungeschoren bleibt. Bei der diskretionären

Methode ist somit bereits programmiert, daß es so gut wie keinen Sub-

ventionsabbau gibt und es bei Ankündigungen bleibt.

210. Hält die Bundesregierung die Rasenmäher-Methode aus politischen

Gründen für nicht anwendbar, so kann sie auch eine andere Strategie

wählen; es muß aber auf jeden Fall eine regelgebundene sein. Bei den

Struktur seh wachen Wirtschaftszweigen könnten die Finanzhilfen eingefro-

ren und bei den übrigen Branchen linear gekürzt werden. Es ist auch

eine Kürzungsvorgabe nach Ministerialbereichen denkbar - der zuständi-
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ge Fachminister entscheidet, wo gekürzt wird. Worauf es ankommt, ist

eine verbindliche Festlegung.

211. Subventionen haben jedoch nicht nur eine quantitative, sondern

auch eine qualitative Dimension: Neben der Verringerung des Finanzhil-

fevolumens ist eine Lockerung der Verwendungsauflagen anzustreben,

weil diese strukturelle Anpassungsprozesse erschweren. Ferner sollte die

Subventionspolitik überschaubarer werden. Sie sollte sich auf wenige

Programme mit einem jeweils klar definierten Ziel beschränken [Donges,

Schmidt et al. , 1988].

212. Die Vollendung des EG-Binnenmarktes stellt nicht nur die Unterneh-

men, sondern auch die Wirtschaftspolitik vor neue Herausforderungen.

Ein mutiger Subventionsabbau setzte nicht nur finanzielle Ressourcen für

die angekündigte Steuerentlastung der Unternehmen, die aus wettbe-

werbspolitischen Gründen dringend geboten ist, frei. Er förderte auch

die Innovations- und Investitionskraft der deutschen Wirtschaft. Und er

würde vielleicht die Regierungen anderer Länder auf diesem Gebiet zum

"Imitationswettbewerb" anregen (vgl. Anhang VII)

IV. Senkung der Steuern: Die Konkurrenz zieht davon

1. Entwicklung der Abgabenquote: Wo steht die Bundesrepublik im inter-
nationalen Vergleich?

213. Die Bundesregierung sieht es als ihre Aufgabe an, die Abgabenbe-

lastung zu senken. Nach der Korrektur des Einkommensteuertarifs in den

Jahren 1986 und 1988 und der Steuerreform von 1990 hält die Bundesre-

gierung eine Reform der Unternehmensbesteuerung für erforderlich. Eine

Senkung der Steuern auf Unternehmensgewinne ist im Hinblick auf die

Attraktivität des Standorts Bundesrepublik ähnlich bedeutsam wie die

Maßnahmen zur Deregulierung oder der Abbau der Subventionen.

214. In allen großen Industrieländern ist die Abgabenbelastung, gemes-

sen am Aufkommen aus Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen im

Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt, langfristig (1965-1987) gestiegen
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[OECD, d, 1988], wenn auch in unterschiedlichem Maße. In Frankreich,

Italien und Japan nahm die Quote - bei sehr ähnlichem Verlauf - um 9-13

Prozentpunkte zu (Schaubild 23), in der Bundesrepublik, im Vereinigten

Königreich und in den Vereinigten Staaten - bei ebenfalls ähnlichem Ver-

lauf - um 3-8 Prozentpunkte. In vielen Ländern hat sich allerdings in

den achtziger Jahren der Anstieg der Abgabenquote nennenswert abge-

flacht; in einigen Ländern verharrte die Abgabenbelastung auf dem An-

fang der achtziger Jahre erreichten Niveau.

Schaubild 23 - Entwicklung der Abgabenbelastung in ausgewählten OECD-
Ländern 1965-1987 (vH) (a)
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215. Im Jahre 1980, das für einige Länder in etwa den Zeitpunkt der

Änderung im Anstiegstempo der Abgabenquote kennzeichnet, war die Be-

lastung durch Steuern und Sozialbeiträge am höchsten in Schweden, Nor-

wegen, den Niederlanden und Dänemark (Tabelle 37). Die Bundesrepu-

blik nahm unter den 21 (in den Vergleich einbezogenen) OECD-Ländern

zusammen mit Frankreich und Österreich einen Platz im hinteren Mittel-

feld ein.

216. Im Hinblick auf die Frage nach der Standortqualität ist bedeutsam,

wie die Abgabenquoten für Länder mit ähnlichem Entwicklungsniveau aus-

sehen. Mißt man das Entwicklungsniveau am Bruttoinlandsprodukt (in

Preisen und zu Wechselkursen des Jahres 1985) je Einwohner, dann zeigt

sich, daß bei gegebenem Einkommensniveau die Abgabenbelastung im Jah-

re 1980 vergleichsweise niedrig war in der Schweiz, in den Vereinigten

Staaten, in Kanada, in Japan und in Australien (Schaubild 24). Ver-

gleichsweise hoch war sie in Belgien, den Niederlanden und in den skan-

dinavischen Ländern (ausgenommen Finnland). Nach 1980 hat die Bela-

stung in einigen Ländern bei steigendem Realeinkommen nicht zu-, son-

dern sogar abgenommen. Zu diesen Ländern zählen - außer den Verei-

nigten Staaten und Neuseeland - die Niederlande und die Bundesrepu-

blik. Allerdings war die Belastung in diesen beiden Ländern im Jahre

1986 dennoch deutlich höher als beispielsweise in den nordamerikanischen

Ländern, in Japan, in Australien oder in der Schweiz. Diese Länder

sind, was den Wettbewerb der Standorte betrifft, in steuerlicher Hinsicht

besser gerüstet als die Bundesrepublik.

217. Nach 1986 sind in einigen Ländern teilweise grundlegende Steuer-

rechtsänderungen in Kraft getreten. Dies hat sich in den globalen Abga-

benquoten der betreffenden Länder noch nicht nennenswert niederge-

schlagen. Deutlich hat aber die Belastung im Vereinigten Königreich ab-

genommen. Die Rangfolge der Länder hat sich deshalb nach 1986 insbe-

Bei gegebener Abgabenquote ist das Steuer leid der Bürger eines Lan-
des nicht unabhängig von dessen Einkommensniveau. Bei einem höheren
Einkommensniveau mag eine bestimmte Steuerbelastung als weniger
drückend empfunden werden als bei einem niedrigen. Das Steuerleid in
diesem Sinne kann man am Quotienten aus Abgabenquote und Einkom-
mensniveau messen (Tabelle A14). Dabei ist freilich bedeutsam, welche
Staatsausgaben durch die Abgaben an den Staat finanziert werden.
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Tabelle 37 - Abgabenbelastung in ausgewählten OECD-Ländern 1965, 1980
und 1986

Bundesrepublik
Australien
Belgien
Dänemark
Finnland
Frankreich
Griechenland
Irland
Italien
Japan
Kanada
Neuseeland
Niederlande
Norwegen
Österreich
Portugal
Schweden
Schweiz
Spanien
Vereinigte Staaten
Vereinigtes Königreich

OECD-Länder insgesamt(b)

Abgabenquote(a

1965

vH Rang

31,6 16
23,5 6
30,8 15
29,9 13
29,5 12
35,0 20
20,6 4
26,0 11
23,6 7
18,3 2
25,4 9
24,7 8
33,2 17
33,3 18
34,7 19
18,4 3
35,4 21
20,7 5
14,7 1
25,9 10
30,6 14

26,6 x

(a) Steueraufkommen und Sozialbeiträge als
produkt. - (b) Ungewogener Durchschnitt.

1980

vH Rang

38,0 14
29,0 5
43,5 17
45,5 18
33,0 10
41,7 16
28,6 3
34,0 12
30,0 7
25,5 2
31,6 9
33,0 10
45,8 19
47,1 20
41,2 15
28,7 4
49,4 21
30,8 8
24,1 1
29,5 6
35,3 13

35,1 x

1986

vH

37,5
31,4
45,4
50,6
38,4
44,2
36,7
40,2
36,2
28,8
33,2
32,9
45,5
49,8
42,6
32,4
53,5
32,6
30,4
28,9
39,0

38,1

Rang

11
4

17
20
12
16
10
14
9
1
8
7

18
19
15
5

21
6
3
2

13

X

Anteil am Bruttoinlands-

Quelle: OECD [d].

sondere in der Weise geändert, daß das Vereinigte Königreich nach vorn

gerückt ist [Boss, 1989). Für die Bundesrepublik folgt aus alledem, daß

sie inzwischen bei der globalen Abgabenbelastung einen Mittelplatz ein-

nimmt. Der Abstand zu den Vereinigten Staaten ist nicht kleiner gewor-

den; der Abstand zu anderen Industrieländern scheint in jüngster Zeit

aufgrund der Steuersenkungen im Ausland jedoch größer geworden zu

sein.
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Schaubild 24 - Steuerbelastung (a) und Entwicklungsniveau (b) in den
OECD-Ländern 1980 und 1986
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Quelle: OECD [c; d ] ; eigene Berechnungen.
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2. Gewinn- und Einkonmiensteuerbelastung: Handicaps für den Standort

Bundesrepublik

218. Globalindikatoren für die Steuerbelastung sind wenig aussagekräf-

tig, wenn man die Attraktivität des Standorts Bundesrepublik für poten-

tielle Investoren und für mobile Arbeitskräfte beurteilen will. Statt des-

sen ist im konkreten Fall auf die Belastung der Unternehmensgewinne

und der Arbeitseinkommen abzustellen. Hierbei sind grundsätzlich Unter-

schiede in den Steuersätzen und Unterschiede in den Vorschriften zur

Ermittlung der jeweiligen Bemessungsgrundlagen einzubeziehen. Die Ab-

grenzungs- und Bewertungsregeln in wichtigen Industrieländern sind

zwar im Detail verschieden, es hat aber in den achtziger Jahren in man-

cher Hinsicht - häufig in Verbindung mit Korrekturen der Steuersätze -
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insgesamt ein Stück Annäherung gegeben [Boss, 1988; Leibfritz,

Parsche, 1988; Fuest, Kroker, 1987]. Somit ist es zulässig, sich bei

Steuerbelastungsvergleichen auf einen Steuersatzvergleich zu konzentrie-

ren, wenn nur alle Steuern auf den Gewinn - auch in ihrer gegenseiti-

gen Bedingtheit und Verzahnung - einbezogen werden. Die so ableitba-

ren Aussagen über die Standortqualität wichtiger Industrieländer werden

durch Unterschiede in den Bewertungs- und Abgrenzungsregeln nur re-

lativiert, nicht aber im Vorzeichen geändert.

219. Ein wichtiger Indikator für die Anreizwirkungen eines Steuersystems

sind die jeweils geltenden Grenzsteuersätze; von ihnen hängen die Lei-

stungsbereitschaft sowie die Entscheidungen über zusätzliche Investitio-

nen maßgeblich ab. Ein internationaler Vergleich der Grenzsteuersätze

auf Arbeitseinkommen oder auf Gewinne der Einzelunternehmen und Per-

sonengesellschaften ist wegen des progressiven Verlaufs der Steuertarife

nicht ohne weiteres möglich; bei Kapitalgesellschaften ist ein Vergleich

wegen der unterschiedlichen steuerlichen Behandlung von einbehaltenen

und ausgeschütteten Gewinnen schwierig. Immerhin liefern die Körper-

schaftsteuersätze und die Spitzensätze bei der Einkommensteuer einen

Hinweis auf die internationalen Unterschiede in der marginalen Steuerbe-

lastung.

220. Der in der Bundesrepublik geltende Körperschaftsteuersatz bei Ge-

winnthesaurierung übersteigt die Sätze aller in den Vergleich einbezoge-

nen Länder (Tabelle 38). Daran wird sich mit der im Jahre 1990 in Kraft

tretenden Steuersenkung nichts ändern. Selbst der Abstand zu einigen

Ländern wird dann nicht kleiner sein als beispielsweise im Jahre 1986,

In einer Studie des DIW [Seidel et al. , 1989] werden die in der Bun-
desrepublik geltenden Vorschriften zur Ermittlung des Unternehmens-
gewinns (Abschreibungsregeln, Möglichkeiten zur Bildung von Rück-
stellungen etc. ) als vergleichsweise günstig eingestuft. Dieser relative
Vorteil des Standorts Bundesrepublik überwiege häufig Nachteile, die
aus den relativ hohen Steuersätzen resultieren. Zudem wird auf die
vergleichsweise niedrige Gewinnsteuerbelastung bei Ausschüttung hin-
gewiesen. Insgesamt wird ein Bedarf, die Unternehmensbesteuerung zu
mildern, nicht gesehen. Die Argumentation des DIW ist wenig überzeu-
gend. Eine eingehende Auseinandersetzung mit den DIW-Ergebnissen
kann hier aber nicht erfolgen (zur Steuerbelastung der Kapitalgesell-
schaften bei Gewinnausschüttung vgl. aber Anhang VIII).
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Tabelle 38 - Körperschaftsteuersätze
1980-1990 (vH)

(a) in ausgewählten Ländern

1980 1986 1988 1989 1990

Bundesrepublik
Belgien
Dänemark
Frankreich
Griechenland
Irland(c)
Italien
Japan(d)
darunter:
Staatssteuer

Kanada
Luxemburg
Neuseeland
Niederlande
Österreich
Portugal(f)
Schweden
Schweiz(j)
Spanien
Vereinigte
Staaten(k)
Vereinigtes
Königreich

56
48
40
50
38-43
45
36,3
46,9

40,0
48
40
48
48
55 -
27,8(g)
57,4

12,5-39,2
33

50,3

52

34

11

56
45
50
45
49
50
46,4
50,8

43,3
50
40
48
42
55
,2-47,
52
,6-33,6
35

49,8

35

2 34

56
43
50
42
49
47
46,4
49,3

42,0
42(e)
36
28
42
55
.2-42,8
52

11,1-39,2
35

38,6

35

56
43
50
39
46
43
46,4
46,9

40,0
42(e)
34(b)
33
35
30
34-43
52(i)

11-30
35

38,6

35

50
43
35(b)
39
46
43
46,4
44,0

37,5
42(e)
34(b)
33
35
30
34-43(h)
49(b)

11-30
35

38,6

35

(a) Auf einbehaltene Gewinne; Regelsatz für Länder mit gestaffelten
Sätzen; einschließlich Steuern nachgeordneter Gebietskörperschaften
(etwaige Absetzbarkeit bei der Staats- bzw. Bundessteuer berücksich-
tigt). - (b) Geplant. - (c) 10 vH für produzierende Kapitalgesell-
schaften [vgl. Grotherr, 1989]. - (d) Einschließlich eines Zuschlags
der Präfekturen und Gemeinden von 17,3 vH für die Jahre 1988-1990. -
(e) Zuzüglich 3 vH auf die Körperschaftsteuer ab 01.07.1987; niedri-
gere Sätze für produzierende Kapitalgesellschaften. Die Provinzen er-
heben eine eigene Steuer von durchschnittlich 14 vH. - (f) Schedulen-
steuer auf GewerbeeinkUnfte und Ergänzungsteuer. - (g) Distrikt Lis-
sabon. - (h) Änderung geplant. - (i) Zuzüglich 15 vH Zusatzsteuer. -
(j) Zürich; Staffelung nach der Rendite. - (k) Einschließlich Steuer
der Einzelstaaten (8 bzw. 7 vH im Durchschnitt für 1980 bzw. 1986-
1990), ohne lokale Steuer.

Quelle: BMF [lfd. Jgg.]; eigene Berechnungen.

weil dort die Steuersätze gesenkt worden sind oder Senkungen bevorste-

hen. Der Spitzensteuersatz der Einkommensteuer ist in der Bundesrepu-

blik ebenfalls vergleichsweise hoch (Tabelle 39). Wie bei der Besteuerung

der Gewinne der Körperschaften kommt bei der Besteuerung der Gewinne
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Tabelle 39 - Maximale marginale Einkommensteuersätze (a) in ausgewähl-
ten Ländern 1980-1990 (vH)

Bundesrepublik
Belgien(b)
Belgien(c)
Dänemark(b)
Dänemark(d)
Frankreich
Griechenland
Irland
Italien(b)
Italien(d)
Japan(b)
Japan(f)
Kanada(b)
Kanada(f)
Luxemburg
Niederlande
Österreich
Portugal
Schweden(f)
Schweiz(f) (Zürich)
Spanien
Vereinigte
Staaten(b)
Vereinigte Staa-
ten(f) (New York)
Vereinigtes
Königreich

1980 1986

56 56
72,0 72,0
76,3 76,3
39,6 39,6
62,6 65,6
60 65
60 63
60 58
72 62
76,2 68,2
75 70
93(g) 88(f)
43 34
61,9 50,3
57 57
72(g) 72
62 62
80 60
87(g) 80
44,8 42,4
65,5(g) 66(g)

70 50

74,2 58,8

60 60

(a) Grundtarif für Alleinstehende. - (b)
geordneter Gebietskörperschaften. - (c)
schlag, Plafonds für

1988

56
71,2
76,9
40
68,2
56,8
63
58
62
68,2
60
76
29
45
56
72
62
60
75
40,9
56

28(33)

36,6

40

1989 1990

56 53
55 55
59,4 59,4
40 40
68,2 52(e)
56,8 56,8
63 63
58 58
50 50
58,1 58,1
50 50
66 66
29 29
45 45
56 56
72 60(e)
50 50
60 60(h)
75 75
40,9 40,9
56 56

28(33) 28(33)

36,6 36,6

40 40

Ausschließlich Steuern nach-
Einschließlich Gemeindezu-

• die Gesamtbelastung (72 vH im Jahre 1988). -
(d) Einschließlich Gemeindeeinkommensteuer. - (e) Geplant. - (f) Ein-
schließlich der Steuer des Einzelstaats (der Präfektur, Provinz etc.)
und der lokalen Steuer. - (g) Plafonds für
(h) Senkung geplant.

Gesamtbelastung. -

Quelle: BMF [lfd. Jgg . ] ; eigene Berechnungen.

von Einzelunternehmen und Personengesellschaften in vielen Fällen die

Belastung durch die Gewerbesteuer hinzu.

221. Wichtig für die Anreize zur Einkommenserzielung (Leistungs-, Inve-

stitions- und Risikobereitschaft) ist zudem der Verlauf des Einkommen-

steuertarifs in den einzelnen Ländern, insbesondere bei höheren Einkorn-
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mensstufen. Im folgenden Vergleich der Tarife in der Bundesrepublik, im

Vereinigten Königreich und in den Vereinigten Staaten wird auf den

Grundtarif der Einkommensteuer abgestellt; eventuell vorhandene Entla-

stungen für Verheiratete oder Steuerpflichtige mit Kindern werden also

nicht berücksichtigt. Zudem wird nur die jeweilige Einkommensteuer des

Bundes oder Zentralstaats einbezogen; Einkommensteuern oder ähnliche

Steuern nachgeordneter Gebietskörperschaften werden vernachlässigt. Es

werden die im Jahre 1990 gültigen Steuertarife zugrunde gelegt, die auf-

grund diskretionärer Maßnahmen oder aufgrund gesetzlich vorgeschriebe-

ner Indexierung von jenen des Jahres 1989 abweichen. Für die Bundes-

republik bedeutet dies, daß der im Jahre 1988 für 1990 beschlossene Ta-

rif mit arithmetisch-linear steigendem Grenzsteuersatz betrachtet wird.

Für die Vereinigten Staaten wird der indexierte Reformtarif zugrunde

gelegt (Annahme: Inflationsraten von 5 bzw. 6 vH in den Jahren 1989

und 1990). Für das Vereinigte Königreich sind die im März 1989 ange-

kündigten Maßnahmen berücksichtigt. Die allgemeinen persönlichen Frei-

beträge werden Steuer technisch (wie in der Bundesrepublik) als Grund-

freibetrag behandelt.

222. Der Vergleich zeigt, daß die Grenzsteuersätze der Einkommensteuer

im Vereinigten Königreich auf praktisch allen Einkommensstufen niedriger

sind als jene gemäß dem deutschen Einkommensteuertarif (Schaubild 25).

Auch die Grenzsteuersätze der Bundeseinkommensteuer in den Vereinig-

ten Staaten liegen - sogar noch deutlicher - unter den deutschen Sät-

zen. Dabei wird vernachlässigt, daß es dort - wie erwähnt - Einkommen-

steuern der nachgeordneten Gebietskörperschaften gibt. Auch wurde

nicht berücksichtigt, daß andere Steuern wie z. B. Substanzsteuern zur

Einkommensteuerbelastung hinzukommen können. Schließlich läßt der Ver-

gleich der Tarife mögliche Unterschiede bei der Abgrenzung der Bemes-

sungsgrundlagen der Einkommensteuer außer acht. All dies ändert aber

nichts daran, daß die Leistungs- und Investitionsbereitschaft in der

Bundesrepublik durch die hohen Grenzsteuersätze vergleichsweise stark

beeinträchtigt wird.

223. Einbehaltene Gewinne von Kapitalgesellschaften werden in der Bun-

desrepublik höher besteuert als in anderen wichtigen Industrieländern

(vgl. Anhang VIII). Die Kör per schafts teuer Senkung ab 1990 wird daran
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Schaubild 25 - Marginaler Einkommensteuersatz in Abhängigkeit vom zu
versteuernden Einkommen (a) in der Bundesrepublik, im
Vereinigten Königreich und in den Vereinigten Staaten
(b) 1990
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(a)Grundtabelle (lediger Steuerpflichtiger); Umrechnung in DM anhand der Devisenkurse des Jahres 1988. -
(b) Nur Bundessteuer.

Quelle: Eigene Zusammenstellung.

nur wenig ändern. Bei Gewinnausschüttung schneidet die Bundesrepublik

im internationalen Vergleich günstiger ab, und zwar vor allem deshalb,

weil inländische Kapitalanleger die gezahlte Körperschaftsteuer mit ihrer

persönlichen Einkommensteuer verrechnen können. Ausländische Anleger

haben diese Möglichkeit nicht. Für sie ist daher häufig eine Kapitalanlage

in anderen Ländern attraktiver. Entsprechende Rentabilitätsüberlegungen

zeigen beispielsweise, daß die Bundesrepublik für britische und amerika-

nische Anleger in steuerlicher Hinsicht wenig attraktiv ist.

3. Steuerreform: Zaghaft im Inland - mutig im Ausland

224. Die Steuerpolitik ist ein wichtiges Instrument im internationalen

Wettbewerb um mobile Ressourcen. Die Bundesrepublik hat infolge der

Steuersatzsenkungen in vielen anderen Ländern in letzter Zeit insgesamt

an Anziehungskraft für potentielle Investoren verloren - trotz einzelner

Maßnahmen wie z. B. der Verkürzung der Abschreibungsfrist für Wirt-

schaftsgebäude (ab 1985) und der Entlastungen bei der Gewerbe- und
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der Vermögens teuer (ab 1983/1984). Wichtige Konkurrenzländer haben

mehr getan, um die Steuerbelastung der Unternehmen zu verringern. Die

Steuerreform 1990 ist zwar für sich genommen ein wichtiger Schritt, um

den Standort Bundesrepublik wieder attraktiver zu machen, andere Län-

der haben aber ebenfalls Steuersenkungen beschlossen, die teilweise dar-

über hinausgehen:

- In Österreich ist der (höchste) Körperschaftsteuersatz für einbehaltene

Gewinne ab 1989 von 55 auf 30 vH gesenkt worden; bei den ausge-

schütteten Gewinnen beträgt der Steuersatz ebenfalls 30 vH. Die Ver-

mögensteuer darf von der Bemessungsgrundlage der Körperschaftsteuer

abgesetzt werden. Der Meßbetrag bei der Gewerbesteuer ist um 10 vH

gesenkt worden; der bundeseinheitliche Hebesatz bleibt unverändert.

Eine Gewerbekapitalsteuer gibt es seit 1986 nicht mehr. Einzelne selek-

tive Abschreibungserleichterungen wurden abgeschafft.

- In Frankreich ist die Körperschaftsteuer mehrmals gesenkt worden.

Einbehaltene Gewinne werden ab 1989 mit 39 vH belastet, Ende der

siebziger Jahre waren es noch 50 vH.

- In den Niederlanden wurde der Körperschaftsteuersatz ab Oktober 1988

von 42 auf 35 vH herabgesetzt; dafür wurde freilich im Frühjahr 1988

eine Investitionszulage abgeschafft.

- Japan hat eine Senkung des Körperschaftsteuersatzes in zwei Stufen

beschlossen; die Belastung der ausgeschütteten Gewinne wird der für

einbehaltene Gewinne angeglichen.

- Auch einige skandinavische Länder bereiten Steuersenkungen vor.

Verschiedene außereuropäische Länder wie Kanada, Australien und

Neuseeland waren damit schon vorangegangen.

225. In der Bundesrepublik wird Anfang 1990 der Steuersatz für einbe-

haltene Gewinne der Kapitalgesellschaften von 56 auf 50 vH herabgesetzt.

Dadurch sinkt die Körperschaftsteuer auf die (nicht von der Bemes-

sungsgrundlage der Körperschaftsteuer absetzbare) Vermögens teuer der

Kapitalgesellschaften; die Gesamtbelastung thesaurierter Gewinne wird

freilich nur um 4 Prozentpunkte auf 66 vH abnehmen. Bedeutsam ist zu-

dem die Korrektur einzelner Doppelbesteuerungsabkommen. So wurde mit

den Vereinigten Staaten eine beiderseitige Senkung der Kapitalertrag-

steuer auf Dividendenzahlungen im Mutter-Tochter-Verhältnis in zwei

Stufen vereinbart (ab 1990 von 15 auf 10 vH und ab 1992 auf 5 vH). Mit
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der Senkung der Kapitalertragsteuer nimmt die Belastung inländischer

Tochtergesellschaften ausländischer Muttergesellschaften um 6,4 Prozent-

punkte ab. Gleichzeitig nimmt (infolge der Kapitalertragsteuersenkung)

die Attraktivität des Standorts Vereinigte Staaten für Tochtergesellschaf-

ten deutscher Muttergesellschaften zu. Für die in den Vereinigten Staa-

ten ansässigen sogenannten Streubesitzer (Anteilseigner, die nicht Mut-

tergesellschaften sind) wird die Kapitalertragsteuer auf Dividenden von

15 auf 10 vH gesenkt (bei fiktiver Anrechnung); dies begünstigt die Ka-

pitalanlage in der Bundesrepublik. Entsprechende Regelungen mit der

Schweiz werden noch 1990 in Kraft treten.

226. Der internationale Wettlauf um Steuersenkungen hat große Bedeu-

tung für die relative Attraktivität des Standorts Bundesrepublik. Zu be-

rücksichtigen ist dabei, daß das internationale Kapital mobiler geworden

ist. Neue Technologien im Bereich von Information und Kommunikation

erleichtern den Transfer von Wissen und senken die Kosten für die Ver-

lagerung von Produktionsstätten, Unternehmensteilen und ganzen Unter-

nehmen beträchtlich. Mit einer relativ hohen Steuerbelastung kann zwar

ein vergleichsweise hohes Maß an staatlichen Leistungen für Unterneh-

menszwecke (etwa durch die Bereitstellung öffentlicher Infrastrukturein-

richtungen) finanziert werden; ob das immer und überall zu Buche

schlägt, ist aber fraglich. Eine hohe Steuerbelastung kann deshalb dazu

beitragen, daß inländisches Kapital abwandert und ausländisches Kapital

nicht zuströmt.

4. Was vordringlich ist: Gewinnsteuern senken

227. Die Bundesregierung hat eine Reform der Unternehmensbesteuerung

angekündigt, konkrete Pläne jedoch noch nicht vorgelegt. Es gibt inzwi-

schen zahlreiche Reformvorschlage aus der Wissenschaft und von Wirt-

schaftsverbänden. Diese unterscheiden sich zwar im Detail, zielen aber

alle darauf ab, die Belastung der Unternehmensgewinne zu senken, um

die Investitionstätigkeit zu fördern und mehr rentable Arbeitsplätze zu

schaffen.
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228. Um die Unternehmensgewinne weniger als bisher zu besteuern, bie-

tet es sich an, die Vermögensteuer für Kapitalgesellschaften und die Ge-

werbekapitalsteuer ersatzlos zu streichen. Steuermindereinnahmen der

Gemeinden, mit denen bei Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer zu

rechnen wäre, ließen sich vermeiden, wenn gleichzeitig die Gewerbe-

steuerumlage, also die Beteiligung des Bundes und der Länder am Ge-

werbesteueraufkommen, abgeschafft würde. Ohnehin würden die Gemein-

den - wegen der Absetzbarkeit der Gewerbesteuerzahlungen bei der Ge-

winnermittlung - von höheren Einkommens teuer einnahmen profitieren.

229. Darüber hinaus sollten der Körperschaftsteuersatz und die Spitzen-

sätze der Einkommensteuer deutlich gesenkt werden. Orientierungsmarken

sollten die entsprechenden Steuersätze im Ausland sein. Das könnte be-

deuten, daß der Maximalsatz für beide Steuern beispielsweise auf 36 vH

festzulegen wäre, den gegenwärtig gültigen Körperschaftsteuersatz für

Ausschüttungen. Die Kapitalertragsteuer für Dividenden könnte dann er-

satzlos abgeschafft werden.

230. Zur Finanzierung der Steuersenkungen sollten Staatsausgaben, ins-

besondere Finanzhilfen, gekürzt werden. Wenn auf diese Weise die Inve-

stitions- und Leistungsanreize gestärkt würden, fiele die Wachstumsrate

des Produktionspotentials höher aus, und die Beschäftigungschancen

würden größer. Die Bundesrepublik wäre besser gerüstet für den inter-

nationalen Standortwettbewerb.
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E. Zusammenfassung: Im Strukturwandel vorangekommen?

231. Im Sog eines weltweiten Konjunkturaufschwungs kommt die deutsche

Wirtschaft wieder rascher voran - bei der Produktion, bei den Investitio-

nen und auch bei der Beschäftigung. Die Last der Probleme ist zwar

nach wie vor groß, aber sie wird offensichtlich nicht mehr als so

drückend wie vordem empfunden. Zahlreiche Unternehmen stellen sich

den Herausforderungen des Strukturwandels. Sie modernisieren ihre Pro-

duktionsanlagen, erneuern und bereinigen ihre Produktpalette und diver-

sifizieren ihre Tätigkeitsfelder, auch branchen- und länder über greifend.

232. Gleichwohl kann die Entwicklung nicht rundum zufriedenstellen. Auf

dem Weg zu besseren Wachstums beding ungen - besser auch im Vergleich

zu dem, was andere Volkswirtschaften erreicht haben - hat die deutsche

Wirtschaft bislang nur wenig an Boden gutgemacht. Die gesamtwirtschaft-

lichen Rahmenbedingungen sind noch lange nicht so, wie sie sein könn-

ten und wie sie sein müßten, um die Attraktivität des Produktionsstand-

orts Bundesrepublik zu steigern. Neue Arbeitsplätze entstehen heute

eher im Ausland als im Inland.

Die Wirtschaftspolitik muß sich in dieser Hinsicht Versäumnisse vorhalten

lassen. Auf vielen Feldern, auf denen sie gefordert ist, steuert sie kei-

nen klaren Kurs. Dringliche Aufgaben wie die Öffnung regulierter Märk-

te und den Abbau von Subventionen hat sie bislang kaum angepackt,

und andere wie die wachstumsorientierte Steuerreform hat sie bislang

nicht zu Ende gebracht. Gerade wenn die Konjunktur so gut läuft wie

zur Zeit, sollte mit angebotspolitischen Maßnahmen nicht gezögert wer-

den. Die sektorale und regionale Strukturpolitik ist aber überwiegend

das, was sie immer schon war: Politik zur Erhaltung unrentabler Ar-

beitsplätze statt zur Schaffung neuer Arbeitsplätze. Sie erweist sich da-

mit als Hypothek im Standortwettbewerb.

233. Vom Strukturwandel wird die deutsche Wirtschaft derzeit in mehrfa-

cher Hinsicht gefordert:

- Der Wettbewerb auf den internationalen Märkten wird härter. Der ra-

sche wirtschaftliche und technische Wandel führt zu tiefgreifenden

Veränderungen in der internationalen Arbeitsteilung. Die Fortschritte
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bei den modernen Informations- und Kommunikations technolog ien be-

schleunigen den Austausch von Wissen; sie machen technisches und or-

ganisatorisches Know-how zu einem wichtigen und vor allem mobilen

Produktionsfaktor. Das verschafft den Unternehmen in den Schwellen-

und Entwicklungsländern komparative Vorteile im internationalen Wett-

bewerb. Viele von ihnen sind inzwischen für die deutschen Unterneh-

men zu bedeutenden Konkurrenten auf den Märkten für High-tech-Gü-

ter und komplementäre Dienstleistungen geworden.

- Der Austausch von Produktionsfaktoren wird immer wichtiger; er er-

setzt teilweise den Austausch von Gütern und Dienstleistungen. Er be-

stimmt damit auch die weltweite Verteilung der Produktionsstandorte

und Arbeitsplätze. Im Standortwettbewerb verfügen jene Länder über

die besten Karten, die dem - mobilen - Kapital die besten Verwer-

tungschancen bieten. Bei einer Reihe von Standortfaktoren steht die

Bundesrepublik vorbildlich da. Aber es gibt im Urteil der Märkte auch

Schattenseiten, und andere Länder tun mehr, um ihre Attraktivität für

die internationalen Investoren zu steigern.

- Die fortschreitende Globalisierung der Märkte und die Internationalisie-

rung der Produktion ketten die nationalen Volkswirtschaften enger zu-

sammen. Damit schwinden die Möglichkeiten, sich dem internationalen

Wettbewerb durch Abschottungsmaßnahmen zu entziehen. Überdies

kommen Marktzutrittsbarrieren zur Abwehr der Konkurrenz die Volks-

wirtschaft zunehmend teurer zu stehen: Sie bremsen den Strukturwan-

del. Damit werden Wachstumschancen vergeben und die Beschäfti-

gungsmöglichkeiten nicht gemehrt. Die Bundesrepublik hat zwar relativ

offene Industriegütermärkte, aber - wie andere Länder auch - relativ

geschlossene Dienstleistungsmärkte. Es liegt nicht zuletzt im Interesse

der deutschen Unternehmen und Arbeitnehmer, daß hier etwas ge-

schieht.

Die tiefgreifenden Veränderungen in der internationalen Arbeitsteilung

werden sich fortsetzen, der weltweite Innovationswettlauf wird bestimmt

nicht langsamer. Strukturwandel ist kein einmaliger Vorgang. Er ist eine

Daueraufgabe für die Unternehmen und für die Wirtschaftspolitik.

234. Die deutschen Unternehmen behaupten weiterhin ihre führende Stel-

lung auf den internationalen Märkten, im Handel mit Industriegütern ha-
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ben sie den Verlust von Weltmarktanteilen Anfang der achtziger Jahre

inzwischen wieder wettgemacht. Als vorteilhaft erweist sich dabei die

Spezialisierungsstruktur des deutschen Außenhandels, die gut zur

Struktur des Welthandels paßt: Derzeit kommt die Dynamik von der welt-

weiten Nachfrage nach Investitionsgütern, und gerade auf diesem Feld

haben deutsche Unternehmen seit jeher ihre Stärken.

Ähnlich wie bei anderen Industrieländern läßt sich freilich auch bei der

Bundesrepublik eine gewisse- Nivellierung der Spezialisierungsstruktur

beobachten: Das Profil wird flacher. Das hängt nicht zuletzt mit dem ra-

schen Aufholprozeß der weniger fortgeschrittenen Länder zusammen, die

Schwellen- und die Entwicklungsländer gliedern sich zunehmend in die

intraindustrielle Arbeitsteilung ein. Der Wissenstransfer läßt diese Län-

der mittlerweile in hohem Maße am technischen Fortschritt in den Indu-

strieländern teilhaben; letztere büßten damit komparative Vorteile bei der

Produktion forschungsintensiver Güter ein. Es ist nicht zu übersehen,

daß deutsche Unternehmen in einer Reihe von High-tech-Branchen mit

hoher Mobilität der Produktionsfaktoren (mobile Schumpeter-Industrien)

mittlerweile ausgeprägte Wettbewerbsnachteile haben. In den High-tech-

Branchen mit geringer Faktormobilität (immobile Schumpeter-Industrien)

demonstrieren deutsche Unternehmen hingegen nach wie vor Stärke, ob-

wohl sie auch hier an internationaler Wettbewerbsfähigkeit eingebüßt

haben.

235. Die Erfolge auf den internationalen Märkten haben den Prozeß der

Deindustrialisierung der deutschen Wirtschaft zunächst einmal unterbro-

chen. Der industrielle Sektor hat in den letzten Jahren im Vergleich zum

Dienstleistungssektor sogar wieder deutlich Boden gutgemacht, wenn-

gleich nur bei der Produktion, nicht bei der Beschäftigung. Die Kehrsei-

te ist: Der Strukturwandel ist nicht so vorangekommen, wie das wün-

schenswert gewesen wäre. Denn das Gegenstück zur Exportstärke ist die

jahrelange Investitionsschwäche: Ressourcen, die im Inland keine Ver-

wertungsmöglichkeiten finden, werden im Ausland investiert. Insofern ist

der hohe Exportüberschuß auch ein Indiz dafür, daß der strukturelle

Anpassungsstau nicht abgebaut ist, sondern fortbesteht.
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236. Ein Urteil über Fortschritte oder Defizite im Anpassungsprozeß ist

freilich nicht leicht zu fällen. Es fehlt häufig ein klares Referenzsystem,

an dem sich ein solches Urteil festmachen ließe: Die Weltwirtschaft ist im

Umbruch. Das heißt auch, daß bisherige Erklärungsmuster verblassen

und daß sich neue herausbilden, ohne indes schon klare Konturen zu

zeigen. Plakativ und einprägsam lassen sich die neuen Muster mit Tertia-

risierung, Globalisierung und Internationalisierung, Diversifizierung so-

wie Dezentralisierung umschreiben. Neue Techniken ermöglichen neue

Formen des Produzierens - der Einsatz flexibler Fertigungsautomaten

gestattet z. B. inzwischen auch die kostengünstige Fertigung kleiner Se-

rien, und dies wiederum erlaubt es, eine differenzierte Nachfrage

schneller, billiger und besser zu bedienen als vorher. Zugleich zwingt

der härtere Wettbewerb aber die Unternehmen auch dazu, die techni-

schen Möglichkeiten intensiver auszuschöpfen, wie etwa die einer bran-

chenübergreifenden Verbundproduktion. Die zahlreichen Akquisitionen

und Fusionen, häufig über Branchen hinweg, wie sie sich weltweit be-

obachten lassen, haben hier eine ihrer Wurzeln.

237. Der allgemeine Eindruck ist, daß die deutschen Unternehmen bei

anspruchsvollen Produktionen, also in den forschungs- und humankapi-

talintensiven Branchen, große Anstrengungen machen, die ihnen gestell-

ten Aufgaben zu lösen, und sie können dabei Erfolge vorweisen. Bei der

Tertiarisierung, der Globalisierung und Internationalisierung sowie der

Diversifizierung liegen meistens die wachstumsstarken Investitionsgüter-

branchen vorn, auch international gesehen. Bei einfachen Produktionen,

insbesondere in den arbeitsintensiv produzierenden Branchen, setzen

hingegen viele Unternehmen weiterhin auf defensive Strategien. Dort

werden Produktionen und Arbeitsplätze abgebaut, aber nur wenige, zu

wenige, werden anderswo aufgebaut. Insbesondere im Dienstleistungssek-

tor wird das Potential nur unzureichend genutzt.

238. Die ungelösten Anpassungsprobleme spiegeln sich auf dem Arbeits-

markt wider. Es gibt immer mehr Langzeitarbeitslose mit schlechten Ver-

mittlungschancen, ein Zeichen dafür, daß die Arbeitslosigkeit inzwischen

ein Strukturproblem ist und kein konjunkturelles Phänomen. Es fehlen

vor allem Beschäftigungsmöglichkeiten für Arbeitsuchende ohne berufliche

Qualifikation, mit falscher Qualifikation oder mit Qualifikationsverlust.
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Denn der wirtschaftliche und technische Wandel verändert die Anforde-

rungen an die Arbeitskräfte. Er setzt wenig qualifizierte Kräfte frei und

steigert den Bedarf nach Fachkräften, vor allem nach solchen mit höhe-

rer Qualifikation und mit Mehrfachqualifikation.

239. Die Arbeitsmarktpolitik vermag wenig dagegen auszurichten. Ihre

Maßnahmen konzentrieren sich - was grundsätzlich richtig ist - auf die

Requalifizierung, doch erreichen sie nur einen kleinen Teil der Arbeits-

losen. Das Problem muß über den Markt gelöst werden. Es müssen Be-

dingungen geschaffen werden, unter denen wenig qualifizierte Arbeits-

kräfte in einem Hochlohnland, wie es die Bundesrepublik ist, Beschäfti-

gung finden können.

Die Möglichkeiten sind freilich nicht beliebig groß. Es gibt sie fast nur

noch im Dienstleistungssektor, und auch nur dort, wo internationaler

Wettbewerb (und Wettbewerb durch die Schatten wir tschaft) kein Thema

ist. Darüber hinaus sind neue Beschäftigungsmöglichkeiten nur unter

zwei Voraussetzungen zu schaffen: nämlich durch mehr Lohndifferenzie-

rung und durch weniger Marktregulierung. Einfache Arbeit wird in der

Bundesrepublik zu teuer bezahlt gemessen an den Präferenzen der Kon-

sumenten und dem Preis für Maschinenarbeit und einfache Arbeit anders-

wo. Sie wird zudem durch ein Übermaß an Regulierungen, auf dem Ar-

beitsmarkt wie auf den Güter- und Dienstleistungsmärkten, um Chancen

gebracht.

240. Neue und zusätzliche Arbeitsplätze entstehen nur, wenn sich die am

Wirtschaftsleben Beteiligten entfalten können, und am besten entfalten

sie sich bei intensivem Wettbewerb. Ein intensiver Wettbewerb unter den

Anbietern läßt sich durch eine couragierte Politik der Marktöffnung er-

reichen, doch damit tut sich die Wirtschaftspolitik schwer. Bei der Dere-

gulierung wichtiger Märkte ist die Bundesrepublik gegenüber wichtigen

Konkurrenzländern ins Hintertreffen geraten. Andere Länder, allen vor-

an die Vereinigten Staaten, das Vereinigte Königreich und Japan, haben

insbesondere ihre Verkehrs- und Telekommunikationsmärkte und teilweise

auch ihre Märkte für elektrischen Strom, auf denen es vordem keinen

oder nur eingeschränkten Wettbewerb gab, weit geöffnet und den Einfluß

des Staates stark zurückgedrängt.
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241. Vor dem Hintergrund ganz überwiegend positiver Erfahrungen wäre

die Bundesregierung gut beraten, die Deregulierungsaufgaben entschlos-

sen in Angriff zu nehmen; die Vollendung des einheitlichen europäischen

Binnenmarktes bringt sie ohnehin in Zugzwang. Dringend notwendig ist

vor allem die Deregulierung der Verkehrsmärkte, der Telekommunika-

tionsmärkte, der Versicherungsmärkte und des Strommarktes. Es geht

nicht darum, alle Regeln der wirtschaftlichen Betätigung in diesen (und

anderen) Bereichen abzuschaffen, schon gar nicht solche, die Transak-

tionskosten mindern und daher Transaktionen erleichtern. Zur Disposi-

tion stehen aber jene Regulierungen, die ganz offensichtlich überzogen

sind, einen Bestandsschutz zu Lasten Dritter gewähren, den Wettbewerb

verzerren und den wachstumsnotwendigen Strukturwandel bremsen. Das

Ziel ist, die Spielräume für Kosten- und Preissenkungen zu vergrößern,

die Auslastung der Sachkapazitäten zu verbessern und die Arbeitslosig-

keit, insbesondere bei den Problemgruppen, abzubauen. Die Bundesre-

gierung hat sich zu der Notwendigkeit einer umfassenden Deregulierung

bekannt. Gleichwohl bleiben hierzulande selbst bescheidene Reformvorha-

ben schon im Sperrfeuer der Interessengruppen stecken.

242. Auch beim Abbau der Subventionen geht es nicht richtig voran. In

Relation zum Bruttosozialprodukt sind die Steuervergünstigungen und

Ausgabensubventionen noch nicht nennenswert niedriger als Anfang der

achtziger Jahre beim Wechsel von der sozialliberalen zur christlich-libera-

len Koalition. Zwar sind inzwischen einige (zeitlich befristete) Steuerver-

günstigungen ausgelaufen, und ab 1990 werden einige weitere gestri-

chen. Aber die Finanzhilfen wurden nirgendwo fühlbar beschnitten; bei

einigen Bereichen, wie bei der Landwirtschaft, dem Steinkohlenbergbau

sowie der Luft- und Raumfahrt, wurden sie sogar kräftig aufgestockt.

243. Über die Wirkungen von Subventionen gibt es keine Zweifel: Sie

verfälschen den Wettbewerb und verzerren die Allokation; außerdem

schaffen sie bei Unternehmen einen Anreiz, knappe Ressourcen auf Lob-

byaktivitäten zu lenken statt am Markt um möglichst hohe Leistungsein-

kommen zu wetteifern. Überschlägig geschätzt müßten etwa die Hälfte al-

ler Subventionen umverteilt werden, wenn der Staat sich an seine eige-

nen Grundsätze halten würde, nämlich die Diskriminierung einzelner Un-

ternehmen oder ganzer Branchen zu vermeiden. Denn nach wie vor wer-
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den vergleichsweise wenige Bereiche - die Landwirtschaft, der Steinkoh-

lenbergbau, der Schiffbau, der Luft- und Raumfahrzeugbau sowie die

Bundesbahn - massiv gestützt. Weder ist dadurch in den bedrängten

Branchen die überfällige Strukturanpassung angemessen vorangekommen,

noch hat es in den als wachstumsträchtig geltenden Bereichen große

Durchbrüche gegeben. Besser wäre es demnach, auf Subventionen ganz

zu verzichten.

244. Nachdem es nicht gelingen will, die Subventionen selektiv zu be-

schneiden, sollte auf andere Art ein neuer Anlauf gewagt werden: Die

Bundesregierung sollte eine lineare Kürzung oder etwas ähnliches (etwa

ein nominales "Einfrieren" aller Subventionen) ins Auge fassen. Der

durch Subventionsabbau gewonnene finanzielle Spielraum ließe sich für

eine wirklich wachstumsorientierte Steuerreform nutzen. Die Koppelung

von Subventionsabbau und allgemeiner Steuersenkung dürfte den politi-

schen Widerstand gegen ein Kürzen von Subventionen reduzieren.

245. Allein bei der Senkung von Steuern hat es einige Fortschritte gege-

ben: Die Bundesregierung hat in mehreren Schritten die Belastung der

Einkommen mit direkten Steuern gesenkt. Allerdings sind die Regierun-

gen anderer Länder hierbei wesentlich mutiger gewesen, auch und gera-

de bei der Unternehmensbesteuerung. Die relative Position der Bundes-

republik hat sich damit nicht verbessert, sondern weiter verschlechtert.

Für internationale Kapitalanleger ist die Bundesrepublik derzeit nicht

sonderlich attraktiv.

Die Bundesregierung hat inzwischen eine Reform der Unternehmensbe-

steuerung angekündigt, um vor allem die Investitionen steuerlich zu ent-

lasten. Sie sollte aber auch dem Vorbild anderer Länder folgen und den

Körperschaftsteuersatz und die Spitzensätze der Einkommensteuer kräftig

senken.

246. Das große Thema der neunziger Jahre wird der internationale

Standortwettbewerb sein. Es geht um die Neuverteilung der Einkommens-

und Beschäftigungschancen in der Welt, und wer dabei mithalten will,

muß vorbereitet sein. Es gilt daher, die Aufgaben zu definieren und die
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Rollenverteilung zwischen den Unternehmern, den Arbeitnehmern und der

Wirtschaftspolitik zu klären:

- Für die Unternehmen geht es um die Sicherung von Absatz und Ge-

winn. Sie müssen sicherstellen, daß sie unter den veränderten Bedin-

gungen rentabel produzieren können. Sie müssen deshalb prüfen, auf

welchen Märkten und in welchen Ländern die Chancen dafür am größ-

ten sind.

- Für die Arbeitnehmer geht es um die Sicherung der Arbeitsplätze. Sie

müssen bei ihrer Forderung nach höheren Löhnen und kürzeren Ar-

beitszeiten darauf achten, daß die internationale Wettbewerbsfähigkeit

der Unternehmen am Standort Bundesrepublik erhalten bleibt.

- Für die Wirtschaftspolitik geht es um die Sicherung der Standortquali-

tät. Sie muß für gute Investitionsbedingungen sorgen - durch die Öff-

nung der Märkte, durch Senkung der Steuern auf Leistungseinkommen

und durch den Abbau der Bürokratie.

Viele dieser Aufgaben sind bisher nicht gelöst. Doch die Zeit dafür wird

knapp. In einem Europa ohne Grenzen wird sich der Binnenwettbewerb

unweigerlich verschärfen, zum Nutzen der Konsumenten und zum Nutzen

derjenigen Produzenten, die flexibel auf die neuen Herausforderungen

reagieren.
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Anhang

I. Zur Konzeption des Strukturberichts 19891

"Zielsetzung der Strukturforschung des Bundesministers für Wirtschaft

ist weiterhin insbesondere die Untersuchung von

- Entwicklungslinien und Ursachen des Strukturwandels,

- Wechselwirkungen zwischen struktureller und gesamtwirtschaftlicher

Entwicklung,

- Wachstums- und Strukturwirkungen staatlicher Eingriffe,

- Problemen des Strukturwandels und der Strukturpolitik,

- Interdependenzen struktureller Anpassungsprozesse im nationalen Rah-

men, innerhalb der EG und im weltweiten Zusammenhang,

sowie die Information von Öffentlichkeit, Wirtschaft, Politik und Verwal-

tung.

Die methodischen Forschungsansätze und Ergebnisse der bisherigen

Strukturberichterstattung sind unter Einbeziehung aktueller Daten wei-

terzuentwickeln und zu vertiefen. Insbesondere sollen Veränderungen in

den strukturellen Entwicklungslinien, aktuelle Fragen der Strukturanpas-

sung und -politik sowie Fortschritte in der empirischen und theoreti-

schen Wirtschaftsforschung berücksichtigt werden. Aufzugreifen sind

auch jene Themen, die in den Strukturuntersuchungen anderer Wirt-

schaftsforschungsinstitute kontrovers behandelt werden.

Die Untersuchungen über die Auswirkungen staatlicher Subventionen

sind als thematischer Schwerpunkt weiterzuführen. Dazu gehören auch

die

- Darstellung der Entwicklung von Subventionen (nach Möglichkeit auf

der Basis eines zwischen den fünf mit periodischen Strukturuntersu-

chungen beauftragten Instituten vereinheitlichten umfassenden Subven-

tionsbegriffs ),

- Weiterentwicklung von Wirkungs- und Effizienzanalysen,

- die Überprüfung von Interventionstechniken sowie

- die Analyse vom Hemmnissen des Strukturwandels.

Auszug aus dem Auftragsschreiben des Bundesministers für Wirtschaft
vom 12. 07. 1988.
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Die Bedeutung spezieller Politiken für die Erreichung gesamtwirtschaftli-

cher Zielsetzungen ist zu berücksichtigen. Einzubeziehen in die Analysen

des Strukturwandels und der Strukturanpassung der deutschen Wirt-

schaft sind die Auswirkungen bedeutsamer internationaler Entwicklungen

unter Berücksichtigung der zunehmenden Koordinierung beim Einsatz

wirtschaftspolitischer Instrumente.

Aufgrund der außerordentlich kurzen Laufzeit des Forschungsauftrags

und des geringen zeitlichen Abstandes zur Strukturberichterstattung

1984-87 des Instituts für Weltwirtschaft sollte sich der Strukturbericht

1989 im wesentlichen auf datenmäßige Aktualisierung und Untersuchung

besonderer Aspekte des Strukturwandels - wie in Ihrem Bearbeitungs-

vorschlag vom 17.03.1988 vorgelegt - konzentrieren. Falls sich dies im

Laufe der Untersuchung als nötig erweisen sollte, behalte ich mir be-

grenzte thematische und arbeitstechnische Modifizierungen vor.

Ein wesentliches Merkmal der Strukturforschung ist die Verknüpfung von

gesamtwirtschaftlicher und struktureller Analyse. Die gesamtwirtschaftli-

che Konsistenz der Analysen ist insbesondere im Abschlußbericht sicher-

zustellen. Als einheitliche Datenbasis sind in erster Linie die in tiefer

systematischer Gliederung erstellten Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen

Gesamtrechnungen und damit verzahnte Statistiken zugrunde zu legen.

Dabei ist in der Regel eine Gliederungstiefe von rd. 60 Bereichen zu

wählen. Sofern statistisch realisierbar, sollen - auch um Aspekte des zu-

nehmenden brancheninternen Strukturwandels berücksichtigen zu kön-

nen - darüber hinaus bei der Analyse von Einzelfragen auch tiefere Un-

tergliederungen vorgenommen werden.

Alle in den Strukturanalysen benutzten amtlichen und nichtamtlichen Sta-

tistiken sind vollständig zu benennen, die Grenzen der Aussagefähigkeit

dieser Quellen sind ggf. aufzuzeigen. Auf Inkompatibilitäten mit VGR-Da-

ten ist hinzuweisen. Verwendete Methoden und theoretische Ansätze sind

u. U. in gesonderten Anlagenbänden auszuweisen und deren Implikatio-

nen zu verdeutlichen. "
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II. Zur Methode der Constant-market-share-Analyse

Die CMS-Analyse ist eine Methode zur rechnerischen Zerlegung der Ver-

änderung des Weltmarkteinteils eines Landes in mehrere Faktoren. Übli-

cherweise werden ein Regionalfaktor, ein Strukturfaktor und ein Wettbe-

werbsfaktor unterschieden. Das Konzept, das von Tyszinski 11951] ent-

wickelt wurde, ist auch in den Strukturberichten der Institute wiederholt

zur Anwendung gekommen.

Dabei wurden allerdings zum Teil recht unterschiedliche Berechnungsme-

thoden zur Ermittlung der einzelnen Komponenten herangezogen, so daß

die in diesem Bericht benutzte Methode kurz vorgestellt werden soll. Sie

unterscheidet sich von der bei Richardson [1971] vorgeschlagenen und

seither am häufigsten verwendeten Methode vor allem dadurch, daß die

einzelnen Komponenten unabhängig voneinander berechnet werden. Im

einzelnen wurden die folgenden Formeln verwendet:

0 0
Regionalfaktor = w, X — a .,

j A.

Strukturfaktor = w, 2 — a.,
i A? X

Wettbewerbsfaktor •= (w, - w, ) - Regionalfaktor - Strukturfaktor,

wobei:

w, = Weltmarktanteil des Landes k insgesamt;

A. = Anteil der Weltexporte in die Region j am gesamten Weltexport;

a. = Anteil der Exporte des Landes k in die Region j am gesamten Ex-

port des Landes k;

A. = Anteil der Weltexporte in der Gütergruppe i am gesamten Weltex-

port;

1 Vgl. z.B. Breithaupt et al. [1979]; Fels, Schmidt et al. [1981].
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a. = Anteil der Exporte des Landes k in der Gütergruppe i am gesamten

Export des Landes k;

0,1 = Anfangs-, Endjahr.

Als wesentlicher Vorzug der hier gewählten Berechnungsmethode kann es

angesehen werden, daß sie die Interpretation der Ergebnisse für die ein-

zelnen Faktoren erleichtert. Der Regionalfaktor und der Strukturfaktor

geben an, wie sich der Weltmarktanteil eines Landes entwickelt hätte,

wenn die Marktanteile des betreffenden Landes in den verschiedenen Ex-

portregionen bzw. in den verschiedenen Gütergruppen jeweils konstant

geblieben wären.

Bei der Richardson-Methode dagegen hängen die Ergebnisse auch davon

ab, ob zuerst der Regionalfaktor und dann der Strukturfaktor ermittelt

wird oder umgekehrt. Dadurch sind die Berechnungen nicht frei von

Willkür, und die Interpretation wird erheblich erschwert.

III. Zum Revisionsbedarf bei den Statistiken über Erwerbstätigkeit auf-
grund der Ergebnisse der Volks- und Berufszählung 1987

1. Erste Ergebnisse aus der Volks- und Berufszählung von 1987 (VZ)

deuten darauf hin, daß die Entwicklung der Erwerbstätigen seit längerem

unterschätzt worden ist. Während das Statistische Bundesamt bisher die

Zahl der Erwerbstätigen zum Zeitpunkt der VZ (25. Mai 1987) mit 25,9

Millionen (Inländerkonzept) angab, geht es nun aufgrund der vorliegen-

den Ergebnisse von 26,9 Millionen, also von einer rund eine Million höhe-

ren Zahl, aus. Für den Jahresdurchschnitt 1988 wird die Zahl der Er-

werbstätigen jetzt mit 27,3 Millionen angegeben, nach der bisherigen

Fortschreibung hätte sie bei 26,2 Millionen gelegen (Schaubild AI).

2. Die erheblichen Abweichungen bringen einen größeren Revisionsbedarf

im statistischen Gesamtsystem mit sich. In den VGR betrifft das in erster

Linie das gesamte Zahlenwerk über Erwerbstätige, beschäftigte Arbeit-

Inwieweit bei der Richardson-Methode die Reihenfolge der Rechen-
schritte die Ergebnisse beeinflußt, ist dargestellt bei Kriegsmann, Neu
[1982, S. 96 ff. ].
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Schaubild AI - Erwerbstätige und beschäftigte Arbeitnehmer nach dem
Mikrozensus und den VGR 1972-1987 (1000) (Inländerkon-
zept)

1171

267OO

26BOO

283OO

2S1OO

2SSOO

2S7OO

2SSOO

Erwerbstätige

1875 1977 1B8O

Arbe i tnehmer

1 OSO 1BB7

1O7S 1B77 198O 1982

(a) Jeweils April/Mai. - (b) Jahresdurchschnitte.

Quelle: Statistisches Bundesamt [b]; eigene Berechnungen.

nehmer und geleistetes Arbeitsvolumen; in einigen Bereichen müssen ver-

mutlich auch die Lohn- und Gehaltssummen angepaßt werden. Das hat

Konsequenzen für eine Reihe wichtiger Kennziffern, die aus diesem Zah-

lenwerk abgeleitet werden, wie die Arbeits- und die Totalproduktivität

oder die Kapitalintensität. So müssen die bisherigen Angaben zur Pro-

duktivitätsentwicklung nach unten korrigiert werden.
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3. Bisher läßt sich noch nicht überblicken, wie sich die Revisionen auf

das gesamte Zahlengefüge auswirken. Aufgrund der bisherigen Informatio-

nen läßt sich aber folgendes sagen:

- Die Unterschätzung hat sich kumulativ seit den frühen siebziger Jah-

ren aufgebaut, der Schwerpunkt lag jedoch offensichtlich in der Re-

zession von 1980 bis 1982. Diese Einschätzung beruht auf der Hypothe-

se, daß der Mikrozensus die Ex-post-Entwicklung zutreffend be-

schreibt; die Ergebnisse des Mikrozensus vom März 1987 und die der

Volkszählung vom Mai 1987 stimmen - in der Summe - sehr gut über-

ein. Seitdem scheint sich der Fortschreibungsfaktor nicht oder nicht

nennenswert vergrößert zu haben. Die Entwicklung seit den frühen

achtziger Jahren dürfte also auch bei Zugrundelegung der unrevidier-

ten Daten zutreffend wiedergegeben werden.

- Die Untererfassung hat offensichtlich zwei Ursachen: die Untererfas-

sung der Beschäftigtenentwicklung in Kleinunternehmen und die der

Personen mit geringfügiger Beschäftigung.

- Die Untererfassung dürfte sich auf die Dienstleistungsbereiche konzen-

trieren, vor allem auf den Handel und die Sonstigen Dienstleistungsun-

ternehmen. Im Produzierenden Gewerbe dürfte davon nur das Baugewer-

be betroffen sein.

4. Das Statistische Bundesamt wird revidierte Erwerbstätigenzahlen für

zurückliegende Jahre nicht vor Ende 1989 vorlegen. Soweit in diesem

Strukturbericht auf die Erwerbstätigenzahlen der VGR Bezug genommen

wird (das ist diesmal weitaus weniger der Fall als in früheren Struktur-

berichten), stehen die Analysen unter dem Vorbehalt einer späteren Da-

tenrevision.

IV. Die Eingruppierung der Wirtschaftsbereiche nach ihrer Faktoraus-
stattung

Für die Erklärung des sektoralen Strukturwandels spielt die unterschied-

liche Faktorausstattung der einzelnen Wirtschaftsbereiche eine wichtige

Rolle. Nach der Theorie verschiebt sich die Produktionsstruktur der

hochentwickelten Volkswirtschaften von den rohstoff- und energieinten-
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siven sowie arbeitsintensiven Produktionen in Richtung auf Wissens- oder

humankapitalintensive Produktionen.

Die einzelnen Wirtschaftsbereiche wurden deshalb nach dem Schwerpunkt

ihrer Faktorausstattung gruppiert (Tabelle AI). Ein solches Verfahren

ist allerdings nicht problemlos, weil sich manche Bereiche nicht eindeutig

einem Schwerpunkt zuordnen lassen, ganz abgesehen von Schwierigkei-

ten, die mit der Messung der Faktorausstattung zusammenhängen. Eine

Reihe von Bereichen nutzt zwei oder gar drei Produktionsfaktoren in

überdurchschnittlichem Maße. So setzt die Eisenschaffende Industrie

nicht nur vergleichsweise viel Rohstoffe und Energie, sondern auch

Sachkapital und Humankapital (in Form qualifizierter Arbeitskräfte) im

Produktionsprozeß ein. Einige Bereiche waren daher anteilmäßig in zwei

oder gar drei der insgesamt vier Kategorien - rohstoff- und energiein-

tensiv, sachkapitalintensiv, arbeitsintensiv und humankapitalintensiv -

einzuordnen (Tabelle A2).

Die Eingruppierung erfolgte anhand der für das Jahr 1984 ermittelten

Faktorintensitäten. Es wurden gemessen:

- die Rohstoff- und Energieintensität als Anteil der Bezüge von Primär-

gütern am Produktionswert, in beiden Fällen in jeweiligen Preisen,

- die Sachkapitalintensität als Bruttoanlagevermögen in jeweiligen Preisen

je Erwerbstätigenstunde und

- die Humankapitalintensität als Anteil der Lohn- und Gehaltssumme, die

für qualifizierte Arbeit gezahlt wird, an der gesamten Bruttolohn- und

-gehaltssumme, dividiert durch einen geschätzten Verzinsungsfaktor

(vgl. Anhang V).

Die arbeitsintensiven Bereiche wurden als Restgröße ermittelt. Als ar-

beitsintensiv wurden diejenigen Bereiche eingestuft, die - neben einer

unterdurchschnittlichen Rohstoff- und Sachkapitalintensität - eine unter-

durchschnittliche Humankapitalintensität aufweisen.

In einem Fall, bei der Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren,

wurde bei der Eingruppierung von den Rechenergebnissen abgewichen.

Die Branche ist sehr heterogen. Neben arbeitsintensiven gibt es auch

humankapitalintensive Bereiche [ Klodt, 1990]. Bei den berechneten Hu-
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Tabelle AI - Kennziffern zum Einsatz von Produktionsfaktoren nach Wirt-
schaftsbereichen des Verarbeitenden Gewerbes in der Bun-
desrepublik 1984

Wirtschafts-
bereiche(a)

CH
MO
KS
Gü
SE
FN
GL
EI
NE
GI
ZI
SS
MA
BD
KZ
SB
LR
ER
FO
EM
MS
HB
HZ
ZP
PP
DV
LL
TX
BM
ET
VG

Rohstoff-
intensität(b)

Sachkapital-
intensität(c)

0,51 146,75
0,70 521,64
0,42 61,44
0,30 69,24
0,34 120,37
0,20 57,68
0,37 100,17
0,78 176,26
0,67 140,14
0,32 77,13
0,45 55,93
0,21 51,94
0,15 57,41
0,08 147,12
0,20 84,36
0,14 86,68
0,10 53,58
0,17 52,24
0,17 36,92
0,30 60,94
0,22 44,48
0,34 106,74
0,13 47,67
0,23 176,40
0,09 74,32
0,09 71,33
0,17 53,39
0,21 91,46
0,04 28,61
0,34 85,42
0,34 80,15

Humankapital-
intensität(d)

152,41
209,23
71,30
98,83
75,94
56,90
78,79

108,69
92,69
87,90
71,74
95,05

102,05
186,90
124,60
112,94
188,67
109,24
85,15
78,23
65,04
51,34
69,54
85,63
70,95

100,09
57,05
59,51
37,16
57,07
99,91

(a) Vgl. Verzeichnis der Abkürzungen für die Wirtschaftsbereiche. -
(b) Bezüge von
gevermögen je

PrimärgUtern je DM Produktionswert. - (c) Bruttoanla-
Beschäftigtenstunde. - (d) Humankapital je Beschäftig-

tenstunde (Bestandskonzept).

Quelle: Statistisches Bundesamt [b; c; d]; IAB [1985]; eigene Berech-
nungen.

mankapitalintensitäten rangiert sie jedoch nur im mittleren Feld. Das

hängt vermutlich damit zusammen, daß die laufende Verdiensterhebung in

Industrie und Handel nur Betriebe mit 10 Beschäftigten erfaßt. Die -
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Tabelle A2 - Eingruppierung der Wirtschaftsbereiche des Verarbeitenden
Gewerbes nach den Faktorintensitäten 1984

Wirtschafts-
bereich(a)

Rohstoff-
intensiv

Arbeits-
intensiv

Sachkapital-
intensiv

Humankapital-
intensiv

CH
MO
KS
GU
SE
FN
GL
EI
NE
GI
ZI
SS
MA
BD
KZ
SB
LR
ER
FO
EM
MS
HB
HZ
ZP
PP
DV
LL
TX
BM
ET

(a) Vgl. Verzeichnis der Abkürzungen für die Wirtschaftsbereiche.

Quelle: Vgl. Tabelle AI.

überwiegend humankapitalintensiven - Kleinbetriebe (z.B. Augenoptiker)

sind also unter repräsentiert. Die Branche wurde deshalb als arbeitsin-

tensiv und als humankapitalintensiv klassifiziert.



185

V. Zur Berechnung des Humankapitals nach dem Bestandskonzept

Bei der Berechnung des Humankapitals wird von der Annahme ausgegan-

gen, daß sich Unterschiede im Ausbildungsstand der Arbeitskräfte in

entsprechenden Lohnunterschieden niederschlagen. Die Lohn- und Ge-

haltssumme einer Branche läßt sich dann zerlegen in einen Teil, der für

ungelernte Arbeit, und in einen Teil, der für qualifizierte Arbeit gezahlt

wird. Der Bestand an Humankapital ergibt sich, indem man den Teil der

Lohn- und Gehaltssumme, der Entlohnung für qualifizierte Arbeit dar-

stellt, durch einen geschätzten Verzinsungsfaktor (10 vH) dividiert. Der

Bestand an Humankapital (K ) je Beschäftigtenstunde (Humankapitalin-

tensität (HKI)) in den einzelnen Wirtschaftsbereichen i ist wie folgt be-

rechnet worden [Fels, 1971]:

LG.- S.l.

Es bezeichnen LG die Lohn- und Gehaltssumme, 1 die effektiven Brutto-

stundenverdienste für männliche Arbeiter der untersten Lohngruppe, S

die geleisteten Beschäftigtenstunden und r die Normalverzinsung des Hu-

mankapitals.

VI. Zum Subventionsbegriff

Die an der Strukturberichterstattung beteiligten Institute haben sich in-

zwischen auf Anregung des Bundesministeriums für Wirtschaft auf eine

einheitliche Subventionsabgrenzung geeinigt. Somit ist gewährleistet, daß

die von den einzelnen Instituten veröffentlichten Subventionsdaten ver-

gleichbar sind. Subventionen sind danach staatliche Finanzhilfen und

Steuervergünstigungen für private Anbieter und Nachfrager spezifischer

Güter, Dienste oder Faktoren. Sie zielen auf eine Änderung der relativen

Preise ab und beeinflussen damit die Produktions- und Nachfragestruktur

sowie die sektorale Einkommensverteilung. Die Subventionsabgrenzung

der Institute ist also auf die Frage zugeschnitten, wie die Branchen-

struktur des Unternehmenssektors durch Staatseingriffe verzerrt wird.
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Andere Subventionsbegriffe, die in der politischen Diskussion eine Rolle

spielen, sind erheblich enger. Dies gilt vor allem für die Abgrenzung in

den VGR und den Subventionsberichten.

(a) Der Subventionsbegriff in den VGR unterscheidet sich von dem der

Institute in dreifacher Hinsicht:

- Erstens wird in den VGR darauf abgestellt, welche Branche den Zu-

schuß empfängt (Empfänger-Konzept). Sind die privaten Haushalte

oder die Sozialversicherung unmittelbarer Empfänger, so gilt die Zah-

lung nicht als Subvention, sondern als Transfereinkommen oder Staats -

interne Überweisung. Hingegen wenden die Institute das Destinatai—

Konzept an, stellen also darauf ab, welcher Branche sogenannte

"Transfers mit Subventionscharakter" zugute kommen. Sie beziehen da-

her auch bestimmte Zahlungen an private Haushalte oder an die Sozial-

versicherung in den Subventionsbegriff ein. Darunter fallen (i) zweck-

gebundene Transfers (wie etwa Wohngeld), die mittelbar einem spezifi-

schen Sektor zufließen, (ii) jene Lohnsubventionen, die direkt an pri-

vate Haushalte gezahlt werden (wie etwa Bergmannsprämien), letztlich

aber kostenentlastend für bestimmte Branchen wirken und (iii) jene

Zuschüsse an die Sozialversicherung, die die Beitragslast eines Sektors

mindern (wie die Zahlungen des Bundes an die Sozialversicherung zu-

gunsten der Landwirtschaft).

- Zweitens erfassen die VGR nur Finanzhilfen. Steuervergünstigungen

werden grundsätzlich nicht einbezogen. Eine Ausnahme ist die einbe-

haltene Umsatzsteuer (Vorsteuerpauschale der Landwirtschaft, Berlin-

präferenz bei der Umsatzsteuer). Sie wird allerdings nicht als Steuer-

ausfall verbucht, sondern als fiktive Barsubvention, der ein entspre-

chend erhöhtes Umsatzsteueraufkommen gegenübersteht.

- Drittens gelten in den VGR nur solche Zuschüsse als Subventionen,

die für laufende Produktionszwecke gewährt werden. Per definitionem

sind somit ausgeklammert: sonstige laufende Übertragungen an den Un-

ternehmenssektor (wie etwa Zahlungen an die Deutsche Bundesbahn

zum Ausgleich des strukturbedingten Anstiegs der Versorgungsbezüge

der Bahnpensionäre), Investitionszuschüsse und sonstige Vermögens -

Übertragungen an den Unternehmenssektor (wie etwa Prämien für die

Schlachtung von Kühen oder die NichtVermarktung von Milch) sowie

Darlehen.
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(b) Auch in den Subventionsberichten der Bundesregierung ist der Sub-

ventionsbegriff enger gefaßt als bei den Instituten. So werden Finanzhil-

fen und Steuervergünstigungen an die Deutsche Bundesbahn und Bun-

despost nicht zu den Subventionen gezählt. Dies wird damit begründet,

daß diese als Institutionen innerhalb der Bundesverwaltung per definitio-

nem keine Subventionen empfangen könnten. Finanzhilfen und Steuerver-

günstigungen zur Förderung der Grundlagenforschung sowie des Ge-

sundheits-, Bildungs-, Verkehrs- und Kommunikations Wesens werden in

den Subventionsberichten ebenfalls nicht berücksichtigt, weil, wie es

heißt, diese der Erfüllung allgemeiner Staatsaufgaben dienen. Ausgeklam-

mert werden ferner Kapitalzuführungen an Unternehmen, an denen der

Bund wesentlich beteiligt ist, sowie manche Transfers mit Subventions-

charakter - letztere mit der Begründung, sie seien bereits im Sozialbe-

richt enthalten. Zudem werden die Zahlungen der BA und die des Aus-

gleichsfonds zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes nicht erfaßt. Von

den Subventionen der EG werden nur die Marktordnungsausgaben (nach-

richtlich) ausgewiesen. Zudem wird die Abgrenzung häufig geändert,

d. h. zunehmend restriktiver gefaßt.

Obgleich der Subventionsbegriff der Institute recht umfassend ist, sollte

nicht übersehen werden, daß auch er nicht das gesamte Subventions-
2

Spektrum abdeckt:

- Er bezieht sich nur auf den Unternehmenssektor. Staatshilfen zugun-

sten produzierender Einheiten außerhalb des Unternehmenssektors im

Sinne der VGR werden nicht berücksichtigt, obwohl insbesondere jene

für private Organisationen ohne Erwerbszweck nicht unbeträchtlich

sind. Ferner sollte nicht aus dem Blick geraten, daß auch die Wert-

Beispielsweise wurde die Umsatzsteuerbefreiung für ärztliche Leistun-
gen und die für Bausparkassen- und Versicherungsvertreter (gesamter
Steuerausfall 1986: 3,9 Mrd. DM) im Elften Subventionsbericht (er-
schienen 1987) nicht mehr zu den Subventionen gerechnet, während sie
im Zehnten Subventionsbericht (erschienen 1985) noch dazu zählten.
Als Begründung wurde angeführt, die sechste EG-Richtlinie vom
17. Mai 1977 würde es den Mitgliedstaaten verwehren, diese Umsätze zu
besteuern. Vgl. Deutscher Bundestag [1987, S. 28].

2
Zu den Einzelheiten vgl. Fritzsche et al. [1988].

1986 bezogen diese Zuschüsse in Höhe von über 10 Mrd. DM; die
Steuervergünstigungen beliefen sich auf über 4 Mrd. DM.
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schöpfung des Sektors Staat verdeckte Subventionen enthalten kann,

nämlich dann, wenn der Marktwert der staatlichen Wertschöpfung unter

ihrem Kostenwert liegt. Da der Marktwert nicht bekannt ist, läßt sich

die potentielle Wertdifferenz nicht quantifizieren.

- Wegen fehlender Informationen bleiben Beschaffungs- und Verbilli-

gungssubventionen ausgespart, also diejenigen geldwerten Vorteile, die

der Staat Unternehmen gewährt, wenn er zu höheren (niedrigeren)

Preisen als Marktpreisen kauft (verkauft). Ebenfalls unberücksichtigt

bleiben Bürgschaften. Die Eigenmittelprogramme der Kreditanstalten mit

Sonder auf gaben werden nur nachrichtlich ausgewiesen.

- Schließlich erfassen die Institute (anders als die Bundesregierung in

den Subventionsberichten) keine Finanzhilfen und Steuervergünstigun-

gen, die der allgemeinen Sparförderung dienen, weil sich diese Mittel,

die zweifelsohne auf die Allokation einwirken und damit de facto Sub-

ventionen sind, nicht branchenmäßig zuordnen lassen.

VII. Subventionen im internationalen Vergleich

Verfügbar sind für die OECD-Länder nur Daten über die Subventionen

in der engen Abgrenzung der VGR. Hierzu zählen laufende Leistungen

des Staates, mit denen die Preis- und Einkommensentwicklung bestimmter

Branchen beeinflußt werden soll. Nicht erfaßt werden insbesondere die

Steuervergünstigungen, die Vermögensübertragungen mit Subventions -

Charakter sowie die Vergabe verbilligter Darlehen.

Von 1974 bis 1986 sind die so gemessenen Subventionen in der Bundes-

republik und in Frankreich - im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt -

gestiegen, im Vereinigten Königreich dagegen kräftig und in Japan ge-

ringfügig gefallen. In der Rangfolge der Länder nach dem Subventions-

grad nahm die Bundesrepublik 1986 mit Frankreich einen Mittelplatz ein

(Tabelle A3). Niedriger waren die Subventionen im Vereinigten König-

reich, in Japan und vor allem in den Vereinigten Staaten, höher dagegen

in Italien. Unter den kleineren Ländern wiesen Belgien, die Niederlande

und die Schweiz 1986 ein niedriges Subventionsniveau auf; vergleichswei-

se hoch waren die Subventionen in Österreich, Dänemark und Finnland,

vor allem aber in Norwegen und Schweden.
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Tabelle A3 - Subventionen (a) des Staates (b) in ausgewählten OECD-
Ländern 1974-1986 (vH)

Bundesrepublik
Belgien
Dänemark
Finnland
Frankreich
Griechenland
Irland
Italien
Japan
Niederlande
Norwegen
Österreich
Portugal
Schweden

Schweiz
Spanien
Vereinigte
Staaten
Vereinigtes
Königreich

1974 1980

1.9 2,1
1,2 1,4
3,5 3,2
3,1 3,2
1,8 1,9
2,6 2,4
3,0 3,8

2,8
1,6 1,5
1,0 1,5
5,8 7,0
2,1 3,0

5,2
2,4 4,3
1 O " I Q
1 , Z 1 , J

2,1

0,3 0,4

3,7 2,4

1981

1,9
1,5
3,0
3,3
2,2
3,7
3,9
2,8
1,5
1,6
6,7
3,0
5,4
4,7

1 , Z
2,0

0,4

2,5

1982

1,8

1,*
3,2
3,2
2,2
2,9
3,8

3,1
1,4

1,7
6,5
3,0
•

5,0

1,3
2,5

0,5

2,1

1983

1,9
1,4
3,3
3,2
2,2
2,2
3,8
2,9
1,4
1,8
6,1
3,0
•

5,2

2,6

0,7

2,1

1984 1985

2,1 2,1
1,5 1,4
3,3 3,0
3,2 3,1
2,5 2,3
2,0 3,0
3,4
3,0 2,6
1,3 1,2
1,9 2,0
5,7 5,4
2,8 2,9
•

5,0 4,9

2,8 2,7

0,6 0,6

2,4 2,1

(a) Abgrenzung der VGR; Anteil am Bruttoinlandsprodukt
bietskörperschaften und Sozialversicherung. -
niedrigste Subventionsquote.

(c) Rang ]

1986

2,1
1,4
2,9
3,2
2,3
2,8
•

3,0

1,1
1,8
5,8
3,1
•

4,8

2,0

0,6

1,8

- (b
L für

Rang
(c)
1986

8
3

11
14
9

10
•

12
2
5

16
13
•

15
O
J

1

1

5

Ge-
die

Quelle: OECD [e] ; eigene Berechnungen.

Nach einer Untersuchung der EG-Kommission für die EG-Länder [ EG-

Kommission, 1988] waren die Subventionen, die in nationaler Kompetenz

vergeben werden, im Zeitraum 1981-1986 in Italien, Irland und Belgien

am höchsten (Tabelle A4); relativ niedrig waren sie in Dänemark, den

Niederlanden und im Vereinigten Königreich. Die Bundesrepublik nimmt -

wie Frankreich - eine mittlere Position unter den EG-Ländern (ohne Spa-

nien und Portugal) ein [Thormählen, 1989]. Die Rangfolge der EG-Län-

der nach der Höhe der Subventionsquote ist - von Ausnahmen abgesehen

- jener gemäß den VGR-Daten (Tabelle A3) recht ähnlich.
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Tabelle A4 - Beihilfen (a) in ausgewählten EG-Ländern 1981-1986 (vH)
(b)

Bundesrepublik
Belgien
Dänemark
Frankreich
Griechenland
Irland
Italien
Niederlande
Vereinigtes Königreich

1981

2,68
4,59
1,70
2,92
2,08
5,85
3,81
1,20
2,11

1982

2,66
4,33
1,90
2,82
1,92
5,47
5,01
1,19
2,18

1983 1984 1985

2,57 2,54 2,52
4,46 4,17 4,38
1,80 1,33 1,31
2,96 2,97 3,06
2,23 2,48 2,86
5,91 5,00 5,34
6,24 5,56 5,48
1,13 1,28 1,09
2,06 2,48 1,61

1986

2,45
3,55
1,09
2,36
3,25
5,32
5,84
0,82
1,50

(a) Beihilfen in der Terminologie der EG-Kommission sind Finanzhilfen
und Steuervergünstigungen an Unternehmen. Die Tabelle enthält nur
Beihilfen, die in nationaler Kompetenz vergeben werden, nicht jene,
die im Rahmen des Gemeinschaftsrechts gewährt werden. - (b) Anteil am
Bruttoinlandsprodukt.

Quelle: EG-Kommission [1988]; eigene Berechnungen.

VIII. Steuerbelastung der Kapitalgesellschaften in ausgewählten Indu-
strieländern

Will man die effektive Steuerbelastung der Gewinne von Kapitalgesell-

schaften international vergleichen, so ist - bei gegebenen Regeln zur

Abgrenzung der Bemessungsgrundlagen - zu berücksichtigen, daß sich

die Belastungen durch die Einzelsteuern auf den Gewinn und durch die

Substanzsteuern kumulieren und daß die verschiedenen Steuern vonein-

ander abhängen. Zudem lassen sich nur für bestimmte typische Fälle

konkrete Aussagen ableiten. Im folgenden werden für sechs große Indu-

strieländer Ergebnisse von Modellrechnungen dargestellt [vgl. im einzel-

nen Boss, 1988].

Einbehaltene Gewinne von Produktionsunternehmen mit einem Gewinn von

1 Mill. DM oder mehr werden in der Bundesrepublik mit 70 vH ver-

gleichsweise hoch besteuert (Tabelle A5). Mit 66 vH wird die Belastung

auch 1990 weit über jener in anderen großen Industrieländern liegen. In

der Schweiz beträgt die Steuerlast bei Gewinnthesaurierung nur 26 vH,
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Tabelle A5 - Steuerbelastung einer Kapitalgesellschaft (a) in ausgewälten
Ländern im Falle der Gewinnthesaurierung 1988 (vH)

Bundes-
republik

Verei-
nigte
Staaten

Verei-
nigtes
König-
reich

Frank-
reich

Ita-
lien

Schweiz

Gewinn vor Steuern
- Gewerbeertrag-
steuer(b)

- Gewerbekapital-
steuer(b)

- Grundsteuer(b)
- "taxe profession-
nelle" u.a. Steuern

- Gemeindeeinkommen-
steuer

- Körperschaftsteuer
des Kantons/Bundes-
staates

- Vermögensteuer

= Gewinn vor Körper-
schaftsteuer des
Bundes

- Körperschaftsteuer

(f)
(davon:
KörperschaftSteuer
auf Vermögensteuer)

- Vermögensteuer (b)

= Gewinn nach Steuern

Steuerschuld

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

14,3(c) - - -

8 ,4 (c )
2,1 12,0 4,5 1,0

20,0

16,2

6,2(d,e)

75,2 81,8

42,l(g) 27,8

(4 ,5 )
3,5

15,0
4,3

95,5 80,0 83,8 79,7

33,4 33,6 30,2 5,4(h)

29,6

70,4

54,0

4 6 , 0

6 2 , 1 4 6 , 4 5 3 , 6 7 4 , 3

3 7 , 9 5 3 , 6 4 6 , 4 2 5 , 7

(a) Zur Spezifizierung hinsichtlich Größe, Branche etc. vgl. Boss
[1988]. - (b) Bei bestimmten Annahmen über die Kapitalrendite, die
Struktur der Passiva, die Unternehmensgröße etc. - (c) Hebesatz von
370 vH (Bundesdurchschnitt); Hinzurechnungen entsprechen per Annahme
den Kürzungen bei der Gewinnermittlung. - (d) Annahme gleicher Bemes-
sungsgrundlage bei Bundes- und Staatensteuer (bzw. Gemeindesteuer)
und Annahme eines Steuersatzes von 7 vH für die Körperschaftsteuer
der Staaten im Durchschnitt. - (e) Annahme: Keine Gemeindesteuer. -
(f) Steuersätze in Tabelle 38. - (g) 56 vH. - (h) Bei einem Steuer-
ersatz von 6,8 vH, der einer bestimmten Relation des Ertrags zum Ka-
pital entspricht.

Quelle: Boss [1988].
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im Vereinigten Königreich 38 vH. Eine mittlere Position nehmen Italien

und die Vereinigten Staaten ein (jeweils 46 vH).

Werden Unternehmensgewinne ausgeschüttet, so fällt die Steuerbelastung

anders aus. Selbst die Rangfolge der Länder ändert sich, wenn Gewinne

an private Anteilseigner (nicht an Gesellschaften) im jeweiligen Inland

ausgeschüttet werden. Bezieht man bei solchen Vergleichen nur die Bela-

stung ein, die sich ergibt, bevor die jeweilige Einkommensteuer des

Wohnsitzlandes zugreift, dann ist die Belastung für inländische private

Anteilseigner im Vereinigten Königreich und in Italien bei Ausschüttung

mit 17 bzw. 16 vH sehr niedrig (Tabelle A6); es folgen die Schweiz

(26 vH), Frankreich (30 vH), die Bundesrepublik (33 vH) und die Ver-

einigten Staaten (46 vH).

Die endgültige Belastung des Anteilseigners im Falle der Gewinnausschüt-

tung hängt vom individuellen marginalen Einkommensteuersatz ab. Diese

(gesamte) Steuerbelastung wird im folgenden für verschiedene Fälle dar-

gestellt, nämlich für Steuerpflichtige, die dem Spitzensteuersatz des je-

weiligen Landes bzw. den Steuersätzen 50 vH, 40 vH, 30 vH und 20 vH

unterliegen. Sodann wird für die gleichen Einkommensteuersätze die Be-

lastung für unterschiedliche Ausschüttungsquoten dargestellt.

Bezieht man die persönliche Einkommensteuer mit bestimmten für die ein-

zelnen Länder gleichen Sätzen ein, so bleibt die Rangfolge der Länder

nach der Belastungshöhe, wie sie in Tabelle A6 zum Ausdruck kommt,

selbstverständlich erhalten. Bei einem Steuersatz von beispielsweise

30 vH werden Dividenden an inländische private Anteilseigner in Italien

mit 41 und im Vereinigten Königreich mit 42 vH besteuert (Tabelle A7).

Die Steuerschuld beträgt bei einem Einkommensteuersatz von 30 vH in

der Schweiz, in Frankreich und in der Bundesrepublik 48-53 vH; in den

Vereinigten Staaten ist die Belastung der Dividende des Aktionärs, des-

sen Grenzsteuersatz 30 vH beträgt, mit 62 vH vergleichsweise hoch. Die

Belastung in der Bundesrepublik liegt hier also - anders als bei Gewinn-

thesaurierung - im Rahmen des anderswo Üblichen. Dies ist insbesondere

eine Konsequenz der Vollanrechnung der Körperschaftsteuer (auf Aus-

schüttungen) auf die Einkommensteuerschuld des inländischen Anteils-

eigners.
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Tabelle A6 - Steuerbelastung einer Kapitalgesellschaft (a) in ausgewähl-
ten Ländern im Falle der Gewinnausschüttung an Anteilseig-
ner mit Wohnsitz in diesen Ländern 1988 (vH)

Bundes-
republik

Vereinigte
Staaten

Vereinigtes
Königreich

Frankreich Italien Schweiz

Gewinn vor Steuern
- Gewerbeertragsteuer(b)
- Gewerbekapital-
steuer(b)

- Grundsteuer(b)
- "taxe professionnelle"

u.a. Steuern
- Gemeindeeinkoiranen-
steuer

- Körperschaftsteuer des
Kantons/Bunde8Staates

- Vermögensteuer

- Gewinn vor Körper-
schaftsteuer des
Bundes

- Körperschaftsteuer(f)
- Vermögensteuer (b)
Saldo

+ Körperschaftsteuer-
minderung bei Aus-
schüttung

Gewinn nach Steuern
+ Anrechenbare Körper-
schaftsteuer

= Gewinn nach Steuern
einschließlich Steuer-
gutschrift des An-
teilseigners

Steuerschuld auf
Unternehmensebene

100,0 100,0
14,3(c)

8,4(c)
2,1 12,0

100,0

4,5

6,2(d,e)

75,2 81,8
42,l(g) 27,8
3,5

29,6(i)

43,l(k) 54,0

24,2(1)

67,3 54,0

32,7 46,0

95,5
33,4

82,8

17,2

100,0 100,0 100,0

20,0

16,2

15,0

80,0
33,6

69,6

30,4

1,0

4,3

83,8 79,7
30,2 5,4(h)

62,1 46,4 53,6 74,3

20,7(m) 23,2(n) 30,2

83,8 74,3

16,2 25,7

(a) Zur Spezifizierung hinsichtlich Größe, Branche etc. vgl. Boss [1988]. -
(b) Bei bestimmten Annahmen über die Kapitalrendite, die Struktur der Passiva, die
Unternehmensgröße etc. - (c) Hebesatz von 370 vH (Bundesdurchschnitt); Hinzurech-
nungen entsprechen per Annahme den Kürzungen bei der Gewinnermittlung. - (d) An-
nahme gleicher Bemessungsgrundlage bei Bundes- und Staatensteuer (bzw. Gemeinde-
steuer) und Annahme eines Steuersatzes von 7 vH für die Körperschaftsteuer der
Staaten im Durchschnitt. - (e) Annahme: Keine Gemeindesteuer. - (f) Steuersätze in
Tabelle 38. - (g) 56 vH. - (h) Bei einem Steuersatz von 6,8 vH, der einer bestimm-
ten Relation des Ertrags zum Kapital entspricht. - (i) "Zur Ausschüttung verwend-
bares Eigenkapital". - (j) 20/44 von 29,6. - (k) Bardividende. - (1) Steuergut-
schrift in Höhe von 9/16 der Bardividende. - (m) 25/75 der Dividende. - (n) 50 vH
der Dividende.

Quelle: Boss [1988].
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Tabelle A7 - Steuerbelastung eines Anteilseigners einer Kapitalgesell-
schaft in ausgewählten Ländern im Falle der Gewinnaus-
schüttung bei Wohnsitz in diesen Ländern in Abhängigkeit
vom persönlichen Einkommensteuersatz 1988 (vH)

Satz der per-
sönlichen Ein-
kommensteuer

0
20
30
40
50

Maximalsatz
Nachrichtlich:
Spitzensteuer-
satz der Ein-
kommensteuer

Bundes-
republik

32,7
46,2
52,9
59,6
66,4
70,4

56,0

(a) Nur Bundessteuer. -

Vereinigte
Staaten(a)

46,0
56,8
62,2
-
-

63,8

33,0(b)

Vereinigtes
Königreich

17,2
33,8
42,0
50,3
--

50,3

40,0

Frank-
reich

30,4
44,3
51,3
58,2
65,2
69,9

56,8

b) 28 vH für hohe Einkommen.

Italien

16,2
33,0
41,3
49,7
58,1
68,2

62,0

Schweiz

25,7
40,6
48,0
55,4
-

56,1

40,9

Quelle: Eigene Berechnungen nach Tabelle A6.

Deutlich anders ist die Rangfolge der Länder nach der maximal möglichen

Belastung, also jener für Steuerpflichtige, für die der nationale Einkom-

mensteuerspitzensatz gilt. Am höchsten ist die Maximalbelastung in der

Bundesrepublik und in Frankreich (je 70 vH). Es folgen Italien (68 vH)

und die Vereinigten Staaten (64 vH). Das Ergebnis für die Vereinigten

Staaten fällt relativ günstig aus, obwohl dort die Dividende auf der An-

teilseignerebene ein zweites Mal voll besteuert wird; entscheidend dafür

ist der niedrige Spitzensteuersatz. In der Schweiz ist eine Belastung der

Dividende von maximal 56 vH möglich, im Vereinigten Königreich kann sie

50 vH nicht überschreiten.

Werden Unternehmensgewinne teilweise einbehalten und teilweise ausge-

schüttet, so hängt die Steuerbelastung von der Ausschüttungsquote und

von der Höhe des individuellen Grenzsteuersatzes bei der Einkommen-

steuer ab. Bei einer Ausschüttungsquote von 50 vH wird der Anteilseig-

ner einer Kapitalgesellschaft in der Bundesrepublik bei jedem persönli-

chen Einkommensteuersatz höher belastet als der Anleger in den Ver-

gleichsländern. Die Unterschiede betragen bei Steuersätzen von 30 oder

40 vH bis zu 25 Prozentpunkte (Tabelle A8). Ist der Spitzensteuersatz
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Tabelle A8 - Steuerbelastung eines privaten inländischen Anteilseigners
bei einer Ausschüttungsquote von 50 vH in Abhängigkeit
vom persönlichen Einkommensteuersatz 1988 (vH)

Satz der per-
sönlichen Ein-
kommensteuer

0
20
30
40
50

Maximalsatz

Bundes-
republik

51,6
58,3
61,7
65,0
68,4
70,4

Vereinigte
Staaten

46,0
51,4
54,1
-
-

54,9

Vereinigtes
Königreich

27,6
35,9
40,0
44,1
-

44,1

Frank-
reich

42,0
49,0
52,5
55,9
59,4
61,8

Italien

31,3
39,7
43,9
48,1
52,3
57,3

Schweiz

25,7
33,2
36,9
40,6
-

40,9

Quelle: Eigene Berechnungen nach Tabellen A5 und A6.

maßgebend, so beträgt die Belastung des deutschen Anteilseigners rund

9 Prozentpunkte mehr als die des vergleichsweise hoch besteuerten fran-

zösischen Anteilseigners; die Abstände zur Belastung der Anleger in an-

deren Ländern betragen bis zu 30 Prozentpunkte. Noch ungünstiger wird

das Bild für einen deutschen Anleger bei einer Ausschüttungsquote von

lediglich 25 vH, weil das bundesdeutsche Anrechnungsverfahren dann

weniger zum Tragen kommt (Tabelle A9).

Die Ergebnisse für die Bundesrepublik im Falle der (totalen oder partiel-

len) Gewinnausschüttung beziehen sich auf inländische Streubesitz-An-

teilseigner, die zur Anrechnung der Körperschaftsteuer berechtigt sind.

Tabelle A9 - Steuerbelastung eines privaten inländischen Anteilseigners
bei einer Ausschüttungsquote von 25 vH in Abhängigkeit
vom persönlichen Einkommensteuersatz 1988 (vH)

Satz der per-
sönlichen Ein-
kommensteuer

0
20
30
40
50

Maximalsatz

Bundes-
republik

61,0
64,4
66,0
67,7
69,4
70,4

Vereinigte
Staaten

46,0
48,7
50,1
-
_

50,5

Vereinigtes
Königreich

32,7
36,9
38,9
41,0
_

41,0

Frank-
reich

47,8
51,3
53,0
54,8
56,5
57,8

Italien

38,9
43,1
45,1
47,2
49,3
51,9

Schweiz

25,7
29,4
31,3
33,1
_

33,3

Quelle: Eigene Berechnungen nach Tabellen A5 und A7.
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Für nicht anrechnungsberechtigte Anteilseigner, insbesondere für aus-

ländische mit Streubesitz, ist die Belastung der ausgeschütteten Gewinne

von Kapitalgesellschaften wesentlich höher. Während der inländische An-

teilseigner 67,3 vH des Gewinns vor Steuern einer Kapitalgesellschaft in

der Bundesrepublik bezieht (einschließlich Steuergutschrift), sind es für

den ausländischen Anteilseigner nur 43,1 vH; diese Beträge werden dann

mit der jeweiligen Einkommensteuer belastet.

Im Vereinigten Königreich wird - anders als in der Bundesrepublik - nur

ein Teil der Körperschaftsteuer des Unternehmens bei der Einkommensbe-

steuerung des inländischen Anteilseigners angerechnet. Die Steuerbela-

stung (bei Vernachlässigung der persönlichen Einkommensteuer) beträgt

rund 17 vH. Werden Gewinne britischer Kapitalgesellschaften an auslän-

dische Anteilseigner mit Streubesitz ausgeschüttet, so ist die Belastung

im Vereinigten Königreich als Quellenland höher, wenn Ausländern gemäß

dem betreffenden Doppelbes teuer ung sabkommen eine Steuergutschrift

nicht gewährt wird. Dies ist beispielsweise für Anteilseigner aus der

Bundesrepublik der Fall.

Man kann nun generell die Steuerbelastung vergleichen, die sich aus der

Sicht eines Anteilseigners in einem bestimmten Wohnsitzland, in dem er

einkommensteuerpflichtig ist, bei Entstehung des Gewinns in verschiede-

nen Ländern ergibt. Fraglich ist demnach, welche Dividende (gegebenen-

falls mit Steuergutschrift) ein Anteilseigner erhält, wenn ein Gewinn von

100 in den verschiedenen Ländern entsteht und ausgeschüttet werden

soll. Diese Dividende, die also je nach Entstehungsland des Gewinns un-

terschiedlich hoch "vorbelastet" ist, unterliegt im Wohnsitzland der Ein-

kommensteuer .

Entsprechende Vergleiche ergeben (Tabellen A10 und All), daß die Bun-

desrepublik für den deutschen Anleger noch relativ interessant erscheint

(Tabelle A10, Spalte 5), für britische und amerikanische Anleger ist sie

in steuerlicher Hinsicht aber wenig attraktiv (Tabelle All, Spalte 5). In-

teressant sind für Anleger aus dem Vereinigten Königreich und aus den

Vereinigten Staaten Beteiligungen an Kapitalgesellschaften mit Sitz im

Vereinigten Königreich. Nicht einmal die Schweiz ist steuerlich ähnlich

attraktiv.
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Tabelle A10 - Steuerbelastung auf Unternehmensebene bei Gewinnthesau-
rierung und bei Ausschüttung an einen deutschen Anteils-
eigner sowie Einkommen des deutschen Anteilseigners bei
Entstehung des Unternehmensgewinns in ausgewählten Län-
dern 1988 (vH) (a)

Entstehungsland
des Unternehmens-
gewinns

Bundesrepublik
Vereinigtes
Königreich
Vereinigte
Staaten
Frankreich
Italien
Schweiz

Belastung bei
Thesaurierung

(1)

70,4

37,9

46,0
53,6
46,4
25,7

(a) Anteil am Gewinn vor Steuerr
der Belastung durch
Bundesrepublik.

Belastung bei
Ausschüttung

Unter-
nehmens-
ebene

(2)

Quellen-
steuer
(b)

(3)

32,7 25,0

37,9 0,0

46,0 15,0
30,4 0,0
46,4 32,4
25,7 15,0

Anrechen-
bare
Quellen-
steuer(b)

(4)

25,0

0,0

15,0
0,0
32,4
15,0

i. - (b) Auf die Dividende. -

Einkommen
bei Aus-
schüttung
(c)

(5)

67,3

62,1

54,0
69,6
53,6
74,3

(c) Vor
i die persönliche Einkommensteuer im Wohnsitzland

Quelle: Boss [1988].

Wenn britische oder amerikanische Anteilseigner eine vom Weltmarkt vor-

gegebene erwartete Nettorendite in ihr Kalkül einschließen, dann werden

sie in der Bundesrepublik nur bei vergleichsweise hoher Bruttorendite

investieren. Dieses für die Investitionstätigkeit im Inland negative Er-

gebnis stellt sich in vielen Fällen auch dann ein, wenn eine ausländische

(Mutter-)Kapitalgesellschaft die steuerliche Attraktivität von Investitionen

ihrer Tochtergesellschaft in der Bundesrepublik mit der Attraktivität von

Investitionen beispielsweise in den Vereinigten Staaten vergleicht.
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Tabelle All - Steuerbelastung auf Unternehmensebene bei Gewinnthesau-
rierung und bei Ausschüttung an einen britischen oder
amerikanischen Anteilseigner sowie Einkommen des briti-
schen oder amerikanischen Anteilseigners bei Entstehung
des Unternehmensgewinns in ausgewählten Ländern 1988
(vH) (a)

Entstehungsland
des Unternehmens-
gewinns

Bundesrepublik
Vereinigtes
Königreich
Vereinigte
Staaten
Frankreich
Italien
Schweiz

Belastung bei
Thesaurierung

(1)

Belastung bei
Ausschüttung

Unter-
nehmens-
ebene

(2)

Quellen-
steuer
(b)

(3)

70,4 56,9 15,0

37,9 17,2 0,0

46,0 46,0 15,0
53,6 30,4 15,0(d)
46,4 46,4 15,0
25,7 25,7 15,0

Anrechen-
bare
Quellen-
steuer(b)

(4)

15,0

0,0

15,0
15,0(d)
15,0
15,0

(a) Anteil am Gewinn vor Steuern. - (b) Auf die Dividende. -

Einkommen
bei Aus-
schüttung
(c)

(5)

43,1

82,8

54,0
69,6
53,6
74,3

(c) Vor
der Belastung durch die persönliche Einkommensteuer im Vereinigten
Königreich oder in den Vereinigten Staaten als Wohnsitzland. -
(d) Auf die Dividende einschließlich Steuergutschrift.

Quelle: Boss [1988].
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IX. Anhangtabellen

Tabelle A12 - Produktkategorien nach dem Internationalen Warenverzeich-
nis für den Außenhandel

SITC rev.2

53
55
56
57
61
62
63
64
65
66
67
68
69
793
81
82
83
84
85
88

89

51,52
58
59
75

r 76{ 77

54
71,72

* 73,74
78

791
792
87

5-8

SITC rev.l

53
55
56
57
61
62
63
64
65
66
67
68
69

735
81
82
83
84
85

861.1, 861.2
861.4, 861.5
861.6,
862,863,864
89

51
58
59
714
724
722,723,725
726,729

54
711,712,717
718,715,719
732, 733
731
734
861.3, 861.7
861.8, 861.9
5-8(ohne 52)

Kursbezeichnung

Erzeugnisse der Heckscher-Ohlin-Industrien
Farbstoffe, Gerbstoffe und Farben
Körperpflege-, Waschmittel
Chemische Düngemittel
Pulver und Sprengstoffe
Leder, Lederwaren
Kautschukwaren
Kork- und Holzwaren
Papier und Pappe
Garne, Gewebe
Waren aus mineralischen Stoffen
Eisen und Stahl
NE-Metalle
Metallwaren
Wasserfahrzeuge
Sanitäre Anlagen, Heizung, Beleuchtung
Möbel
Reiseartikel
Bekleidung
Schuhe
Fotoapparate, optische Waren,
Uhren

Sonstige bearbeitete Waren
Erzeugnisse der mobilen Schumpeter-Industrien
Organische und anorganische Chemikalien
Kunststoffe, Zelluloseäther und -ester
Andere chemische Erzeugnisse
Buromaschinen, Datenverarbeitungsgeräte
Geräte für die Nachrichtentechnik
Elektrische Maschinen, Apparate, Geräte

Erzeugnisse der immobilen Schumpeter-Industrien
Medizinische und pharmazeutische Erzeugnisse

Maschinenbauerzeugnisse

Straßenfahrzeuge
Schienenfahrzeuge
Luft- und Raumfahrzeuge
Meß-, Prüf- und Kontrollinstrumente

Industriewaren insgesamt

Quelle: Eigene Zusammenstellung.
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Tabelle A13 - Unternehmen des Produzierenden Gewerbes, die Dienstlei-
stungen für andere Unternehmen erbringen, Bundesrepu-
blik 1988 (a)

Unternehmen

zahl
vH(d)

Schwerpunkte der Dienstleistungsverkäufe(b) Nachricht-
lich:
Repräsen-
tations-
grad (c)

Bergbau
Mineralölverarbeitung
Gewinnung u. Verarbeitung
v. Steinen u. Erden

Eisenschaffende Industrie
NE-Metallerzeugung,
NE-Metallhalbzeugwerke

Gießerei
Ziehereien, Kaltwalzwerke,
Stahlverformung

Stahl- und Leichtmetallbau

Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau

Schiffbau
Luft- u. Raumfahrzeugbau
Elektrotechnik
Feinmechanik, Optik
Herstellung v. EBM-Waren
Herstellung v. Musikin-
strumenten, Spielwaren

Chemische Industrie
Herstellung v. Büroma-
schinen, ADV-Geräten u.
-Einrichtungen

Feinkeramik
Herstellung u. Verarbei-
tung v. Glas

Holzbearbeitung
Holzverarbeitung
Zellstoff-, Holzschliff-,
Papier- u. Pappeerzeugung

Papier- u. Pappever-
arbeitung

Herstellung v. Kunststoff-
waren
Druckerei, Verviel-
fältigung

GummiVerarbeitung
Ledergewerbe
Textilgewerbe
Bekleidungsgewerbe
Ernährungsgewerbe
Tabakverarbeitung
Insgesamt

(a) Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten. - (b) In Klammern: Anteile der Unternehmen
mit Dienstleistungsverkäufen an allen Unternehmen mit Dienstleistungsverkäufen in den Berei-
chen DV = Datenverarbeitung; FuE = Forschung u. Entwicklung; TP = Technische Planung, Bera-
tung; V = Vermietung; WI = Wartung, Inspektion; DO = Dokumentation; S = Schulung von Kunden-
personal; DE = Design von Verbrauchsgütern; WE = Werbung; ENT = Entsorgungsleistungen;
LB = Lagerhaltung; TR = Transportleistungen. - (c) Meldende Unternehmen in vH aller Unter-
nehmen. - (d) Anteil an den meldenden Unternehmen.

19
10

123
20

28
39

70
82

416
110

25
13
208
64
147

28
165

24

15

23
20
79

18

63

80

53
31
22
78
52
229
7

5324

45,2
47,6

47,7
52,6

40,0
55,7

32,9
60,3

64,6
51,4

64,1
61,9
62,3
49,6
41,8

31,8
52,2

80,0

34,1

36,5
27,7
36,6

36,7

52,9

42,3

54,6
48,4
23,9
27,1
27,6
32,3
38,9
44,3

V
V

TP
TP

TP
TP

TP
TP
TR
TP
TP
V
TP
WI
TP
S
TP

S
S

S
DV
S

TP
TP
S

V

LH

TP

LH
TP
TP
V
DV
V
V
TP

(47),
(24),

(54)
(55)

(57)
(59)

(53)
(73)
(28)
(62)
(46)

(27)
(68)
(92)
(38)

(63),
(50)

(43),
(42),

(71),
(42)

(53),

(57)
(35)

(48),

(39),

(48)

(53)

(49)
(45)
(40)

(50),
(35)

(45),
(71)
(47)

ENT
DV

, TR
, V

, V
, V

, LH

, WI

, S
, WI

, WI
, LH

, S
TP
, S

TP
TP

WI

TP

, S
, V
TP

(47)
(19),

(30)
(45),

(39),
(36),

(37)
(46)

(62),
(41)

(36)

(77)
(33),
(40),
(31),

(36),
(39),

(67),

(40),

(48),
(25)
(39),

S (28)

, TP

, S

, DV

(27)

(34),

(43)

, TP (42)
TP (19),

, DV (26)
DV

-TR
TR

(40)

(36),
(23),

, DO (27)
, DO (34)

WI
, S

(54),
(38),

, LH (36)
, DO (69)
WI
WI
V

WE

(26),
(40),

(27)',

(29)
FuE (32)

DO

V

TP

TR

(58),

(33)

(30),

(25)

, DV (27)

DV

, V
, FuE (42),
, V
TP
, TR
DV

, S

(32),
(31),
(33)

(35),

(37),

DE
DV
, V
LH

V

(31),

(28),

ENT (19)

, S (24)

LH (32),
LH (23),

, TR (24)
, V (30),

DO (47)
FuE (31)

, DV (32)
, TP (61)
DO (24)
FuE (34)

WI (23)

, DV (32)

TP (50),

FuE (26)

, TR (25)

FuE (30)

TR (26)
DV (35)

(32),
(27),
(27),
(30)

(29),

DV (27)
TR (26)
DE (25)

WI (27),

, LH (19)

DV (29)
FuE (18)

, V (21)
S (29),

, DO (28)

, DO (31)

, V (28)

V (46),

, V (25)

DV (26)

53,2
44,7

16,7
36,9

48,3
16,5

13,7
10,9

13,8
12,5

40,6
50,0
13,5

11,1
17,3

15,7
27,4

27,8

28,9

23,8
18,6
11,0

39,2

17,0

10,9

5,6
31,5
16,9
21,9
15,2
20,6
52,9
15,9

Quelle: Mai [1989]; eigene Berechnungen.
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Tabelle A14 - Abgabenquote (a) und Bruttoinlandsprodukt (b) je Einwoh-
ner in den OECD-Ländern 1980 und 1986

Bundesrepublik
Australien
Belgien
Dänemark
Finnland
Frankreich
Griechenland
Irland
Island
Italien
Japan
Kanada
Luxemburg
Neuseeland
Niederlande
Norwegen
Österreich
Portugal
Schweden
Schweiz
Spanien
Türkei
Vereinigte Staaten
Vereinigtes Königreich

OECD-Länder insgesamt(d)

(a) Steueraufkommen und
Produkt. - (b) In Preiset
benquote im Verhältnis
(d) Ohne Jugoslawien.

Abgaben-
quote

Bruttoin-
landspro-
dukte je
Einwohner

1980

vH US-S

Abgaben-
quote

Bruttoin-
landspro-
dukte je
Einwohner

Steuer-
leid(c)

1986

vH US-$ vH

38,0 9535 37,5 10420 0,36
29,0 9253 31,4 10032 0,31
43,5 7817 45,4 8229 0,55
45,5 9940 50,6 11681 0,43
33,0 9812 38,4 11301 0,34
41,7 9013 44,2 9629 0,46
28,6 3244 36,7 3395 1,08
34,0 4907 40,2 5244 0,77

11491 • 12675
30,0 6963 36,2 7680 0,47
25,5 9370 28,8 11183 0,26
31,6 12549 33,2 14140 0,23
40,9 8329 42,4 9892 0,43
33,0 6158 32,9 6990 0,47
45,8 8466 45,5 8822 0,52
47,1 12075 49,8 14545 0,34
41,2 8054 42,6 8731 0,49
28,7 2007 32,4 2109 1,54
49,4 11016 53,5 12085 0,44
30,8 13585 32,6 14511 0,22
24,1 4098 30,4 4380 0,69
21,7 934 22,7 1105 2,05
29,5 15129 28,9 16912 0,17
35,3 7330 39,0 8218 0,47

35,1 9901 38,1 11077 0,34

Sozialbeiträge als Anteil am Bruttoinlands-
l und zu Wechselkursen von 1985. - (c) Abga-
zum Bruttoinlandsprodukt je Einwohner. -

Quelle: OECD [ c; e] ; eigene Berechnungen.
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